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Vom 28. September 2011

Wiesbaden, den 28. September 2011

D i e  H e s s i s c h e  K u l t u s m i n i s t e r i n  

H e n z l e r

Aufgrund des Art. 2 des Zweiten Ge-
setzes zur Änderung des Hessischen Leh-
rerbildungsgesetzes vom 10. Juni 2011
wird nachstehend der Wortlaut des Hessi-
schen Lehrerbildungsgesetzes in der vom
23. Juni 2011 an geltenden Fassung be-
kannt gemacht.

Hessisches Lehrerbildungsgesetz
in der Fassung vom 28. September 2011
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ERSTER TEIL

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Ziele und Inhalte der Lehrerbildung

(1) Die Lehrerbildung hat das Ziel, alle
Lehrkräfte zur sachkundigen Mitgestal-
tung der Bildung und Erziehung der
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Schülerinnen und Schüler zu befähigen.
Sie umfasst die Gesamtheit der Lehr- und
Lernaktivitäten zum Aufbau, zur Aktuali-
sierung und zur Erweiterung der im Leh-
rerberuf erforderlichen Kenntnisse, Fä-
higkeiten und Fertigkeiten. Sie soll die
Lehrkräfte qualifizieren, eigenständig
und verantwortungsbewusst die ihnen im
Hessischen Schulgesetz übertragenen
Aufgaben zu erfüllen, an der Weiterent-
wicklung des Schulwesens mitzuwirken
und den Anforderungen, die die Verände-
rungen der Schulpraxis an ihre Unter-
richts- und Erziehungsarbeit stellen, ge-
recht zu werden.

(2) Die Lehrerbildung vermittelt allen
Lehrkräften erziehungs- und gesell-
schaftswissenschaftliche, fachwissenschaft-
liche und fachdidaktische Kompetenzen.
Neben die pädagogische Professionalisie-
rung tritt die zielgerichtete Qualifizierung
für solche Aufgaben oder Teilaufgaben
der Lehrertätigkeit, die Angelegenheiten
der Schulverwaltung und des Schulrechts
sowie Aspekte der Haushaltsführung im
Schulbereich und den Einsatz von Me-
dientechnologie und Gesundheitsaspekte
betreffen. Die Lehrerbildung bereitet die
Lehrkräfte auf das Heranführen der Schü-
lerinnen und Schüler an das Berufsleben
vor.

(3) Die Lehrerbildung umfasst auch die
für Funktionsstellen in Schule und Bil-
dungsverwaltung erforderliche Qualifizie-
rung des an der Übernahme dieser Funk-
tionen interessierten und geeigneten oder
für diese Funktionsstellen vorgesehenen
und ausgewählten pädagogischen Perso-
nals.

§ 2

Grundqualifikationen der 
Lehrkräfte, Nachweis 

der Qualifizierung

(1) Die Lehrkräfte erfüllen den Bil-
dungs- und Erziehungsauftrag der Schule
auf der Grundlage fachlichen Könnens,
wissenschaftsorientierter Arbeitsweisen
und pädagogischer Befähigung.

(2) Ausgehend von der in der Ausbil-
dung erworbenen Lehrbefähigung sind
die Lehrkräfte verpflichtet, die berufli-
chen Grundqualifikationen während der
Berufsausübung zu erhalten und ständig
weiterzuentwickeln. Die Qualifizierungs-
maßnahmen dienen darüber hinaus der
Vorbereitung auf neue oder erweiterte
Aufgaben.

(3) Der Nachweis über die berufsbe-
gleitenden individuellen Aktivitäten zum
Erhalt, der Pflege und Weiterentwicklung
der beruflichen Qualifikationen wird
durch Qualifizierungsportfolios nach § 66
geführt.

§ 3

Organisation der Lehrerbildung

(1) Die Lehrerbildung beginnt mit der
in zwei Phasen gegliederten Lehreraus-
bildung. Die erste Phase umfasst das

Lehramtsstudium an einer Universität
oder Kunst- oder Musikhochschule, dem
sich als zweite Phase der pädagogische
Vorbereitungsdienst an Studienseminaren
für die verschiedenen Lehrämter an-
schließt. Beide Phasen werden jeweils mit
Staatsprüfungen abgeschlossen.

(2) Die Lehrerfortbildung setzt berufs-
begleitend bei Aufnahme des Dienstes
ein und währt bis zur Beendigung der
Diensttätigkeit. Alle Lehrkräfte sind zur
Fortbildung verpflichtet. Die Lehrkräfte
können von staatlichen Trägereinrichtun-
gen oder von freien Trägern angebotene
Fortbildungsveranstaltungen besuchen
oder sich privat fortbilden.

(3) Die Lehrerweiterbildung ist in der
Regel berufsbegleitend organisiert. Sie
zielt auf den Erwerb eines Lehramts oder
auf den Erwerb einer zusätzlichen Lehr-
befähigung in einem weiteren Fach, für
eine andere Schulform oder Schulstufe
oder in einer besonderen Fachrichtung.
Sie schließt mit einer vom Amt für Lehrer-
bildung abgenommenen Staatsprüfung
oder mit dem Erwerb eines Zertifikats ab.
Für die Abnahme von Abschlussprüfun-
gen für erweiternde Studien der Lehrkräf-
te und anderer Beschäftigter ist das Amt
für Lehrerbildung zuständig. Die nähere
Ausgestaltung der Lehrerweiterbildung
erfolgt durch Rechtsverordnung.

(4) Soweit für die Besetzung einer frei-
en Stelle an einer Schule unter Berück-
sichtigung der schulspezifischen Bedarfs-
situation keine geeigneten Lehrkräfte mit
einer Lehrerausbildung nach Abs. 1 zur
Verfügung stehen, kann zur Sicherung
der Unterrichtsabdeckung für geeignete
Personen ohne eine solche Lehrerausbil-
dung, die jedoch über einen Hochschul-
oder vergleichbaren Abschluss und eine
mindestens fünfjährige Berufserfahrung
im studierten Berufsfeld verfügen, ein be-
sonderes Verfahren zum Erwerb einer ei-
nem Lehramt gleichgestellten Qualifikati-
on durchgeführt werden. Die nähere Aus-
gestaltung des Verfahrens, insbesondere
im Hinblick auf Zulassung, Auswahl, Ein-
stellung in den öffentlichen Schuldienst,
berufsbegleitende Qualifizierung nach
den Standards der Lehrerausbildung und
Prüfung des Qualifizierungserfolgs, er-
folgt durch Rechtsverordnung. Hierbei ist
die inhaltliche Gleichwertigkeit der
gleichgestellten Qualifikation mit der Be-
fähigung für das entsprechende Lehramt
sicherzustellen. In der Rechtsverordnung
können auch die Voraussetzungen gere-
gelt werden, unter denen bereits im öf-
fentlichen Schuldienst beschäftigte Lehr-
kräfte ohne Lehrerausbildung nach Abs. 1
bei entsprechender Eignung an der be-
rufsbegleitenden Qualifizierung zum Er-
werb einer einem Lehramt gleichgestell-
ten Qualifikation teilnehmen können.
Wer die einem Lehramt gleichgestellte
Qualifikation im Rahmen einer berufsbe-
gleitenden Qualifizierung erwirbt, erlangt
zugleich auch die dem jeweiligen Lehr-
amt entsprechende Befähigung für die
Laufbahnen der Lehrkräfte des gehobe-
nen oder des höheren Dienstes.
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§ 4

Trägereinrichtungen 
der Lehrerbildung

(1) Die Universitäten oder Kunst- oder
Musikhochschulen vermitteln in den
Lehramtsstudiengängen die wissenschaft-
lichen und künstlerischen Grundlagen für
die berufliche Tätigkeit in der Schule. Die
Studierenden werden mit den für Unter-
richt und Erziehung wichtigen theoreti-
schen Grundlagen und Forschungsergeb-
nissen bekannt gemacht und befähigt, die
wissenschaftlichen Untersuchungs- und
Vermittlungsverfahren sachgerecht und
praxisorientiert anzuwenden. An der Fort-
und Weiterbildung der Lehrkräfte wirken
die Universitäten durch eigenständige
fachliche Angebote und durch die Ein-
richtung von Teilzeitstudiengängen,
durch die Öffnung universitärer Veran-
staltungen und Beteiligung an Veranstal-
tungen und Projekten anderer Trägerein-
richtungen der Lehrerbildung mit. § 16
Abs. 2 und 3 des Hessischen Hochschul-
gesetzes vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I
S. 666) gilt entsprechend.

(2) Die Studienseminare vermitteln im
pädagogischen Vorbereitungsdienst pra-
xisorientierte Professionalität unter beson-
derer Berücksichtigung der unterschiedli-
chen Bildungsziele der einzelnen Bil-
dungsgänge und Schulformen. Der Vor-
bereitungsdienst baut auf den im Studium
erworbenen fachlichen, fachdidaktischen,
erziehungswissenschaftlichen und berufs-
praktischen Kenntnissen und Fähigkeiten
auf. Er soll als pädagogische Ausbildung
durch Verknüpfung von Theorie und Pra-
xis auf die Tätigkeiten vorbereiten, die
sich für die Lehrkräfte aus dem Bildungs-
und Erziehungsauftrag der Schule erge-
ben. Die Studienseminare unterstützen
neben anderen Trägereinrichtungen
durch ihre Veranstaltungen auch das be-
rufsbegleitende Lernen der Lehrkräfte.

(3) Das Amt für Lehrerbildung übt die
Aufsicht über die Studienseminare aus.
Es ist für die Qualifizierung des Ausbil-
dungspersonals der Studienseminare ver-
antwortlich und führt Fort- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen für Lehrkräfte durch.
Es ist zuständig für die Ausgestaltung der
Anforderungsprofile von Qualifizierungs-
programmen für Funktionsstellen in
Schule und Bildungsverwaltung und führt
in Abstimmung mit den Staatlichen
Schulämtern Qualifizierungsmaßnahmen
durch. Es qualifiziert Lehrkräfte für Bera-
tungs- und Fortbildungstätigkeit sowie
für besondere Vorhaben der Schulent-
wicklung des Landes.

(4) Die Staatlichen Schulämter sind für
die Lehrerfortbildung in ihrem Zuständig-
keitsbereich verantwortlich. Die Staatli-
chen Schulämter werten die Qualifizie-
rungsportfolios der Schulleiterinnen und
Schulleiter aus. Auf der Grundlage der
Auswertung des Fortbildungs- und Quali-
fizierungsbedarfs in ihrem Zuständig-
keitsbereich schlagen sie dem Amt für
Lehrerbildung landesweite Fortbildungs-
und Qualifizierungsmaßnahmen vor.

(5) Die Schulen wirken als Kontakt-
schulen für die Praktika in den Lehramts-
studiengängen und als Ausbildungsschu-
len für den Vorbereitungsdienst an der
Lehrerausbildung mit. Sie beschließen im
Rahmen des Schulprogramms über schul-
eigene Fortbildungspläne nach § 67. Die
Schulleitungen beziehen die schulischen
Fortbildungspläne und die individuellen
Fort- und Weiterbildungswünsche sowie
die Portfolios der Lehrerinnen und Lehrer
nach § 66 in die Jahresgespräche ein und
schließen mit ihnen Zielvereinbarungen
über die Teilnahme an Qualifizierungs-
maßnahmen oder die Schwerpunktset-
zungen für Fortbildung ab.

(6) An der Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung der Lehrkräfte für den Religionsun-
terricht wirken die Kirchen aufgrund der
staatskirchenrechtlichen Vereinbarungen
mit.

(7) Das Kultusministerium kann Maß-
nahmen zur Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung von Lehrkräften, insbesondere zur
Vorbereitung auf Führungsaufgaben, und
von Führungskräften anbieten.

(8) Organisation und Aufgabengliede-
rung der Studienseminare und des Amtes
für Lehrerbildung werden durch Rechts-
verordnung näher ausgestaltet.

§ 5
Überprüfung der 

institutionellen Leistungen
(1) Die staatlichen Trägereinrichtun-

gen der Lehrerbildung haben die Aufga-
be, Qualität und Erfolg ihrer Arbeit regel-
mäßig zu ermitteln und zu bewerten (in-
terne Evaluierung). Die Absolventinnen
und Absolventen der Trägereinrichtungen
sind hierbei zu beteiligen. Personenbezo-
gene Daten werden nicht erhoben. Die
der Evaluierung zu Grunde gelegten
Qualitätsstandards und die Grundzüge
des Bewertungsverfahrens sind mit dem
Kultusministerium zu vereinbaren.

(2) Das Amt für Lehrerbildung berich-
tet dem Kultusministerium regelmäßig
über die Ergebnisse der Evaluierung in
seinem Geschäftsbereich. Es berichtet
insbesondere über die bei Prüfungen er-
brachten Leistungen der Absolventinnen
und Absolventen. Der Bericht soll auch
Aussagen zu Wirtschaftlichkeit und An-
gemessenheit des Mitteleinsatzes der
Lehrerbildungsmaßnahmen enthalten.
Die Ergebnisse der Evaluierung sind in
den Arbeitsprogrammen des Amtes für
Lehrerbildung und den Arbeitsplanungen
der Studienseminare zu berücksichtigen.

(3) Das Kultusministerium veranlasst
die externe Evaluierung der Leistungen
der in § 4 Abs. 2 bis 5 genannten staatli-
chen Trägereinrichtungen der Lehrerbil-
dung.

(4) Das für die Hochschulen zuständi-
ge Ministerium beteiligt das Kultusminis-
terium bei der Vorbereitung und bei der
Berichterstattung der Evaluierung und
den hierzu gegebenenfalls erforderlichen
Maßnahmen nach § 12 des Hessischen
Hochschulgesetzes.
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§ 6

Kooperationen

(1) Die Arbeit in den verschiedenen
Phasen der Lehrerbildung ist eng aufei-
nander bezogen. Die Trägereinrichtungen
der Lehrerbildung wirken nachhaltig als
Partner zusammen und organisieren die
Zusammenarbeit zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben im Rahmen ihrer Zuständigkeiten.

(2) Sie entwickeln, vereinbaren und
gestalten in enger Kooperation übergrei-
fende Entwicklungs-, Förder- und Qualifi-
zierungsvorhaben. Über die gemeinsame
Durchführung dieser Maßnahmen schlie-
ßen sie Vereinbarungen ab. Die Koopera-
tion umfasst insbesondere die Abstim-
mung von Lehr- und Lerninhalten und
von Evaluierungsverfahren sowie die Re-
gelung des Personalaustauschs zwischen
den Trägereinrichtungen.

§ 7

Aufsicht, Genehmigungs- 
und Anzeigepflichten

(1) Das Kultusministerium führt die
Aufsicht über das Amt für Lehrerbildung.

(2) Entscheidungen und Maßnahmen
des Amtes für Lehrerbildung in Angele-
genheiten der Bewertung von Prüfungs-
leistungen kann das Kultusministerium
aufheben, zu erneuter Entscheidung zu-
rückverweisen oder selbst entscheiden,
wenn

1. wesentliche Verfahrens- oder Rechts-
vorschriften verletzt wurden,

2. von unrichtigen Voraussetzungen oder
sachfremden Erwägungen ausgegan-
gen wurde oder

3. gegen allgemein anerkannte wissen-
schaftliche Grundsätze oder Bewer-
tungsmaßstäbe oder gegen den
Grundsatz der Gleichbehandlung ver-
stoßen wurde.

(3) Der Genehmigung des Kultusminis-
teriums bedürfen:

1. die vom Amt für Lehrerbildung festzu-
legenden Module des Vorbereitungs-
dienstes mit Standards zu den zu er-
werbenden Kompetenzen,

2. das vom Amt für Lehrerbildung aufge-
stellte Arbeitsprogramm.

(4) Die Geschäftsordnung des Amtes
für Lehrerbildung und die Kooperations-
und Leistungsvereinbarungen mit den
Trägern von Lehrerbildungsmaßnahmen
sind dem Kultusministerium anzuzeigen.
Sie treten drei Monate nach ihrer Anzeige
in Kraft, wenn das Kultusministerium
nicht innerhalb dieser Frist Änderungen
verlangt.

(5) Die von den Studienseminaren auf-
gestellten Arbeitsplanungen bedürfen der
Genehmigung durch das Amt für Lehrer-
bildung.

ZWEITER TEIL

Studium, Praktika

§ 8

Ziel des Studiums

Die Studierenden sollen im Studium
die wissenschaftlichen Grundlagen für
die berufliche Tätigkeit nach § 4 Abs. 1
erwerben und zur Organisation eines ei-
genständigen lebenslangen Lernens moti-
viert und befähigt werden. Das Studium
soll die erziehungs- und gesellschaftswis-
senschaftlichen, fachwissenschaftlichen
und fachdidaktischen Studienanteile in-
haltlich und zeitlich so miteinander ver-
binden, dass sie sich gegenseitig ergän-
zen und vertiefen.

§ 9

Modulare Studienstruktur

(1) Die Lehramtsstudiengänge werden
inhaltlich und organisatorisch in Module
gegliedert, die die Vergleichbarkeit,
Gleichwertigkeit und Überprüfbarkeit
von Inhalten und Anforderungen der
Lehramtsstudiengänge gewährleisten sol-
len.

(2) Module bestehen aus inhaltlich und
zeitlich aufeinander bezogenen oder auf-
einander aufbauenden Studieneinheiten,
die fach- und fachbereichsbezogen oder
fachübergreifend angelegt sein können.

(3) In den Studienordnungen der Uni-
versitäten werden Pflichtmodule und
Wahlpflichtmodule festgelegt. In den
Pflichtmodulen werden die grundlegen-
den Kompetenzen erworben. Die Wahl-
pflichtmodule dienen der Schwerpunkt-
bildung und der Spezialisierung von
Kompetenzen. Insbesondere Schwer-
punktbildungen und Spezialisierungen
können in einem Studienportfolio doku-
mentiert werden.

(4) Standards bilden den Maßstab für
die Ausbildung von Kompetenzen in den
fachwissenschaftlichen, fachdidaktischen,
erziehungs- und gesellschaftswissen-
schaftlichen sowie schulpraktischen Stu-
dien. Standards werden durch Rechtsver-
ordnung für verbindlich erklärt. Stan-
dards, die von der Ständigen Konferenz
der Kultusminister der Länder in der Bun-
desrepublik Deutschland für die Lehrer-
ausbildung beschlossen werden, können
für verbindlich erklärt werden.

(5) Module werden mit Prüfungen ab-
geschlossen, die mit Punkten und Noten
bewertet werden. Den Modulen werden
Leistungspunkte zugeordnet, die eine
quantitative Maßeinheit für den Arbeits-
aufwand der Studierenden darstellen.

(6) Der Durchschnitt der Punkte und
Noten aus den Pflicht- und Wahlpflicht-
modulen geht mit einer Gewichtung von
60 vom Hundert in die Berechnung der
Gesamtnote nach § 29 Abs. 4 ein.
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§ 10

Studium für das Lehramt
an Grundschulen

(1) Das Studium für das Lehramt an
Grundschulen umfasst:

1. Erziehungs- und Gesellschaftswissen-
schaften,

2. Didaktik der Grundschule,

3. die Unterrichtsfächer Deutsch und Ma-
thematik,

4. musisch-ästhetische Bildung und Be-
wegungserziehung und

5. mindestens ein aus folgendem Kanon
zu wählendes Unterrichtsfach:

a) Englisch,

b) Evangelische Religion,

c) Französisch,

d) Katholische Religion,

e) Kunst,

f) Musik,

g) Sachunterricht,

h) Sport.

Dieser Fächerkanon kann durch das Kul-
tusministerium bei Bedarf erweitert wer-
den.

(2) Die Regelstudienzeit beträgt drei-
einhalb Jahre. Sie kann unterschritten
werden, sofern die für die Zulassung zur
Ersten Staatsprüfung erforderlichen Leis-
tungen nachgewiesen werden.

(3) In den in Abs. 1 genannten Fächern
und in Deutsch als Fremd- oder Zweit-
sprache sowie in weiteren Fächern, insbe-
sondere in Herkunftssprachen, können
nach Genehmigung durch das Kultusmi-
nisterium Erweiterungsprüfungen nach 
§ 33 abgelegt werden.

(4) Spätestens bis zum Ende des drit-
ten Semesters ist eine Zwischenprüfung
abzulegen, die als Hochschulprüfung
durchgeführt wird. In besonders begrün-
deten Ausnahmefällen kann die Zwi-
schenprüfung bis zum Ende des fünften
Semesters abgelegt werden. Sie dient zu-
sammen mit dem ersten Teil der schul-
praktischen Studien dazu, die grundsätz-
liche Eignung für das angestrebte Lehr-
amt festzustellen. Sie umfasst die Grund-
lagen aller in Abs. 1 aufgeführten Studi-
enanteile. Die Zwischenprüfung ist be-
standen, wenn die erforderlichen Leis-
tungspunkte nachgewiesen werden.

(5) Eine hinreichende sprachpraktische
Kompetenz ist von Studierenden der
Neueren Fremdsprachen bis zur Zwi-
schenprüfung nachzuweisen.

§ 11

Studium für das Lehramt an 
Hauptschulen und Realschulen

(1) Das Studium für das Lehramt an
Hauptschulen und Realschulen umfasst:

1. Erziehungs- und Gesellschaftswissen-
schaften,

2. mindestens zwei Unterrichtsfächer aus
folgendem Kanon:

a) Arbeitslehre,

b) Biologie,

c) Chemie,

d) Deutsch,

e) Deutsch als Fremd- oder Zweitspra-
che,

f) Englisch,

g) Erdkunde,

h) Ethik,

i) Evangelische Religion,

j) Französisch,

k) Geschichte,

l) Informatik,

m) Katholische Religion,

n) Kunst,

o) Mathematik,

p) Musik,

q) Physik,

r) Politik und Wirtschaft,

s) Russisch,

t) Spanisch,

u) Sport.

Dieser Fächerkanon kann durch das Kul-
tusministerium bei Bedarf erweitert wer-
den.

(2) Die Regelstudienzeit beträgt drei-
einhalb Jahre. Sie kann unterschritten
werden, sofern die für die Zulassung zur
Ersten Staatsprüfung erforderlichen Leis-
tungen nachgewiesen werden.

(3) In den in Abs. 1 genannten Fächern
sowie insbesondere in Herkunftsspra-
chen, in deutscher Gebärdensprache und
in weiteren Fächern können Erweite-
rungsprüfungen nach § 33 abgelegt wer-
den.

(4) Spätestens bis zum Ende des drit-
ten Semesters ist eine Zwischenprüfung
abzulegen, die als Hochschulprüfung
durchgeführt wird. In besonders begrün-
deten Ausnahmefällen kann die Zwi-
schenprüfung bis zum Ende des fünften
Semesters abgelegt werden. Sie dient zu-
sammen mit dem ersten Teil der schul-
praktischen Studien dazu, die grundsätz-
liche Eignung für das angestrebte Lehr-
amt festzustellen. Sie umfasst die Grund-
lagen aller in Abs. 1 aufgeführten Studi-
enanteile. Die Zwischenprüfung ist be-
standen, wenn die erforderlichen Leis-
tungspunkte nachgewiesen werden.

(5) Eine hinreichende sprachpraktische
Kompetenz ist von Studierenden der
Neueren Fremdsprachen bis zur Zwi-
schenprüfung nachzuweisen.
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§ 12

Studium für das 
Lehramt an Gymnasien

(1) Das Studium für das Lehramt an
Gymnasien umfasst:

1. Erziehungs- und Gesellschaftswissen-
schaften,

2. mindestens zwei Unterrichtsfächer aus
folgendem Fächerkanon:

a) Biologie,

b) Chemie,

c) Deutsch,

d) Englisch,

e) Erdkunde,

f) Ethik,

g) Evangelische Religion,

h) Französisch,

i) Geschichte,

j) Griechisch (Altgriechisch),

k) Informatik,

l) Italienisch,

m) Katholische Religion,

n) Kunst,

o) Latein,

p) Mathematik,

q) Musik,

r) Philosophie,

s) Physik,

t) Politik und Wirtschaft,

u) Portugiesisch,

v) Russisch,

w) Spanisch,

x) Sport.

Dieser Fächerkanon kann durch das Kul-
tusministerium bei Bedarf erweitert wer-
den.

(2) Die Regelstudienzeit beträgt vier-
einhalb Jahre. Sie kann unterschritten
werden, sofern die für die Zulassung zur
Ersten Staatsprüfung erforderlichen Leis-
tungen nachgewiesen werden.

(3) Das Studium des Faches Musik und
das Studium des Faches Kunst schließen
sich gegenseitig aus.

(4) Studierende des Faches Musik oder
Kunst wählen zusätzlich eines der sonsti-
gen in § 11 Abs. 1 Nr. 2 genannten Unter-
richtsfächer für die Mittelstufe (Sekundar-
stufe I). Auf Wunsch der Bewerberin oder
des Bewerbers kann die Prüfung in einem
der in Abs. 1 Nr. 2 genannten Unterrichts-
fächer für die Oberstufe (Sekundarstufe
II) abgelegt werden.

(5) In einem der in Abs. 1 genannten
Fächer oder in

1. Polnisch,

2. Hebräisch,

3. Türkisch,

4. Deutsch als Fremd- oder Zweitspra-
che,

5. Wirtschaftswissenschaften,

6. Technikwissenschaften

und in weiteren Fächern können Erweite-
rungsprüfungen nach § 33 abgelegt wer-
den.

(6) Spätestens bis zum Ende des vier-
ten Semesters ist eine Zwischenprüfung
abzulegen, die als Hochschulprüfung
durchgeführt wird. In besonders begrün-
deten Ausnahmefällen kann die Zwi-
schenprüfung bis zum Ende des sechsten
Semesters abgelegt werden. Sie dient zu-
sammen mit dem ersten Teil der schul-
praktischen Studien dazu, die grundsätz-
liche Eignung für das angestrebte Lehr-
amt festzustellen. Sie umfasst die Grund-
lagen aller in Abs. 1 aufgeführten Studi-
enanteile. Die Zwischenprüfung ist be-
standen, wenn die erforderlichen Leis-
tungspunkte nachgewiesen werden.

(7) Eine hinreichende sprachpraktische
Kompetenz ist von Studierenden der
Neueren Fremdsprachen bis zur Zwi-
schenprüfung nachzuweisen.

§ 13

Studium für das Lehramt 
an beruflichen Schulen

(1) Das Studium für das Lehramt an
beruflichen Schulen umfasst:

1. Erziehungs- und Gesellschaftswissen-
schaften,

2. eine berufliche Fachrichtung aus fol-
gendem Fachrichtungskanon:

a) Bautechnik,

b) Chemie-, Biologie- und 
Physiktechnik,

c) Drucktechnik,

d) Elektrotechnik,

e) Energie- und Automatisierungs-
technik,

f) Kommunikations- und 
Informationstechnik,

g) Informatik,

h) Körperpflege,

i) Metalltechnik,

j) Fertigungstechnik,

k) Kraftfahrzeugtechnik,

3. ein Unterrichtsfach aus folgendem Fä-
cherkanon:

a) Biologie,

b) Chemie,

c) Deutsch,

d) Englisch,

e) Evangelische Religion,

f) Französisch,

g) Geschichte,

h) Informatik,

i) Katholische Religion,
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j) Mathematik,

k) Physik,

l) Politik und Wirtschaft,

m) Spanisch,

n) Sport.

Dieser Kanon von Fachrichtungen und
Fächern kann durch das Kultusministeri-
um bei Bedarf erweitert werden.

(2) Die Befähigung zum Lehramt an
beruflichen Schulen setzt eine praktische
Berufsausbildung voraus, deren Art und
Dauer durch Rechtsverordnung bestimmt
wird.

(3) Die Regelstudienzeit beträgt vier-
einhalb Jahre. Sie kann unterschritten
werden, sofern die für die Zulassung zur
Ersten Staatsprüfung erforderlichen Leis-
tungen nachgewiesen werden.

(4) Das Studium der beruflichen Fach-
richtung Chemietechnik schließt die Wahl
des Unterrichtsfachs Chemie aus. Das
Studium der beruflichen Fachrichtung In-
formatik schließt die Wahl des Unter-
richtsfaches Informatik aus.

(5) In einer der in Abs. 1 genannten
Fachrichtungen oder in einem der Fächer
kann eine Erweiterungsprüfung nach § 33
abgelegt werden. Es können nach Ge-
nehmigung durch das Kultusministerium
auch in weiteren Fachrichtungen und Fä-
chern Erweiterungsprüfungen abgelegt
werden.

(6) Spätestens bis zum Ende des vier-
ten Semesters ist eine Zwischenprüfung
abzulegen, die als Hochschulprüfung
durchgeführt wird. In besonders begrün-
deten Ausnahmefällen kann die Zwi-
schenprüfung bis zum Ende des sechsten
Semesters abgelegt werden. Sie dient zu-
sammen mit dem ersten Teil der schul-
praktischen Studien dazu, die grundsätz-
liche Eignung für das angestrebte Lehr-
amt festzustellen. Sie umfasst die Grund-
lagen aller in Abs. 1 aufgeführten Studi-
enanteile. Die Zwischenprüfung ist be-
standen, wenn die erforderlichen Leis-
tungspunkte nachgewiesen werden.

(7) Eine hinreichende sprachpraktische
Kompetenz ist von Studierenden der
Neueren Fremdsprachen bis zur Zwi-
schenprüfung nachzuweisen.

(8) Das Diplom-Handelslehrerstudium
und das Studium der Berufspädagogik
mit dem Schwerpunkt Schule ersetzen
das Studium nach Abs. 1.

(9) Das achtsemestrige Studium der
Agrarwissenschaften oder der Ökotropho-
logie ersetzt das Studium nach Abs. 1 
Nr. 2.

(10) Die Bewerberin oder der Bewer-
ber, die oder der das Studium der Agrar-
wissenschaften oder der Ökotrophologie
erfolgreich abgeschlossen hat, kann auf
Antrag eine Prüfung in einem der in 
Abs. 1 Nr. 3 genannten Fächer ablegen.

(11) Die Voraussetzungen für die Befä-
higung zum Lehramt an Fachschulen be-
sonderer Art, die von der Landesregie-

rung benannt werden, werden durch
Rechtsverordnung bestimmt.

§ 14

Studium für das Lehramt an 
Förderschulen

(1) Das Studium für das Lehramt an
Förderschulen umfasst:

1. Erziehungs- und Gesellschaftswissen-
schaften,

2. zwei sonderpädagogische Fachrich-
tungen für:

a) Lernhilfe,

b) Pädagogik für Praktisch Bildbare,

c) Erziehungshilfe,

d) Sprachheilpädagogik,

3. ein Unterrichtsfach aus dem Kanon
nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 mit Ausnahme
der Fächer Französisch, Spanisch und
Russisch.

(2) Die Regelstudienzeit beträgt vier-
einhalb Jahre. Sie kann unterschritten
werden, sofern die für die Zulassung zur
Ersten Staatsprüfung erforderlichen Leis-
tungen nachgewiesen werden.

(3) In den in Abs. 1 Nr. 3 genannten
Fächern oder in deutscher Gebärdenspra-
che als weiterem Fach können Erweite-
rungsprüfungen nach § 33 abgelegt wer-
den.

(4) Spätestens bis zum Ende des vier-
ten Semesters ist eine Zwischenprüfung
abzulegen, die als Hochschulprüfung
durchgeführt wird. In besonders begrün-
deten Ausnahmefällen kann die Zwi-
schenprüfung bis zum Ende des sechsten
Semesters abgelegt werden. Sie dient zu-
sammen mit dem ersten Teil der schul-
praktischen Studien dazu, die grundsätz-
liche Eignung für das Lehramt festzustel-
len. Sie umfasst die Grundlagen aller in
Abs. 1 Nr. 1 und 2 aufgeführten Studien-
anteile. Die Zwischenprüfung ist bestan-
den, wenn die erforderlichen Leistungs-
punkte nachgewiesen werden.

(5) Eine hinreichende sprachpraktische
Kompetenz ist von Studierenden der
Neueren Fremdsprachen bis zur Zwi-
schenprüfung nachzuweisen.

(6) Im Unterrichtsfach kann frühestens
nach dem sechsten Semester die Wahl-
fachprüfung vor dem Amt für Lehrerbil-
dung abgelegt werden.

§ 15

Praktika und 
schulpraktische Studien

(1) Alle Studierenden haben ein Orien-
tierungspraktikum von mindestens vier
Wochen Dauer nachzuweisen. Es kann
sowohl an Schulen als auch an Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe ab-
solviert werden. Die Ableistung des Ori-
entierungspraktikums ist in einem Studi-
enportfolio zu dokumentieren. Es soll vor
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Beginn des Studiums und muss spätes-
tens vor Beginn der schulpraktischen Stu-
dien in der vorlesungsfreien Zeit abge-
leistet werden.

(2) Alle Studierenden haben ein Be-
triebspraktikum von acht Wochen Dauer
in einem Produktions-, Weiterverarbei-
tungs-, Handels- oder Dienstleistungsbe-
trieb abzuleisten. Das Praktikum kann
auch im Ausland absolviert werden. Das
Betriebspraktikum entfällt, soweit eine
berufliche Ausbildung nachgewiesen
wird, wenn berufliche Praktika im Rah-
men der Vorschriften für das Lehramt an
beruflichen Schulen abzuleisten sind oder
wenn eine dem Betriebspraktikum ver-
gleichbare Tätigkeit ausgeübt worden ist.
Die Ableistung des Betriebspraktikums ist
in einem Studienportfolio zu dokumentie-
ren.

(3) Alle Studierenden haben die er-
folgreiche Teilnahme an schulpraktischen
Studien nachzuweisen, die nach einer
von der Universität erlassenen Prakti-
kumsordnung durchzuführen sind. Schul-
praktische Studien als Bestandteil der
Lehrerausbildung dienen den Zielen der
Verknüpfung von Studieninhalten und
schulischer Praxis, der Erfahrung und Re-
flexion des Berufsfeldes, dem Erproben
des eigenen Unterrichtshandelns in
exemplarischen Lehrarrangements sowie
der Analyse von Lernprozessen und Un-
terrichtsverläufen als forschendem Ler-
nen. Die Dokumentation der Erfahrungen
und der Ergebnisse der schulpraktischen
Studien kann in Form eines Praktikums-
berichts oder in einem Studienportfolio
vorgenommen werden.

(4) Die schulpraktischen Studien um-
fassen zwei Praktika an Schulen in Ver-
bindung mit Vorbereitungs- und Auswer-
tungsveranstaltungen. Ein Praktikum soll
vor dem dritten Semester liegen. Eines
der Praktika umfasst ein mindestens fünf-
wöchiges, grundsätzlich in der vorle-
sungsfreien Zeit durchzuführendes Block-
praktikum von einhundert Unterrichts-
stunden in der Schule in Verbindung mit
den Vorbereitungs- und Auswertungsver-
anstaltungen. Eines der Praktika kann als
semesterbegleitendes Praktikum organi-
siert werden, dessen Stundenzahl min-
destens dem eines fünfwöchigen Prakti-
kums entspricht. Die schulpraktischen
Studien werden Pflichtmodulen zugeord-
net.

(5) Während des Praktikums in der
Schule wird die oder der Studierende von
einer oder einem Beauftragten der Uni-
versität und einer Lehrkraft der Schule
oder einer Ausbilderin oder einem Aus-
bilder eines Studienseminars angeleitet.
Das Praktikum in der Schule setzt die Ko-
operation aller an der Lehrerbildung be-
teiligten Personen und Institutionen vo-
raus. Um die Kooperation zwischen den
Praktikumsbeauftragten der Universität
und den schulischen Mentoren oder Kon-
taktlehrern zu fördern, sind einmal jähr-
lich von den Universitäten organisierte
Veranstaltungen (Mentorentage) durch-
zuführen.

(6) Das Amt für Lehrerbildung ent-
scheidet im Benehmen mit der oder dem
Beauftragten für schulpraktische Studien
der Universität über die Anrechnung von
entsprechenden  Ausbildungsveranstal-
tungen, die außerhalb Hessens abgeleis-
tet worden sind, und über die Anrechen-
barkeit von schulpraktischen Studien auf
die Dauer des Vorbereitungsdienstes.

§ 16

Nähere Ausgestaltung des Studiums
und der Praktika

Die nähere Ausgestaltung des Studi-
ums, der Praktika und der schulprakti-
schen Studien erfolgt durch Rechtsverord-
nung mit Regelungen insbesondere

1. über die nähere Gestaltung und die In-
halte sowie zur Gewichtung der
Pflicht- und Wahlpflichtmodule in der
modularen Studienstruktur,

2. zur Durchführung der Praktika und
der schulpraktischen Studien.

DRITTER TEIL

Erste Staatsprüfung

§ 17

Zweck der Prüfung

Die Erste Staatsprüfung für ein Lehr-
amt an öffentlichen Schulen dient der
Feststellung, ob die Bewerberin oder der
Bewerber die durch das Studium zu er-
werbenden fachwissenschaftlichen, fach-
didaktischen und erziehungs- sowie ge-
sellschaftswissenschaftlichen Vorausset-
zungen für das angestrebte Lehramt be-
sitzt.

§ 18

Prüfungsausschüsse und Prüfer

(1) Das Amt für Lehrerbildung beruft
Prüfungsausschüsse für die Erste Staats-
prüfung. Dem jeweiligen Ausschuss ge-
hören an eine Beauftragte oder ein Beauf-
tragter des Amtes für Lehrerbildung als
Vorsitzende oder Vorsitzender, je eine
Prüferin oder ein Prüfer aus dem Bereich
der Erziehungs- und Gesellschaftswissen-
schaften, der Fachwissenschaften und der
Fachdidaktiken der jeweiligen Bewerbe-
rin oder des jeweiligen Bewerbers.

(2) Sofern Prüferinnen oder Prüfer in
den Ausschuss berufen werden, die nicht
Mitglieder oder Angehörige der ausbil-
denden Hochschulen sind, müssen sie die
Befähigung zu dem Lehramt besitzen, für
das die Prüfung abgelegt wird.

(3) Das Amt für Lehrerbildung beruft
Prüferinnen und Prüfer für die Dauer von
drei Jahren. Hochschullehrerinnen und
Hochschullehrer oder wissenschaftliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und
Lehrbeauftragte werden im Benehmen
mit dem für die Hochschulen zuständigen
Ministerium berufen. Nach Ablauf der
Amtszeit führen die Prüferinnen und Prü-
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fer so lange die Geschäfte weiter, bis
neue Prüferinnen und Prüfer berufen
worden sind. Eine Wiederberufung ist zu-
lässig. Die Tätigkeit als Prüferin oder Prü-
fer endet in der Regel mit dem Ausschei-
den aus dem Dienst des Landes Hessen.

(4) Ständige Prüferinnen und Prüfer
sind diejenigen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Amtes für Lehrerbildung
und der Studienseminare sowie Ausbil-
dungsbeauftragte, die über die Befähi-
gung zu einem Lehramt verfügen.

(5) Zu nebenamtlichen Prüferinnen
und Prüfern können Professorinnen und
Professoren sowie Schulaufsichtsbeamtin-
nen und -beamte oder im öffentlichen
Schuldienst oder an staatlich anerkannten
Ersatzschulen in freier Trägerschaft tätige
Lehrkräfte berufen werden. In Ausnah-
mefällen können wissenschaftliche Mit-
glieder und Lehrbeauftragte, soweit sie
Aufgaben nach § 18 Abs. 2 des Hessi-
schen Hochschulgesetzes wahrnehmen,
zu Prüferinnen und Prüfern berufen wer-
den.

§ 19

Teile der Prüfung

Die Erste Staatsprüfung besteht aus ei-
ner wissenschaftlichen Hausarbeit, Klau-
suren, mündlichen Prüfungen und im Fall
des § 27 Abs. 5 der diagnostischen Haus-
arbeit.

§ 20

Zulassung zu den Klausuren
und mündlichen Prüfungen

(1) Das Amt für Lehrerbildung ent-
scheidet über die Zulassung zu den Klau-
suren und mündlichen Prüfungen.

(2) Für die Zulassung sind nachzuwei-
sen:

1. ein ordnungsgemäßes Studium für das
angestrebte Lehramt,

2. das Bestehen einer Zwischenprüfung
nach den §§ 10 bis 14,

3. das Bestehen der Wahlfachprüfung bei
Bewerberinnen und Bewerbern für das
Lehramt an Förderschulen,

4. der Abschluss der Pflichtmodule mit
jeweils mindestens fünf Punkten und
des Betriebspraktikums,

5. die Ableistung der schulpraktischen
Studien und

6. die Bewertung der wissenschaftlichen
Hausarbeit mit mindestens fünf Punk-
ten.

§ 21

Wissenschaftliche Hausarbeit

(1) Die wissenschaftliche Hausarbeit
dient der Feststellung, ob die Bewerberin
oder der Bewerber fähig ist, ein Thema
aus einer Fachwissenschaft, einer Fachdi-
daktik, einer Fachrichtung oder den Er-
ziehungs- und Gesellschaftswissenschaf-
ten unter Anwendung wissenschaftlicher

Verfahren zu bearbeiten. Bewerberinnen
und Bewerber, die die Erste Staatsprü-
fung für das Lehramt an Grundschulen
ablegen wollen, können auch ein Thema
aus der Didaktik der Grundschule bear-
beiten. Bewerberinnen und Bewerber, die
die Erste Staatsprüfung für das Lehramt
an Förderschulen ablegen wollen, müssen
ein Thema mit einem sonderpädagogi-
schen Schwerpunkt bearbeiten.

(2) Den Wünschen der Bewerberinnen
und Bewerber für das Thema der wissen-
schaftlichen Hausarbeit soll nach Mög-
lichkeit Rechnung getragen werden.

(3) Die wissenschaftliche Hausarbeit
kann frühestens nach der Zwischenprü-
fung angefertigt werden.

§ 22

Klausuren

Die Klausuren dienen der Feststellung,
ob die Bewerberin oder der Bewerber in
begrenzter Zeit mit den gängigen wissen-
schaftlichen Methoden Einzelprobleme
des Prüfungsgebiets schriftlich bewälti-
gen kann.

§ 23

Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung dient der
Feststellung, ob die Bewerberin oder der
Bewerber die Zusammenhänge des Prü-
fungsgebietes erkennt, spezielle Frage-
stellungen in diese Zusammenhänge ein-
ordnen kann und über breites Grundla-
genwissen verfügt.

(2) In den Neueren Fremdsprachen ist
die mündliche Prüfung mindestens zur
Hälfte in der jeweiligen Fremdsprache
durchzuführen.

(3) Die mündlichen Prüfungen haben
jeweils eine Dauer von 60 Minuten.

§ 24

Noten und Punkte

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen
werden jeweils nach einem Punktesystem
nach Anlage 1 beurteilt.

(2) Die Notenstufen werden wie folgt
festgelegt:

„Sehr gut“ Die Leistung entspricht
den Anforderungen in
besonderem Maße.

„Gut“ Die Leistung entspricht
voll den Anforderungen.

„Befriedigend“ Die Leistung entspricht
im Allgemeinen den An-
forderungen.

„Ausreichend“ Die Leistung weist zwar
Mängel auf, entspricht
aber im Ganzen noch
den Anforderungen.

„Mangelhaft“ Die Leistung entspricht
nicht den Anforderun-
gen, lässt jedoch erken-
nen, dass die Mängel in
absehbarer Zeit behoben
werden können.
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„Ungenügend“ Die Leistung entspricht
nicht den Anforderun-
gen. Die Mängel können
in absehbarer Zeit nicht
behoben werden.

§ 25

Rücktritt, 
Verhinderung, Versäumnis

(1) Tritt die Bewerberin oder der Be-
werber während des Prüfungsverfahrens
der Wahlfachprüfung für das Lehramt an
Förderschulen, der wissenschaftlichen
Hausarbeit oder der Ersten Staatsprüfung
zurück, so entscheidet das Amt für Leh-
rerbildung darüber, ob die Prüfung nicht
bestanden ist oder fortgesetzt werden
kann. Tritt die Bewerberin oder der Be-
werber im Laufe der fortgesetzten Prü-
fung aus Gründen, die sie oder er zu ver-
treten hat, erneut zurück, so ist die Prü-
fung nicht bestanden.

(2) Kann die Bewerberin oder der Be-
werber aus Gründen, die sie oder er nicht
zu vertreten hat, die Prüfung nur zum Teil
ablegen, so entscheidet das Amt für Leh-
rerbildung darüber, welche ausstehenden
Prüfungsteile oder Teilleistungen noch
abzulegen sind. Eine Verhinderung ist
unverzüglich schriftlich dem Amt für Leh-
rerbildung mitzuteilen. Im Falle der
Krankheit ist der Nachweis durch Vorlage
eines amtsärztlichen Zeugnisses zu füh-
ren.

(3) Versäumt eine Bewerberin oder ein
Bewerber einen einzelnen Prüfungster-
min ohne wichtigen Grund, so werden die
zu diesem Termin zu erbringenden Prü-
fungsleistungen mit der Note „ungenü-
gend“ bewertet.

§ 26

Täuschungsversuche, 
Ordnungsverstöße

(1) Wenn eine Bewerberin oder ein Be-
werber bei der Prüfung täuscht oder zu
täuschen versucht, unerlaubte Hilfen ver-
wendet oder sie anderen gewährt, kann
die betreffende Prüfungsleistung mit der
Note ,,ungenügend“ bewertet werden. In
schweren Fällen kann die Bewerberin
oder der Bewerber von der Prüfung aus-
geschlossen werden. Die Prüfung ist in
diesem Falle nicht bestanden. Die Ent-
scheidung trifft das Amt für Lehrerbil-
dung nach Anhörung der Bewerberin
oder des Bewerbers.

(2) Behindert eine Bewerberin oder ein
Bewerber die Prüfung so schwerwiegend,
dass es nicht möglich ist, die eigene Prü-
fung oder die anderer Bewerberinnen
oder Bewerber ordnungsgemäß durchzu-
führen, so wird die Prüfung abgebrochen.
Die Entscheidung darüber trifft in Klausu-
ren die Leitung oder das aufsichtsführen-
de Mitglied des Amtes für Lehrerbildung,
in den mündlichen Prüfungen die Vertre-
terin oder der Vertreter des Amts für Leh-
rerbildung. Das Amt für Lehrerbildung
entscheidet, ob die Bewerberin oder der
Bewerber, die oder der für die Behinde-

rung der Prüfung verantwortlich ist, die
Prüfung fortsetzen darf oder die Prüfung
nicht bestanden hat. Im Falle der Fortset-
zung der Prüfung wird vom Amt für Leh-
rerbildung ein neuer Termin festgesetzt.

(3) Stellt sich erst nach Abschluss der
Prüfung heraus, dass die Voraussetzun-
gen des Abs. 1 Satz 1 vorgelegen haben,
so ist die betreffende Prüfungsleistung
nachträglich mit der Note ,,ungenügend“
zu bewerten und das Zeugnis einzuzie-
hen. Die Entscheidung trifft das Amt für
Lehrerbildung nach Anhörung der Be-
werberin oder des Bewerbers.

§ 27

Lehramtsbezogene 
Regelungen für die Prüfung

(1) Für alle Lehrämter sind in zwei
Themenschwerpunkten der Erziehungs-
und Gesellschaftswissenschaften Prüfun-
gen abzulegen, davon eine als Klausur,
die andere als mündliche Prüfung.

(2) Für das Lehramt an Grundschulen
sind in Didaktik der Grundschule und in
den drei Unterrichtsfächern je eine Prü-
fung abzulegen, davon eine als Klausur,
die drei weiteren in einer mündlichen
Prüfung.

(3) Für das Lehramt an Hauptschulen
und Realschulen ist in den beiden Unter-
richtsfächern je eine Prüfung abzulegen,
davon eine als Klausur, die andere als
mündliche Prüfung.

(4) Für das Lehramt an Gymnasien ist
in den beiden Unterrichtsfächern je eine
Prüfung abzulegen, davon eine als Klau-
sur, die andere als mündliche Prüfung.
Abweichend davon gilt für die künstle-
risch-wissenschaftlichen Fachrichtungen
Musik oder Kunst, dass die Prüfung im
Fach Musik oder Kunst stets als Klausur,
im zweiten Unterrichtsfach als mündliche
Prüfung abzulegen ist.

(5) Für das Lehramt an Förderschulen
sind in den beiden sonderpädagogischen
Fachrichtungen und dem Fach je eine
mündliche Prüfung abzulegen. Darüber
hinaus ist eine diagnostische Hausarbeit
anzufertigen.

(6) Für das Lehramt an beruflichen
Schulen gewerblich-technischer Fach-
richtung sind in der Fachrichtung eine
Klausur anzufertigen und im Fach eine
mündliche Prüfung abzulegen.

§ 28

Nachholprüfung

(1) Wird in der Wahlfachprüfung nach
§ 20 Abs. 2 Nr. 3 oder in der Ersten
Staatsprüfung nur eine Klausur, nur eine
mündliche Prüfung, nur die wissenschaft-
liche Hausarbeit oder nur die diagnosti-
sche Hausarbeit nach § 27 Abs. 5 schlech-
ter als mit fünf Punkten bewertet, kann
diese Prüfungsleistung einmal wiederholt
werden.

(2) Das Amt für Lehrerbildung be-
stimmt den Termin für die Nachholprü-
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fung. Die Nachholprüfung kann frühes-
tens im nächsten regulären Prüfungszeit-
raum durchgeführt werden.

(3) Bleibt die Bewerberin oder der Be-
werber aus von ihr oder ihm zu vertreten-
den Gründen dem festgesetzten Termin
fern oder besteht sie oder er die Nachhol-
prüfung nicht, ist die Erste Staatsprüfung
nicht bestanden.

§ 29

Gesamtnote

(1) Die Erste Staatsprüfung ist bestan-
den, wenn jeder der Prüfungsteile nach 
§ 19 Satz 1 mit mindestens fünf Punkten
bewertet wurde.

(2) Die Gesamtnote der Ersten Staats-
prüfung für alle Lehrämter setzt sich zu-
sammen aus:

1. den Punkten der Modulprüfungen mit
60 vom Hundert,

2. den Punkten der wissenschaftlichen
Hausarbeit mit 10 vom Hundert,

3. den Punkten der Prüfungen gemäß 
§ 27 mit 30 vom Hundert.

(3) Aus den Modulprüfungen sind
zwölf Leistungsnachweise einzubringen.

(4) Die Punkte der wissenschaftlichen
Hausarbeit zählen zweifach.

(5) Die Punkte der beiden Themen-
schwerpunkte in Erziehungs- und Gesell-
schaftswissenschaften zählen einfach.

(6) Darüber hinaus zählt

1. für das Lehramt an Grundschulen jede
Leistung nach § 27 Abs. 2 einfach,

2. für das Lehramt an Hauptschulen und
Realschulen jede Leistung nach § 27
Abs. 3 zweifach,

3. für das Lehramt an Gymnasien jede
Leistung nach § 27 Abs. 4 zweifach,

4. für das Lehramt an Förderschulen jede
Leistung nach § 27 Abs. 5 einfach,

5. für das Lehramt an beruflichen Schu-
len gewerblich-technischer Fachrich-
tung jede Leistung gemäß § 27 Abs. 6
zweifach.

(7) Die Summe der so gewichteten
Punkte ergibt die insgesamt erreichte
Punktzahl. Der Prüfungsausschuss stellt
die Gesamtnote der Prüfung nach der An-
lage 2 zu diesem Gesetz fest. Bei den Be-
ratungen können die übrigen Prüferinnen
und Prüfer zugezogen werden. Erzielt der
Prüfungsausschuss keine Einstimmigkeit
bei der Festlegung der Gesamtnote, ent-
scheidet die oder der Vorsitzende des
Ausschusses.

(8) Der nach Abs. 2 bis 7 berechneten
Gesamtnote entspricht folgende Gesamt-
wertung:

Gesamtnote 1,0 (300 Punkte): „,mit Aus-
zeichnung bestanden“,

von 1,0 (299 Punkte) bis Gesamtnote 1,5
(250 Punkte): ,,sehr gut bestanden“,

von 1,6 (249 Punkte) bis Gesamtnote 2,5
(190 Punkte): „gut bestanden“,

von 2,6 (189 Punkte) bis Gesamtnote 3,5
(130 Punkte): „befriedigend bestanden“,

von 3,6 (129 Punkte) bis Gesamtnote 4,0
(100 Punkte): „bestanden“,

schlechter als Gesamtnote 4,0: „nicht be-
standen“.

(9) Die Gesamtbewertung ist der Be-
werberin oder dem Bewerber bekannt zu
geben und zu begründen.

§ 30

Wiederholungsprüfung

(1) Eine Bewerberin oder ein Bewer-
ber, die oder der die Erste Staatsprüfung
oder die Wahlfachprüfung nicht bestan-
den hat, kann sie einmal wiederholen.
Die Wiederholungsprüfung kann frühes-
tens nach einem halben Jahr abgelegt
werden. Sie muss spätestens innerhalb
von einem Jahr nach Nichtbestehen der
Prüfung abgeschlossen sein. Das Amt für
Lehrerbildung kann die in Satz 2 festge-
legte Frist auf Antrag verkürzen und bei
amtsärztlich nachgewiesener Verhinde-
rung durch Erkrankung oder bei anderen
nachgewiesenen wichtigen Gründen auf
Antrag eine Verlängerung der in Satz 3
festgelegten Frist gewähren.

(2) Die Wiederholungsprüfung er-
streckt sich auf Prüfungsteile, bei denen
nicht mindestens fünf Punkte erzielt wur-
den.

(3) Das Amt für Lehrerbildung kann ei-
ne zweite Wiederholungsprüfung zulas-
sen, wenn besondere Gründe vorliegen,
die eine außergewöhnliche Behinderung
der Bewerberin oder des Bewerbers in
dem zweiten Prüfungsverfahren zur Folge
hatten, und eine nochmalige Wiederho-
lung hinreichend aussichtsreich erscheint.
Es kann Bedingungen über die Dauer
und den Inhalt des weiteren Studiums so-
wie die Erbringung bestimmter Leis-
tungsnachweise auferlegen.

§ 31

Freiversuch

Legt eine Bewerberin oder ein Bewer-
ber nach ununterbrochenem Lehramtsstu-
dium die Erste Staatsprüfung innerhalb
der Regelstudienzeit ab und besteht sie
oder er diese Prüfung nicht, so gilt sie auf
Antrag als nicht unternommen.

§ 32

Zeugnis

(1) Über die bestandene Erste Staats-
prüfung erhält die Bewerberin oder der
Bewerber ein Zeugnis, das das Thema
und die Punkte der wissenschaftlichen
Hausarbeit, die Punkte der einzelnen Fä-
cher, der Erziehungs- und Gesellschafts-
wissenschaften, der Fachrichtung oder
Fachrichtungen, die Gesamtpunkte und
die Gesamtnote sowie die Summe der
Leistungspunkte nach § 9 Abs. 5 enthält.
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Das Zeugnis wird von der Leitung des
Amtes für Lehrerbildung oder der oder
dem von ihr Beauftragten unterschrieben
und mit dem Dienstsiegel des Amtes für
Lehrerbildung versehen.

(2) Die Bewerberin oder der Bewerber,
die oder der die Prüfung nicht bestanden
hat, erhält hierüber einen mit Begrün-
dung und Rechtsbehelfsbelehrung verse-
henen Bescheid.

§ 33

Erweiterungsprüfung

(1) Eine Bewerberin oder ein Bewer-
ber, die oder der die Erste Staatsprüfung
für ein Lehramt bestanden hat, kann Er-
weiterungsprüfungen zu diesem Lehramt
in weiteren Fächern ablegen.

(2) Voraussetzung für die Zulassung zu
einer Erweiterungsprüfung sind weitere
Studien. Soweit die Bewerberin oder der
Bewerber für das Lehramt an Gymnasien
für die Erweiterungsprüfung ein Fach ge-
wählt hat, für das Fremdsprachenkennt-
nisse gefordert werden, ist vor Zulassung
zur Erweiterungsprüfung ein entspre-
chender Nachweis zu führen.

(3) Die Erweiterungsprüfung umfasst
eine Klausur, in den Fächern Sport, Mu-
sik und Kunst Fachpraxis, bei Neueren
Fremdsprachen und Deutsch als Fremd-
sprache/Zweitsprache zwei Klausuren
und eine mündliche Prüfung in dem ge-
wählten Unterrichtsfach oder in der Fach-
richtung. Im Übrigen gelten die §§ 17 bis
20 und 23 bis 29 entsprechend.

(4) Das Zeugnis über die bestandene
Erweiterungsprüfung gilt nur in Verbin-
dung mit dem Zeugnis über die bestande-
ne Erste Staatsprüfung.

§ 34

Nähere Ausgestaltung 
der Ersten Staatsprüfung

Die nähere Ausgestaltung der Ersten
Staatsprüfung erfolgt durch Rechtsverord-
nungen mit Regelungen insbesondere
über

1. das Zulassungsverfahren, insbesonde-
re die Art der Nachweise für die Mel-
dung und Zulassung zu den Klausuren
und mündlichen Prüfungen,

2. die nähere Ausgestaltung der Teile der
Prüfung, insbesondere die Art der
Nachweise für die Vergabe des The-
mas und die Zeiten für die Anfertigung
der Hausarbeit und der Klausuren, die
erlaubten Hilfsmittel und das Verfah-
ren der Begutachtung sowie die Einbe-
ziehung des Studienportfolios als
Grundlage der Prüfung,

3. die Durchführung der mündlichen Prü-
fungen,

4. Zulassung zur und Ausgestaltung der
Erweiterungsprüfung.

VIERTER TEIL

Pädagogische Ausbildung

Erster Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

§ 35

Ziel der Ausbildung
(1) Der Vorbereitungsdienst soll die

Lehrkräfte befähigen, den Bildungs- und
Erziehungsauftrag der Schule und die be-
sonderen Aufgaben der Bildungsgänge,
Schulformen und Schulstufen zu erfüllen.

(2) Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst
in dem Berufsfeld Agrarwirtschaft werden
auf Antrag darüber hinaus in der Bera-
tung, der Erwachsenenfortbildung und
der Verwaltung des landwirtschaftlichen
Förderungsdienstes ausgebildet.

§ 36
Aufnahme in den 

Vorbereitungsdienst
(1) Über die Zulassung zum Vorberei-

tungsdienst entscheidet das Amt für Leh-
rerbildung. Voraussetzung für die Zulas-
sung zum Vorbereitungsdienst ist die be-
standene Erste Staatsprüfung für ein
Lehramt oder eine vom Amt für Lehrerbil-
dung als gleichwertig anerkannte Prü-
fung.

(2) Zum Vorbereitungsdienst für den
Erwerb der Lehrbefähigung in arbeits-
technischen Fächern kann zugelassen
werden, wer eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung und zusätzliche Qualifikatio-
nen nachweist.

(3) In den Vorbereitungsdienst wird
nicht aufgenommen, wer dafür persönlich
ungeeignet oder, insbesondere wegen ei-
nes Verbrechens oder vorsätzlichen Ver-
gehens, der Erlangung der Befähigung
zum Lehramt nicht würdig ist.

(4) Der Vorbereitungsdienst wird von
Deutschen im Sinne des Art. 116 des
Grundgesetzes oder von Staatsangehöri-
gen anderer Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union in einem Beamtenverhältnis
auf Widerruf geleistet. Angehörige von
Staaten, die nicht der Europäischen Uni-
on angehören, oder Staatenlose können
in den Vorbereitungsdienst aufgenommen
werden. Sie können eine widerrufliche
Unterhaltsbeihilfe bis zur Höhe der An-
wärterbezüge eines Beamten im Vorbe-
reitungsdienst erhalten.

(5) Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst
führen folgende Bezeichnung:
1. Studienreferendarin oder Studienrefe-

rendar, soweit sie die Befähigung zum
Lehramt an Gymnasien oder zum
Lehramt an beruflichen Schulen an-
streben,

2. Lehramtsreferendarin oder Lehramts-
referendar, soweit sie die Befähigung
zum Lehramt an Grundschulen, zum
Lehramt an Hauptschulen und Real-
schulen oder zum Lehramt an Förder-
schulen anstreben,
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3. Fachlehreranwärterin oder Fachlehrer-
anwärter, soweit sie den Erwerb der
Lehrbefähigung in arbeitstechnischen
Fächern anstreben,

4. Schulreferendarin oder Schulreferen-
dar, soweit sie nicht Deutsche oder
Staatsangehörige anderer Mitglied-
staaten der Europäischen Union sind.

(6) Eine Zulassung zum Vorbereitungs-
dienst nach Ablauf der Hälfte des Vorbe-
reitungsdienstes in einem anderen Bun-
desland ist nur auf Antrag möglich. Das
Amt für Lehrerbildung entscheidet über
die Zulassung. Nach der Meldung zur
Zweiten Staatsprüfung in einem anderen
Bundesland ist eine Übernahme in den
Vorbereitungsdienst ausgeschlossen.

§ 37

Zulassungsbeschränkungen

(1) Die Zulassung zum Vorbereitungs-
dienst kann für den jeweiligen Zulas-
sungstermin versagt werden, wenn

1. die im Haushaltsplan des Landes zur
Verfügung stehenden Stellen und Mit-
tel nicht ausreichen oder

2. die personelle und sachliche Kapazität
der Studienseminare und der Ausbil-
dungsschulen eine sachgerechte Aus-
bildung nicht gewährleistet.

(2) Sofern die Zahl der fristgerecht ein-
gegangenen Anträge auf Zulassung zum
Vorbereitungsdienst für ein Lehramt von
Bewerberinnen und Bewerbern, die die
Voraussetzung für die Zulassung erfüllen,
die Zahl der zur Verfügung stehenden
Ausbildungsstellen übersteigt, sind

1. 50 vom Hundert der Ausbildungsstel-
len nach Eignung und Leistung der
Bewerberinnen und Bewerber,

2. 15 vom Hundert der Ausbildungsstel-
len für Fälle besonderer Härte,

3. 35 vom Hundert der Ausbildungsstel-
len nach der Dauer der Zeit seit der
ersten Antragsstellung auf Zulassung
zum Vorbereitungsdienst beim Amt für
Lehrerbildung

zur Verfügung zu stellen.

(3) Bei der Ermittlung der zur Verfü-
gung stehenden Ausbildungsstellen und
bei deren Verteilung nach Unterrichtsfä-
chern und Fachrichtungen sind zu be-
rücksichtigen und vom Amt für Lehrerbil-
dung in einem Kapazitätsplan darzustel-
len:

1. die im Haushaltsplan des Landes zur
Verfügung stehenden Stellen und Mit-
tel,

2. die räumlichen und sächlichen Gege-
benheiten der einzelnen Studiensemi-
nare,

3. die Zahl der an den einzelnen Studien-
seminaren tätigen Ausbilderinnen und
Ausbilder und die Art ihres Ausbil-
dungsauftrages,

4. die Gegebenheiten der den einzelnen
Studienseminaren zugeordneten Aus-
bildungsschulen.

§ 38

Dauer und Gliederung der
Pädagogischen Ausbildung

(1) Die pädagogische Ausbildung dau-
ert 21 Monate. Sie beginnt jeweils am 
1. Mai und 1. November eines Jahres und
gliedert sich in eine dreimonatige bewer-
tungsfreie Einführungsphase, zwei
Hauptsemester und ein Prüfungssemes-
ter.

(2) Die pädagogische Ausbildung be-
steht inhaltlich und organisatorisch aus
dem Ausbildungsunterricht und acht be-
werteten Modulen sowie aus nicht bewer-
teten Ausbildungsveranstaltungen. Die
Module sollen die Vergleichbarkeit,
Gleichwertigkeit und Überprüfbarkeit
von Ausbildungsinhalten des Vorberei-
tungsdienstes gewährleisten.

(3) Auf Antrag der Lehrkraft im Vorbe-
reitungsdienst kann ein zeitlich begrenz-
ter Teil der pädagogischen Ausbildung an
einer deutschen Schule im Ausland oder
in einer Lehrerausbildungseinrichtung ei-
nes anderen Staates absolviert werden.
Über den Antrag und die Anrechnung auf
die pädagogische Ausbildung entscheidet
das Amt für Lehrerbildung auf Vorschlag
der Leiterin oder des Leiters des Studien-
seminars.

(4) Auf Antrag der Lehrkraft im Vorbe-
reitungsdienst kann die pädagogische
Ausbildung

1. um höchstens neun Monate verkürzt
werden, wenn ein Ausbildungsvor-
sprung nachgewiesen wird,

2. um höchstens zwölf Monate verlängert
werden, wenn eine Verzögerung der
Ausbildung oder ein Ausbildungsrück-
stand, die oder der nicht von der Lehr-
kraft im Vorbereitungsdienst zu vertre-
ten ist, nachgewiesen wird.

(5) Die pädagogische Ausbildung er-
streckt sich auf Unterrichtsfächer oder
Fachrichtungen, in denen die erste
Staatsprüfung, eine Erweiterungsprüfung
nach § 33 oder eine ihr gleich gestellte
Prüfung abgelegt wurde. Für Bewerberin-
nen und Bewerber für die Lehrbefähi-
gung in arbeitstechnischen Fächern an
beruflichen Schulen, welche die Zulas-
sungsvoraussetzungen nach § 36 Abs. 2
erfüllen, erstreckt sich die pädagogische
Ausbildung auf die berufliche Fachrich-
tung in dem erlernten Beruf.

(6) Die fachdidaktische Ausbildung er-
folgt:

1. für das Lehramt an Grundschulen im
Unterrichtsfach Deutsch oder Mathe-
matik und in einem weiteren der in 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und Satz 2 be-
zeichneten Unterrichtsfächer,

2. für das Lehramt an Haupt- und Real-
schulen und für das Lehramt an Gym-
nasien in zwei Unterrichtsfächern,

3. für das Lehramt an beruflichen Schu-
len in einer beruflichen Fachrichtung
und in einem Unterrichtsfach,
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4. für das Lehramt an Förderschulen in
einem Unterrichtsfach und in einer för-
derpädagogischen Fachrichtung,

5. für den Erwerb der Lehrbefähigung in
arbeitstechnischen Fächern in dem Be-
rufsfeld oder der beruflichen Fachrich-
tung, in dem oder der eine Berufsaus-
bildung abgeschlossen wurde.

(7) Kann eine Bewerberin oder ein Be-
werber mehr als zwei Fächer oder Fach-
richtungen nachweisen, entscheidet das
Amt für Lehrerbildung auf Antrag, in wel-
chen Fächern oder Fachrichtungen die
pädagogische Ausbildung erfolgt.

§ 39

Studienseminare und 
Ausbildungsschulen

(1) Die pädagogische Ausbildung er-
folgt

1. an Studienseminaren für

a) Grundschulen, Hauptschulen, 
Realschulen und Förderschulen,

b) Gymnasien,

c) berufliche Schulen,

2. an Ausbildungsschulen.

(2) Die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars trägt die Gesamtverantwor-
tung für das Studienseminar. Sie oder er
verantwortet die pädagogische Ausbil-
dung sowie die Organisation und Perso-
nalentwicklung des Studienseminars und
nimmt die Aufgaben der oder des Dienst-
vorgesetzten nach Maßgabe der zu die-
sem Gesetz ergangenen Rechtsverord-
nungen wahr.

(3) Den Studienseminaren werden vom
Amt für Lehrerbildung Ausbildungsschu-
len zugeordnet.

§ 40

Nähere Ausgestaltung 
der pädagogischen Ausbildung

Die nähere Ausgestaltung der pädago-
gischen Ausbildung erfolgt durch Rechts-
verordnungen mit Regelungen insbeson-
dere

1. zur nachzuweisenden Berufs- und
Schulausbildung und zum Mindest-
und Höchstalter der Bewerberinnen
und Bewerber für den Vorbereitungs-
dienst,

2. zu den Einzelheiten der Auswahl unter
den Bewerberinnen und Bewerbern
nach Eignung und Leistung, Fällen be-
sonderer Härte und der Dauer der Zeit
seit der ersten Antragstellung; dabei
kann für die Auswahl unter rangglei-
chen Bewerberinnen und Bewerbern
auch die Entscheidung durch das Los
vorgesehen werden,

3. zum Bewerbungs- und Zulassungsver-
fahren,

4. zum Verfahren zur Ermittlung der Zahl
der zum jeweiligen Einstellungstermin
zur Verfügung stehenden Ausbil-

dungsstellen und deren Verteilung
nach Unterrichtsfächern, Unterrichts-
bereichen und Fachrichtungen,

5. zu den Teilen der pädagogischen Aus-
bildung nach § 38 Abs. 2,

6. zur Verkürzung und Verlängerung der
pädagogischen Ausbildung nach § 38
Abs. 4,

7. zur Rechtsstellung und zu den Aufga-
ben der Leiterinnen und Leiter der
Studienseminare und ihrer ständigen
Vertreterinnen oder Vertreter, der Ab-
teilungsleiterinnen und Abteilungslei-
ter, der Ausbilderinnen und Ausbilder,
der Ausbildungsbeauftragten, der
Mentorinnen und Mentoren und des
Seminarrates,

8. zur Verarbeitung personenbezogener
Daten der Lehrkräfte im Vorberei-
tungsdienst durch die Studiensemina-
re.

§ 40a

Pädagogische Facharbeit

(1) Die pädagogische Facharbeit dient
der Feststellung, ob die Lehrkraft im Vor-
bereitungsdienst fähig ist, die in einem
schulischen Sachverhalt enthaltene päda-
gogische Fragestellung zu analysieren
und einen pädagogischen Lösungsvor-
schlag zu erarbeiten.

(2) Die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars bestimmt für die Lehrkraft
im Vorbereitungsdienst auf ihren Vor-
schlag hin eine Ausbilderin oder einen
Ausbilder, die oder der sie bei der Wahl
und Eingrenzung des Themas und wäh-
rend der Anfertigung der pädagogischen
Facharbeit betreut. Der betreuenden Aus-
bilderin oder dem betreuenden Ausbilder
obliegt die Beurteilung und Bewertung
der pädagogischen Facharbeit.

(3) Nähere Einzelheiten der pädagogi-
schen Facharbeit werden durch Rechts-
verordnung geregelt.

Zweiter Abschnitt

Bewertungen

§ 41

Leistungsbewertung

(1) Für die Leistungsbewertung der
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst gelten
die §§ 24 bis 26 entsprechend.

(2) Grundlage der Leistungsbewertung
in den Modulen sind die praktische Un-
terrichtstätigkeit sowie die mündlichen,
schriftlichen und sonstigen Leistungen.
Die Leistungsbewertung orientiert sich an
den Standards nach § 7 Abs. 3 Nr. 1.

(3) Leistungen in der praktischen Un-
terrichtstätigkeit, die mit weniger als fünf
Punkten bewertet werden, können nicht
ausgeglichen werden.

(4) Die für die jeweiligen Module zu-
ständigen Ausbilderinnen und Ausbilder
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bewerten die für die Ausbildung relevan-
ten Einzelleistungen sowie die jeweiligen
Module. Für Bewertungen, die in der Zu-
ständigkeit von Ausbildungsschulen lie-
gen, ist die Schulleiterin oder der Schul-
leiter verantwortlich.

(5) Die Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst hat die Teilnahme an den Modu-
len, deren Bewertung und die Teilnahme
an den Ausbildungsveranstaltungen in ei-
nem Portfolio zu dokumentieren.

(6) Ein mit weniger als fünf Punkten
bewertetes Modul ist nicht bestanden. Es
können höchstens zwei nicht bestandene
Module der Hauptsemester durch jeweils
eine gesonderte Modulprüfung ausgegli-
chen werden.

(7) Kriterien und Verfahren der Leis-
tungsbewertung werden durch Rechtsver-
ordnung geregelt.

§ 42

Bewertung des Ausbildungsstandes

(1) Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter bewertet in einem Gutachten die Ar-
beit der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst
in der Schule unter besonderer Berück-
sichtigung der praktischen Unterrichtstä-
tigkeit.

(2) Die Bewertung des Ausbildungs-
standes ergibt sich als Summe aus den
Bewertungen von acht Modulen und den
verdoppelten Bewertungen des Gutach-
tens nach Abs. 1 und der pädagogischen
Facharbeit nach § 40a.

(3) Bei der pädagogischen Ausbildung
in dem Berufsfeld Agrarwirtschaft ist ein
Modul „Landwirtschaftlicher Förderungs-
dienst“ in die Bewertung des Ausbil-
dungsstandes einzubringen.

(4) Kriterien und Verfahren der Bewer-
tung des Ausbildungsstandes, insbeson-
dere bezüglich Abweichungen von Abs. 2
in den Fällen des § 38 Abs. 4, werden
durch Rechtsverordnung geregelt.

FÜNFTER TEIL

Zweite Staatsprüfung und Prüfung 
zum Erwerb der Lehrbefähigung 

in arbeitstechnischen Fächern

§ 43

Zweck der Prüfung

In der Zweiten Staatsprüfung soll die
Lehrkraft im Vorbereitungsdienst nach-
weisen, dass sie das Ziel der pädagogi-
schen Ausbildung erreicht hat und damit
die Befähigung für das Lehramt besitzt,
für das sie ausgebildet wurde. Dies gilt
entsprechend für den Erwerb der Lehrbe-
fähigung in arbeitstechnischen Fächern.

§ 44

Teile der Prüfung, Prüfungsausschuss

(1) Die Zweite Staatsprüfung und die
Prüfung zum Erwerb der Lehrbefähigung
in arbeitstechnischen Fächern umfassen

1. die unterrichtspraktische Prüfung,

2. die mündliche Prüfung.

(2) Die Prüfungen werden von einem
Prüfungsausschuss abgenommen, der
vom Amt für Lehrerbildung bestellt wird.
Ihm gehören an:

1. für den Prüfungsvorsitz eine Prüferin
oder ein Prüfer nach § 18 Abs. 4 oder
5,

2. ein Mitglied der Schulleitung der Aus-
bildungsschule und

3. zwei Ausbilderinnen oder Ausbilder.

(3) Der Prüfungsausschuss muss so zu-
sammengesetzt sein, dass durch die Qua-
lifikationen der Mitglieder die Unter-
richtsfächer und Fachrichtungen und das
entsprechende Lehramt der Lehrkraft im
Vorbereitungsdienst vertreten sind. Min-
destens zwei Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses sollen nicht bewertend an der
Ausbildung beteiligt gewesen sein. Bei
der Besetzung der Prüfungsausschüsse
arbeiten die Studienseminare regelmäßig
zusammen.

(4) Der Prüfungsausschuss ist be-
schlussfähig, wenn die oder der Vorsit-
zende und mindestens zwei weitere Mit-
glieder des Prüfungsausschusses anwe-
send sind und die Fächer und Fachrich-
tungen sowie das Lehramt der Lehrkraft
im Vorbereitungsdienst durch die anwe-
senden Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses vertreten sind.

(5) Die Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst kann eine Lehrkraft ihres Vertrau-
ens benennen, die an der Prüfung und an
den Beratungen des Prüfungsausschusses
mit beratender Stimme teilnimmt.

§ 45

Zulassung, Prüfungsverfahren

(1) Zuständig für die Zulassung zur
Zweiten Staatsprüfung und zur Prüfung
zum Erwerb der Lehrbefähigung in ar-
beitstechnischen Fächern oder zu Teilen
der Prüfungen ist die Leiterin oder der
Leiter des Studienseminars.

(2) Voraussetzungen für die Zulassung
zur Zweiten Staatsprüfung und zur Prü-
fung zum Erwerb der Lehrbefähigung in
arbeitstechnischen Fächern sind das Be-
stehen aller Module der Hauptsemester
und die Bescheinigung der Teilnahme an
den verpflichtenden Ausbildungsveran-
staltungen.

(3) Bei Nichtzulassung zur Zweiten
Staatsprüfung oder zur Prüfung zum Er-
werb der Lehrbefähigung in arbeitstech-
nischen Fächern gilt sie als endgültig
nicht bestanden. Bei von der Lehrkraft im
Vorbereitungsdienst zu vertretender Ver-
säumnis des Meldetermins gilt die Prü-
fung ebenfalls als endgültig nicht bestan-
den. Die Entscheidung ist der Lehrkraft
im Vorbereitungsdienst nach vorheriger
Anhörung durch die Leiterin oder den
Leiter des Studienseminars schriftlich be-
kannt zu geben.

Nr. 20 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 24. Oktober 2011 605



(4) Auf das Prüfungsverfahren finden
die §§ 18 bis 32 entsprechende Anwen-
dung, soweit sich nicht aus den folgenden
Bestimmungen etwas anderes ergibt.

§ 46

(aufgehoben)

§ 47

Unterrichtspraktische Prüfung

(1) Die unterrichtspraktische Prüfung
besteht aus zwei Prüfungslehrproben, die
sich auf zwei Unterrichtsfächer oder ein
Unterrichtsfach und eine Fachrichtung,
bei der Prüfung zum Erwerb der Lehrbe-
fähigung in arbeitstechnischen Fächern
auf eine Fachrichtung erstrecken. Sie
kann unter Berücksichtigung der curricu-
laren Vorgaben für die entsprechende
Schulform, Schulstufe oder den Bildungs-
gang in einer zusammenhängenden Lehr-
probe oder fächerverbindend durchge-
führt werden, wobei Inhalte des jeweili-
gen Faches oder der Fachrichtung nach 
§ 38 Abs. 6 schwerpunktmäßig vertreten
sein müssen.

(2) Die Bewertung der unterrichtsprak-
tischen Prüfung ergibt sich im Fall des
Abs. 1 Satz 1 aus der Summe der Bewer-
tungen der Prüfungslehrproben und im
Fall des Abs. 1 Satz 2 aus der Verdoppe-
lung der Bewertung der Lehrprobe.

§ 48

Mündliche Prüfung

In der mündlichen Prüfung werden die
in der Ausbildung erworbenen Kompe-
tenzen unter fachdidaktischen, allge-
meinpädagogischen, schulrechtlichen
und die Mitgestaltung der Schule betref-
fenden Fragestellungen behandelt. In der
mündlichen Prüfung soll die Lehrkraft im
Vorbereitungsdienst zeigen, dass sie Er-
kenntnisse aus den in Satz 1 genannten
Bereichen erörtern und im Hinblick auf
die Berufspraxis reflektieren kann.

§ 49

(aufgehoben)

§ 50

Gesamtbewertung

(1) Die Gesamtbewertung der Zweiten
Staatsprüfung und der Prüfung zum Er-
werb der Lehrbefähigung in arbeitstech-
nischen Fächern erfolgt durch den Prü-
fungsausschuss.

(2) Die Gesamtbewertung setzt sich
zusammen aus den Punkten der Bewer-
tung des Ausbildungsstandes nach § 42
mit 60 vom Hundert, der unterrichtsprak-
tischen Prüfung nach § 47 mit 30 vom
Hundert und der mündlichen Prüfung
nach § 48 mit 10 vom Hundert.

(3) Die Gesamtpunktzahl ergibt sich
aus den Punkten der Bewertung des Aus-
bildungsstandes nach § 42 mit einfacher
Wertung, der unterrichtspraktischen Prü-

fung nach § 47 mit dreifacher Wertung
und der mündlichen Prüfung nach § 48
mit zweifacher Wertung.

(4) Der Prüfungsausschuss stellt die
Prädikatsstufe und die Gesamtnote der
Zweiten Staatsprüfung oder der Prüfung
zum Erwerb der Lehrbefähigung in ar-
beitstechnischen Fächern nach der Anla-
ge 2 zu diesem Gesetz fest.

(5) Die Prüfung ist nicht bestanden,
wenn

1. eine Prüfungslehrprobe mit null Punk-
ten bewertet wird,

2. die Summe der einfachen Bewertun-
gen der Lehrproben weniger als zehn
Punkte beträgt,

3. die mündliche Prüfung mit null Punk-
ten bewertet wird oder

4. die Gesamtpunktzahl nach Abs. 3 we-
niger als 100 Punkte beträgt.

(6) In den Fällen des Abs. 5 Nr. 1 und 2
ist die Prüfung nicht fortzusetzen. Der
Lehrkraft im Vorbereitungsdienst ist dies
unter Angabe der Gründe schriftlich mit-
zuteilen.

(7) Für die Feststellung der Gesamtno-
te nach Abs. 4 gilt § 29 Abs. 7 Satz 3 und
4 und Abs. 8 entsprechend.

(8) Die Gesamtbewertung einschließ-
lich der Gesamtnote und der Prädikats-
stufe ist der Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst bekannt zu geben und zu begrün-
den.

§ 51

Wiederholungsprüfung

Wer zur Zweiten Staatsprüfung oder
zur Prüfung zum Erwerb der Lehrbefähi-
gung in arbeitstechnischen Fächern zuge-
lassen ist, diese aber nach § 50 Abs. 5
nicht bestanden hat, kann sie frühestens
nach drei Monaten, spätestens zum über-
nächsten Prüfungstermin vollständig wie-
derholen. Die Entscheidung über den
Wiederholungstermin trifft das Amt für
Lehrerbildung auf Vorschlag der Leiterin
oder des Leiters des Studienseminars. Es
kann eine zweite Wiederholungsprüfung
zulassen, wenn besondere Gründe vorlie-
gen, die eine außergewöhnliche Behinde-
rung der Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst in dem zweiten Prüfungsverfahren
zur Folge hatten und eine zweite Wieder-
holungsprüfung hinreichend aussichts-
reich erscheint. Die pädagogische Ausbil-
dung verlängert sich entsprechend. Das
Amt für Lehrerbildung kann auf Vor-
schlag des Studienseminars Bedingungen
über die Dauer und den Inhalt des weite-
ren Vorbereitungsdienstes und die Erbrin-
gung bestimmter Leistungsnachweise
auferlegen.

§ 52

Zeugnis

(1) Über die bestandene Zweite Staats-
prüfung und über die Prüfung zum Er-
werb der Lehrbefähigung in arbeitstech-
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nischen Fächern wird ein Zeugnis für das
jeweilige Lehramt oder für die Lehrbefä-
higung in arbeitstechnischen Fächern
ausgestellt. Das Zeugnis enthält die Ge-
samtbewertung einschließlich Gesamt-
punktzahl, Prädikatsstufe und Gesamtno-
te nach § 50 Abs. 2 bis 4. Es enthält au-
ßerdem die Einzelbewertungen der Mo-
dule, der pädagogischen Facharbeit, des
Gutachtens nach § 42 Abs. 1 sowie der
einzelnen Teile der Prüfung nach den 
§§ 47 und 48. Vermerke über besondere
qualifizierende Ausbildungsschwerpunk-
te sind zulässig.

(2) Wer die Prüfung bestanden hat, ist
berechtigt, je nach erworbenem Ab-
schluss die Bezeichnung ,,Lehrerin mit
Lehramt für“ oder ,,Lehrer mit Lehramt
für“ oder ,,Lehrerin mit Lehrbefähigung
für“ oder ,,Lehrer mit Lehrbefähigung
für“, ergänzt durch den jeweiligen Zusatz
des Lehramts oder der Lehrbefähigung,
zu führen.

(3) Bei der pädagogischen Ausbildung
in dem Berufsfeld Agrarwirtschaft ist in
das Zeugnis ein Vermerk aufzunehmen,
in dem der Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst die Befähigung zuerkannt wird, im
landwirtschaftlichen Förderungsdienst tä-
tig zu sein.

(4) Hat die Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst die Prüfung nicht bestanden,
so erhält sie darüber einen mit Begrün-
dung und Rechtsbehelfsbelehrung verse-
henen Bescheid.

§ 53

Entlassung aus dem 
Vorbereitungsdienst

(1) Die Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst, die die Zweite Staatsprüfung oder
die Prüfung zum Erwerb der Lehrbefähi-
gung in arbeitstechnischen Fächern be-
standen hat, ist mit Ablauf des einund-
zwanzigsten Monats seit Beginn der pä-
dagogischen Ausbildung aus dem Vorbe-
reitungsdienst entlassen. Bei Verkürzung
oder Verlängerung der Ausbildung ist sie
mit Ablauf des Monats, in dem sie die
Zweite Staatsprüfung oder die Prüfung
zum Erwerb der Lehrbefähigung in ar-
beitstechnischen Fächern bestanden hat,
frühestens aber mit Ablauf des zwölften
Monats seit Beginn der pädagogischen
Ausbildung, aus dem Vorbereitungsdienst
entlassen.

(2) Wenn die Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst nicht innerhalb einer Woche
nach Nichtbestehen der Wiederholungs-
prüfung die Zulassung zu einer zweiten
Wiederholungsprüfung beantragt hat
oder zur zweiten Wiederholungsprüfung
nicht zugelassen wurde, ist sie im erste-
ren Fall mit Ablauf des Monats, in dem
die Frist zur Beantragung einer zweiten
Wiederholungsprüfung abläuft, im zwei-
ten Fall mit Ablauf des Monats, in dem ihr
die Entscheidung über die Nichtzulas-
sung zu einer zweiten Wiederholungsprü-
fung bekannt gegeben wird, aus dem
Vorbereitungsdienst zu entlassen.

(3) Wenn die Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst

1. zum wiederholten Mal in der Prüfung
einen Täuschungsversuch begangen
hat oder

2. auch in der Wiederholungsprüfung
täuscht oder zu täuschen versucht,

ist sie mit Ablauf des Monats, in dem die
Voraussetzung nach Nr. 1 oder Nr. 2 vor-
liegt, aus dem Vorbereitungsdienst zu
entlassen.

(4) Die Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst ist aus dem Vorbereitungsdienst zu
entlassen, wenn mit hinreichender Wahr-
scheinlichkeit zu erwarten ist, dass sie das
Ausbildungsziel nicht erreichen wird, ins-
besondere

1. bei Fehlen der gesundheitlichen Eig-
nung, das durch ein amtsärztliches
Gutachten nachzuweisen ist,

2. wenn ein nicht bestandenes Modul ei-
nes Hauptsemesters nicht oder nicht
mehr nach § 41 Abs. 6 Satz 2 ausgegli-
chen werden kann.

§ 54

Nähere Ausgestaltung der Zweiten
Staatsprüfung und der Prüfung zum

Erwerb der Lehrbefähigung in 
arbeitstechnischen Fächern

Die nähere Ausgestaltung der Zweiten
Staatsprüfung und der Prüfung zum Er-
werb der Lehrbefähigung in arbeitstech-
nischen Fächern erfolgt durch Rechtsver-
ordnung mit Regelungen insbesondere

1. zum Zulassungsverfahren,

2. zu den Anforderungen an die unter-
richtspraktische Prüfung sowie

3. zu den Anforderungen an die mündli-
che Prüfung.

SECHSTER TEIL

Zusatzprüfungen

§ 55

Allgemeine Bestimmungen

Voraussetzung für eine Zusatzprüfung
zum Erwerb der Befähigung zu einem
weiteren Lehramt sind weitere Studien.
Die Zusatzprüfung erstreckt sich auf we-
sentliche fachwissenschaftliche, fachdi-
daktische und pädagogische Bereiche des
zu erwerbenden Lehramts.

§ 55a

Zusatzprüfung zum Erwerb 
der Befähigung zum Lehramt 

an Grundschulen

(1) Die Zusatzprüfung zum Erwerb der
Befähigung zum Lehramt an Grundschu-
len kann vor dem Amt für Lehrerbildung
ablegen, wer die Befähigung zum Lehr-
amt an Hauptschulen und Realschulen
oder die Befähigung zum Lehramt an
Gymnasien, die Befähigung zum Lehramt
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an beruflichen Schulen oder die Befähi-
gung zum Lehramt an Förderschulen be-
sitzt und nachweist, dass geeignete Vor-
bereitungen auf die Prüfung stattgefun-
den haben.

(2) Die Zusatzprüfung ist in der Didak-
tik der Grundschule und in den Unter-
richtsfächern Deutsch und Mathematik
sowie in einem der in § 10 Abs. 1 Satz 1
Nr. 5 und Satz 2 bezeichneten Fächer ab-
zulegen.

(3) Für die Durchführung der Zusatz-
prüfung gelten die §§ 22 bis 26, 28 und 30
entsprechend.

§ 56

Zusatzprüfung zum Erwerb
der Befähigung zum Lehramt an 
Hauptschulen und Realschulen

(1) Die Zusatzprüfung zum Erwerb der
Befähigung zum Lehramt an Hauptschu-
len und Realschulen kann vor dem Amt
für Lehrerbildung ablegen, wer die Befä-
higung zum Lehramt an Grundschulen,
die Befähigung zum Lehramt an Förder-
schulen, die Befähigung zum Lehramt an
Gymnasien oder die Befähigung zum
Lehramt an beruflichen Schulen besitzt
und nachweist, dass geeignete Vorberei-
tungen auf die Prüfung stattgefunden ha-
ben.

(2) Die Zusatzprüfung ist in einem, bei
der Befähigung zum Lehramt an Grund-
schulen in zwei der in § 11 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 und Satz 2 genannten Unterrichtsfä-
cher abzulegen.

(3) Für die Durchführung der Zusatz-
prüfung gelten die §§ 22 bis 26, 28 und 30
entsprechend.

§ 57

Zusatzprüfung zum Erwerb 
der Befähigung zum Lehramt 

an Förderschulen

(1) Die Zusatzprüfung zum Erwerb der
Befähigung zum Lehramt an Förderschu-
len kann vor dem Amt für Lehrerbildung
ablegen, wer die Befähigung zum Lehr-
amt an Grundschulen, die Befähigung
zum Lehramt an Hauptschulen und Real-
schulen, die Befähigung zum Lehramt an
Gymnasien oder die Befähigung zum
Lehramt an beruflichen Schulen besitzt
und ein förderpädagogisches Studium
von vier Semestern an einer wissenschaft-
lichen Hochschule absolviert hat. Bei der
Befähigung zum Lehramt an Grundschu-
len ist zusätzlich die Lehrbefähigung für
ein Fach der Sekundarstufe I zu erwer-
ben.

(2) Die Zusatzprüfung umfasst Prüfun-
gen in zwei sonderpädagogischen Fach-
richtungen sowie eine diagnostische
Hausarbeit. Die Bewerberin oder der Be-
werber kann die sonderpädagogischen
Fachrichtungen aus den in § 14 Abs. 1 
Nr. 2 genannten Fachrichtungen wählen.

(3) Für die Durchführung der Zusatz-
prüfung gelten die §§ 22 bis 26, 28 und 30
entsprechend.

§ 57a

Nähere Ausgestaltung
der Zusatzprüfung

Nähere Einzelheiten zu den Zusatz-
prüfungen zum Erwerb der Befähigung
zu einem weiteren Lehramt, insbesondere
zu Fächerkombinationen, werden durch
Rechtsverordnung geregelt.

SIEBTER TEIL

Lehrbefähigungen, 
Unterrichtserlaubnis

§ 58

Lehrbefähigung für
die einzelnen Schularten

(1) Die Befähigung zum Lehramt an
Grundschulen berechtigt auch zum Un-
terricht in denjenigen Fächern und Jahr-
gangstufen an weiterführenden Schulen,
für die eine Lehrbefähigung über die
Jahrgangstufe 4 hinaus erworben wurde.
Lehrkräfte mit der Befähigung zum Lehr-
amt an Grundschulen, die ihr Studium
nach Maßgabe von § 10 abgeschlossen
haben, erwerben eine solche Lehrbefähi-
gung bis einschließlich Jahrgangstufe 6
für die Fächer nach § 10 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 und 5 und Satz 2 mit Ausnahme des
Fachs Sachunterricht.

(2) Die Befähigung zum Lehramt an
Hauptschulen und Realschulen berechtigt
auch zum Unterricht in der Sekundarstufe
I der Gymnasien sowie zum Unterricht in
den allgemein bildenden Fächern der be-
ruflichen Schulen, soweit sie der Sekun-
darstufe I zuzuordnen sind.

(3) Die Befähigung zum Lehramt an
Gymnasien berechtigt auch zum Unter-
richt in den Hauptschulen und Realschu-
len sowie zum Unterricht in den allge-
mein bildenden Fächern der beruflichen
Schulen.

(4) Die Befähigung zum Lehramt an
beruflichen Schulen berechtigt auch zum
Unterricht an Hauptschulen, Realschulen
und Gymnasien.

(5) Die Befähigung zum Lehramt an
Förderschulen berechtigt auch zum Un-
terricht in den Grundschulen und im stu-
dierten Fach nach § 14 Abs. 1 Nr. 3 auch
zum Unterricht in den Hauptschulen und
Realschulen und in den besonderen Bil-
dungsgängen der beruflichen Schulen.

§ 59

Außerhalb Hessens und in anderen 
Ausbildungsgängen erworbene 

Lehrbefähigungen

Eine außerhalb Hessens in den Län-
dern der Bundesrepublik Deutschland
oder in anderen Ausbildungsgängen er-
worbene gleichwertige Befähigung zum
Lehramt oder zur Lehrbefähigung in ar-
beitstechnischen Fächern gilt als Befähi-
gung zum Lehramt oder als Lehrbefähi-
gung im Sinne dieses Gesetzes. Das Kul-
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tusministerium kann eine andere außer-
halb Hessens oder in anderen Ausbil-
dungsgängen erworbene Befähigung als
Befähigung zum Lehramt oder als Lehr-
befähigung im Sinne dieses Gesetzes an-
erkennen. Es kann seine Befugnis nach
Satz 2 einer nachgeordneten Dienststelle
übertragen.

§ 60

Anrechnung von Studienzeiten
und Prüfungsleistungen

(1) Semester, die die Bewerberin oder
der Bewerber an anderen deutschen
Hochschulen in einem Lehramtsstudien-
gang in den Bereichen, in denen sie oder
er die Prüfung ablegen will, studiert hat,
und die dabei erworbenen Noten und
Leistungspunkte werden angerechnet.

(2) Semester, die die Bewerberin oder
der Bewerber an ausländischen Hoch-
schulen studiert hat, und dort erfolgreich
absolvierte Studienveranstaltungen und
die dabei erworbenen Noten und Leis-
tungspunkte können angerechnet wer-
den, wenn es sich um Bereiche handelt,
in denen sie oder er die Prüfung ablegen
will.

(3) Studien- und Prüfungsleistungen
aus anderen Ausbildungsgängen, insbe-
sondere solche aus der gestuften Struktur
von Bachelor- und Masterstudiengängen,
können vom Amt für Lehrerbildung ganz
oder teilweise angerechnet werden, so-
fern sie für das von der Bewerberin oder
dem Bewerber angestrebte Lehramt för-
derlich sind.

(4) Die Anrechnung nach Abs. 1 und
Abs. 2 setzt voraus, dass auf der Grundla-
ge einer Gesamtbewertung festgestellt
wird, dass Studienzeiten, Studienleistun-
gen und Prüfungsleistungen in Inhalt,
Umfang und den Anforderungen denjeni-
gen des entsprechenden Lehramts oder
des einzelnen Fachs oder der Fachrich-
tung im Wesentlichen entsprechen.

(5) Das Amt für Lehrerbildung ist für
die Bewertung und Anrechnung von Stu-
dienzeiten und Prüfungsleistungen zu-
ständig.

§ 61

EU-Staatsangehörige

(1) Eine von Angehörigen eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union er-
worbene und durch Diplom nachgewiese-
ne Befähigung für den Beruf der Lehrerin
oder des Lehrers steht einer nach diesem
Gesetz erworbenen Befähigung zum
Lehramt oder einer nach diesem Gesetz
erworbenen Lehrbefähigung in arbeits-
technischen Fächern gleich, wenn

1. es sich um ein Diplom, ein Prüfungs-
zeugnis oder einen sonstigen Befähi-
gungsnachweis nach der Richtlinie
2005/36/EG des Europäischen Parla-
mentes und des Rates vom 7. Sep-
tember 2005 über die Anerkennung
von Berufsqualifikationen (ABl. EU 
Nr. L 255 S. 22, 2007 Nr. L 271 S. 18,

2008 Nr. L 93 S. 28, 2009 Nr. L 33 
S. 49), zuletzt geändert durch Verord-
nung (EG) Nr. 279/2009 der Kommissi-
on vom 6. April 2009 (ABl. EU Nr. L 93
S. 11), oder einen vom Herkunftsland
gleichgestellten Qualifikationsnach-
weis handelt,

2. die Bewerberin oder der Bewerber we-
sentliche Unterschiede der Berufsaus-
bildung in den von ihr oder ihm vertre-
tenen Unterrichtsfächern oder Fach-
richtungen nach ihrer oder seiner Wahl
durch Teilnahme an einem höchstens
dreijährigen Anpassungslehrgang oder
durch das Bestehen einer Eignungs-
prüfung ausgeglichen hat,

3. die Bewerberin oder der Bewerber
über die für den Unterricht erforderli-
chen deutschen Sprachkenntnisse ver-
fügt.

Vor einer Entscheidung, ob die Ablegung
einer Eignungsprüfung oder die Teilnah-
me an einem Anpassungslehrgang erfor-
derlich ist, ist zu überprüfen, ob die von
der Bewerberin oder dem Bewerber er-
worbene einschlägige praktische Berufs-
erfahrung die festgestellten wesentlichen
Unterschiede ganz oder teilweise aus-
gleicht. Werden diese Unterschiede im
Einzelfall hierdurch ganz ausgeglichen,
entfällt die Eignungsprüfung oder der
Anpassungslehrgang. Bei einem nur teil-
weisen Ausgleich werden die Eignungs-
prüfung oder der Anpassungslehrgang
auf die noch verbleibenden Unterschiede
ausgerichtet.

(2) Für die Dauer des Anpassungslehr-
gangs wird die Teilnehmerin oder der
Teilnehmer in ein öffentlich-rechtliches
Dienstverhältnis berufen und erhält eine
Unterhaltsbeihilfe in Höhe der Anwärter-
bezüge eines Beamten im Vorbereitungs-
dienst.

(3) Die Zulassung zu einem Anpas-
sungslehrgang kann von der Zahlung ei-
ner Ausbildungs- und Prüfungsgebühr
abhängig gemacht werden. Sofern die
Zahl der Bewerbungen für die Durchfüh-
rung eines Anpassungslehrgangs die Zahl
der zur Verfügung stehenden Stellen und
Mittel übersteigt, erfolgt ein Losverfah-
ren.

(4) Durch Rechtsverordnung werden
geregelt,

1. die Einzelheiten des Gleichstellungs-
verfahrens,

2. die Überprüfung der Berufserfahrung,

3. die inhaltliche Ausgestaltung und die
Durchführung der Eignungsprüfung
und des Anpassungslehrgangs sowie
die Zulassung zu diesem Lehrgang,

4. die Anforderungen an den Nachweis
der deutschen Sprachkenntnisse.

§ 62

Unterrichtserlaubnis, Religions- und
Weltanschauungsunterricht

(1) Wer die Befähigung zum Lehramt
oder die Lehrbefähigung in arbeitstechni-
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schen Fächern nicht besitzt, darf Unter-
richts- und Erziehungsaufgaben in öffent-
lichen Schulen nur mit Erlaubnis des Kul-
tusministeriums übernehmen. Die Erlaub-
nis kann für einzelne Unterrichtsbereiche
allgemein erteilt werden. Das Kultusmi-
nisterium kann seine Befugnis, die Er-
laubnis im Einzelfall zu erteilen, den
Staatlichen Schulämtern und dem Amt für
Lehrerbildung übertragen.

(2) Geistliche und entsprechende
Amtsträger einer Religions- oder Weltan-
schauungsgemeinschaft, denen ihre Kir-
che oder Religions- oder Weltanschau-
ungsgemeinschaft die Befähigung zur Er-
teilung von Religions- oder Weltanschau-
ungsunterricht zuerkannt hat, bedürfen
für die Übernahme des Unterrichts in die-
sen Fächern nicht der Erlaubnis nach
Abs. 1, wenn zwischen dem Land und der
Kirche, Religionsgemeinschaft oder Welt-
anschauungsgemeinschaft eine Vereinba-
rung über die Befähigung zur Erteilung
des Unterrichts abgeschlossen worden ist
und die vereinbarten Anforderungen er-
füllt werden.

ACHTER TEIL

Fortbildung und Personalentwicklung

§ 63

Aufgaben der Fortbildung
und Personalentwicklung

(1) Durch berufsbegleitende Fortbil-
dung und Maßnahmen der Personalent-
wicklung

1. erhalten und erweitern Lehrkräfte ihre
berufliche Qualifikation für

a) den Bildungs- und Erziehungsauf-
trag der Schule,

b) den Unterricht,

c) die besonderen Anforderungen der
Bildungsgänge, Schulformen und
Schulstufen,

d) den inklusiven Unterricht von Kin-
dern und Jugendlichen mit Behin-
derungen,

2. qualifizieren sich die Lehrkräfte für

a) besondere Aufgaben und Zustän-
digkeiten in der Schule,

b) Ausbildungs-, Beratungs- und Fort-
bildungstätigkeiten auf Zeit oder
Dauer,

c) schulische Leitungsaufgaben,

d) Funktionen in der Bildungsverwal-
tung oder der Lehrerausbildung in
der zweiten Phase.

(2) Die Fortbildung und Personalent-
wicklung in den ersten beiden Berufsjah-
ren dienen insbesondere der Einführung
in die Kollegial- und Arbeitsstrukturen
der Schulen und vertiefen und erweitern
die erworbenen Qualifikationen zur Mit-

wirkung an den innerschulischen Gestal-
tungsaufgaben. Darüber hinaus sollen in-
dividuelle Qualifikationsschwerpunkte im
Hinblick auf die weitere Berufslaufbahn
gezielt gefördert werden. Zuständig für
die Fortbildung und Personalentwicklung
in den ersten beiden Berufsjahren ist die
Schulleitung, sie wird von den in § 64 ge-
nannten Einrichtungen unterstützt.

§ 64

Träger und Zuständigkeiten

(1) Träger berufsbegleitender Fortbil-
dung und von Maßnahmen der Personal-
entwicklung können die in § 4 genannten
Einrichtungen der Lehrerbildung, Fach-
und Berufsverbände, Einrichtungen der
Wirtschaft, Stiftungen und weitere freie
private und öffentliche Träger sein.

(2) Ob Veranstaltungen berufsbeglei-
tender Fortbildung und Qualifizierung
anerkannt werden können und ob eine
Kostenübernahme aus dienstlichem Inte-
resse ganz oder teilweise in Betracht
kommt, entscheidet die Schulleitung.

(3) Das Amt für Lehrerbildung ist zu-
ständig für die Ausgestaltung und Siche-
rung der Standards bei Maßnahmen zur
Qualifizierung für Funktionsstellen in
Schule und Bildungsverwaltung auf Zeit
oder auf Dauer. Soweit die Staatlichen
Schulämter von diesen Maßnahmen be-
troffen sind, sind diese mit ihnen abzu-
stimmen.

§ 65

Akkreditierung

(1) Alle Fortbildungs- und Qualifizie-
rungsangebote zum Erhalt und zur Erwei-
terung der berufsbezogenen Qualifikation
und zur Vorbereitung auf neue oder er-
weiterte Aufgaben nach § 63 bedürfen
der Akkreditierung, durch die die Eig-
nung der jeweiligen Fortbildung oder
Maßnahme nachgewiesen wird. Für nicht
in § 4 genannte Trägereinrichtungen von
Fortbildungen und Personalentwicklungs-
maßnahmen ist darüber hinaus im Ver-
fahren der Akkreditierung deren Eignung
als Veranstalter von Fortbildungen 
und Personalentwicklungsmaßnahmen
für Lehrkräfte nachzuweisen.

(2) Zuständig für die Akkreditierung
ist das Amt für Lehrerbildung.

(3) Einzelheiten der Akkreditierung
werden durch Rechtsverordnung gere-
gelt.

§ 66

Teilnahme- und Nachweispflicht

(1) Lehrkräfte sind verpflichtet, ihre
berufsbezogene Grundqualifikation zu er-
halten und weiterzuentwickeln. Über die
Wahl der hierfür geeigneten Fortbil-
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dungsangebote entscheiden die Lehrkräf-
te in Abstimmung mit der Schulleitung.

(2) Die Lehrkräfte dokumentieren die
von ihnen wahrgenommene Fortbildung
und Qualifizierung sowie auf Wunsch
weitere die Berufslaufbahn fördernde
Kompetenzen in einem Qualifizierungs-
portfolio, das sie auf Anforderung der
Schulleitung vorlegen. Die Auswertung
der Qualifizierungsportfolios ist Bestand-
teil von Mitarbeitergesprächen. Die Teil-
nahme an Fortbildungen wird im Qualifi-
zierungsportfolio durch eine Bescheini-
gung des Anbieters dokumentiert, die
mindestens Angaben zur Person sowie zu
Thema, Inhalt und Zeitumfang der Fort-
bildung umfasst.

(3) Unbeschadet der Bestimmungen
des Abs. 1 kann die Schulleitung Lehr-
kräfte nach Auswertung der jeweiligen
Qualifizierungsportfolios und der Mitar-
beitergespräche zur Wahrnehmung be-
stimmter Fortbildungsmaßnahmen ver-
pflichten.

(4) Die Fortbildung soll in der unter-
richtsfreien Zeit stattfinden. In besonde-
ren Fällen kann die Schulleitung für vom
Land Hessen akkreditierte oder nach 
Art. 5 Abs. 3 der Richtlinie 2006/123/EG
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 12. Dezember 2006 über Dienst-
leistungen im Binnenmarkt (ABl. EU Nr. L
376 S. 36) gleichwertig anerkannte Fort-
bildungsveranstaltungen Dienstbefreiung
gewähren, sofern dienstliche Erfordernis-
se nicht entgegenstehen.

(5) Alle Lehrkräfte haben im Rahmen
der Jahresgespräche das Recht auf Lauf-
bahnberatung als Grundlage einer geziel-
ten Förderung von Entwicklungsschwer-
punkten. Art und Umfang der Teilnahme
an entsprechenden Qualifizierungsmaß-
nahmen werden in Vereinbarungen zwi-
schen Staatlichem Schulamt, Schulleitung
und Lehrkräften festgelegt. Der Nachweis
der erfolgreichen Teilnahme an aufga-
ben- und funktionsbezogenen Qualifizie-
rungsmaßnahmen soll in der Regel zur
Voraussetzung für die Übernahme von
Funktionsstellen in Schule und Bildungs-
verwaltung auf Zeit oder auf Dauer ge-
macht werden.

(6) Einzelheiten zu Teilnahme- und
Nachweispflicht werden durch Rechtsver-
ordnung geregelt.

§ 67

Fortbildungsplan der Schule

(1) Die Schule legt als Teil des Schul-
programms in einem Fortbildungsplan die
schulbezogenen Qualifizierungsanforde-
rungen fest. Der Fortbildungsplan be-
rücksichtigt sowohl Entwicklungsschwer-
punkte des Schulprogramms als auch die
Bewertung der Qualifizierungsportfolios
durch die Schulleitung.

(2) Zur Umsetzung des Fortbildungs-
plans steht der Schule nach Maßgabe des
Haushaltsgesetzes ein Fortbildungsbud-
get zur Verfügung.

NEUNTER TEIL

Zuständigkeit zum Erlass von 
Rechtsverordnungen und Ausschluss 

der elektronischen Form

§ 68

Zuständigkeit zum Erlass von 
Rechtsverordnungen und

Ausschluss der elektronischen Form

(1) Die Rechtsverordnungen zur
Durchführung dieses Gesetzes erlässt die
Kultusministerin oder der Kultusminister.

(2) Soweit nach diesem Gesetz oder
nach den aufgrund dieses Gesetzes erlas-
senen Rechtsvorschriften die Schriftform
erforderlich ist, ist die elektronische Form
ausgeschlossen.

ZEHNTER TEIL

Übergangs- und 
Schlussbestimmungen

§ 69

Übergangsvorschrift

(1) Für Studierende, die vor dem Win-
tersemester 2005/2006 ihr Lehramtsstudi-
um aufgenommen haben, und Lehrkräfte
im Vorbereitungsdienst, die vor dem 
23. Juni 2011 in den Vorbereitungsdienst
aufgenommen wurden, gilt dieses Gesetz
in der bis zum 22. Juni 2011 geltenden
Fassung.

(2) Studierende des Lehramts an
Grundschulen, die ihre Erste Staatsprü-
fung nach den bis zum 8. Dezember 2004
in Hessen geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen abgelegt haben, werden im Vor-
bereitungsdienst in ihrem Wahlfach und
einem ihrer beiden Didaktikfächer ausge-
bildet.

(3) Abweichend von § 38 Abs. 1 Satz 2
beginnt die pädagogische Ausbildung im
Jahr 2011 am 1. Februar und 1. Novem-
ber.

(4) Lehrkräften im Vorbereitungs-
dienst, die eine Staatsprüfung nach dem
4. Februar 2009 nach diesem Gesetz in
der bis zum 20. Juli 2009 geltenden Fas-
sung ablegen oder abgelegt haben, oder
Studierenden, die zum Wintersemester
2005/2006 oder danach ihr Lehramtsstu-
dium aufgenommen haben und die die
Staatsprüfung nach diesem Gesetz in der
bis zum 20. Juli 2009 geltenden Fassung
abgelegt haben, kann auf Antrag ein neu-
es Zeugnis ausgestellt werden, sofern aus
der Tabelle zur Ermittlung der Gesamtno-
te der Ersten und Zweiten Staatsprüfung
der Anlage 2 in der ab dem 21. Juli 2009
geltenden Fassung eine andere Gesamt-
note der Staatsprüfung ermittelt werden
kann. Der Antrag ist an die jeweilige
Zeugnis erteilende Stelle zu richten.

(5) Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst,
die vor dem 23. Juni 2011 in den Vorbe-
reitungsdienst aufgenommen wurden und
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die aufgrund einer genehmigten Unter-
brechung den Vorbereitungsdienst zu ei-
nem Zeitpunkt wiederaufnehmen, der das
Ablegen der Zweiten Staatsprüfung vor
dem 31. Januar 2013 ausschließt, setzen
ihren Vorbereitungsdienst nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes fort. Über die
Anrechnung der vor der Unterbrechung
erbrachten Leistungen entscheidet das
Amt für Lehrerbildung.

§ 70

(vollzogen)

§ 71

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2016 außer Kraft.
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Tabelle zur Beurteilung einzelner Prüfungsleistungen nach einem 
Punktsystem 
 
Notenstufen 
 

Punktzahl entspr. 
Dezimalnote 

15 1,0 

14 1,0 

sehr gut (1) 
 

13 1,33 

 

12 1,66 

11 2,0 

gut (2) 
 

10 2,33 

 

09 2,66 

08 3,0 

befriedigend (3) 
 

07 3,33 

 

06 3,66 

05 4,0 

ausreichend (4) 
 

04 4,33 

 

03 4,66 

02 5,0 

mangelhaft (5) 
 

01 5,33 

 
ungenügend (6) 
 00 6 

 
 

Anlage 1 (zu § 24 Abs. 1)
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Tabelle zur Ermittlung der Gesamtnote der Ersten und Zweiten 
Staatsprüfung und der Prüfung zum Erwerb der Lehrbefähigung 
in arbeitstechnischen Fächern 
 
Prädikatsstufen 
 

Dezimalnoten Punkte 

mit 
Auszeichnung 
bestanden 

1,0 300 

 
1,0 299-280 
1,1 279-274 
1,2 273-268 
1,3 267-262 
1,4 261-256 

sehr gut 
bestanden 

1,5 255-250 
 

1,6 249-244 
1,7 243-238 
1,8 237-232 
1,9 231-226 
2,0 225-220 
2,1 219-214 
2,2 213-208 
2,3 207-202 
2,4 201-196 

gut bestanden 
 

2,5 195-190 
 

2,6 189-184 
2,7 183-178 
2,8 177-172 
2,9 171-166 
3,0 165-160 
3,1 159-154 
3,2 153-148 
3,3 147-142 
3,4 141-136 

befriedigend 
bestanden 
 

3,5 135-130 
 

3,6 129-124 
3,7 123-118 
3,8 117-112 
3,9 111-106 

bestanden 

4,0 105-100 
 
 

Anlage 2 (zu §§ 29 Abs. 7 und 50 Abs. 4)
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Aufgrund des § 3 Abs. 3 Satz 5 und
Abs. 4 Satz 2 und 4, des § 4 Abs. 8, des 
§ 9 Abs. 4 Satz 2 und 3, des § 13 Abs. 11,
der §§ 16, 34, 40, 40a Abs. 3, des § 41
Abs. 7, des § 42 Abs. 4, der §§ 54, 57a, 61
Abs. 4, des § 65 Abs. 3 sowie des § 66
Abs. 6 jeweils in Verbindung mit § 68
Abs. 1 des Hessischen Lehrerbildungsge-
setzes vom 29. November 2004, zuletzt
geändert durch Gesetz vom 10. Juni 2011
(GVBl. I S. 258), verordnet die Kultusmi-
nisterin:

Inhaltsübersicht

ERSTER TEIL

Amt für Lehrerbildung 
und Studienseminare

Erster Abschnitt

Organisation und Aufgabengliederung
des Amtes für Lehrerbildung

§ 1 Aufgaben des Amtes für 
Lehrerbildung, Aufsicht

§ 2 Gliederung, Leitung und 
Personalstruktur

§ 3 Arbeitsorganisation
§ 4 Zusammenarbeit mit den 

Staatlichen Schulämtern
§ 5 Kooperations- und 

Leistungsvereinbarungen

Zweiter Abschnitt

Organisation und 
Aufgabengliederung der 

Studienseminare

§ 6 Aufgaben der Studienseminare
§ 7 Leiterin oder Leiter des 

Studienseminars
§ 8 Ständige Vertreterin oder 

ständiger Vertreter
§ 9 Hauptamtliche Ausbilderinnen 

und Ausbilder
§ 10 Ausbildungsbeauftragte
§ 11 Mentorinnen und Mentoren
§ 12 Sonstige Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter
§ 13 Vollversammlungen
§ 14 Seminarrat

ZWEITER TEIL

Allgemeine Prüfungsbestimmungen

§ 15 Regelungsbereich
§ 16 Prüfungsausschuss
§ 17 Teilnahme vorgesetzter Behörden,

von Gästen und der Kirchen
§ 18 Niederschrift

§ 19 Rücktritt, Versäumnis, 
Verhinderung, Prüfungs-
unfähigkeit

§ 20 Täuschungsversuche, Ordnungs-
verstöße

§ 21 Wiederholungsprüfung
§ 22 Prüfungsakte

DRITTER TEIL

Wissenschaftliche Ausbildung

Erster Abschnitt

Studium

§ 23 Kompetenzen und Inhalte
§ 24 Modulstruktur
§ 25 Arbeitsaufwand
§ 26 Leistungspunkte
§ 27 Dauer und Angebotsturnus von

Modulen
§ 28 Ordnungen und 

Modulabschlussprüfungen
§ 29 Orientierungs- und 

Betriebspraktikum
§ 30 Schulpraktische Studien

Zweiter Abschnitt

Erste Staatsprüfung

§ 31 Meldung und Zulassung
§ 32 Inhaltliche Anforderungen
§ 33 Wissenschaftliche Hausarbeit
§ 34 Klausuren
§ 35 Mündliche Prüfung
§ 36 Fachpraktische Prüfungen, 

Sprachprüfungen

VIERTER TEIL

Vorbereitungsdienst

Erster Abschnitt

Einstellung in den 
pädagogischen Vorbereitungsdienst

§ 37 Voraussetzungen
§ 38 Bewerbung, Antrag
§ 39 Auswahl nach Eignung und 

Leistung
§ 40 Härtefälle
§ 41 Wartefälle
§ 42 Ausbildungsstellen und 

Ausbildungsplätze
§ 43 Zulassung
§ 44 Zuweisung zu den Studien-

seminaren, Einstellung, 
Schwerbehinderte

§ 45 Besonderes Zulassungsverfahren
zum pädagogischen 
Vorbereitungsdienst

§ 46 Zulassungsverfahren zum 
Vorbereitungsdienst zum Erwerb
der Lehrbefähigung in arbeits-
technischen Fächern

§ 47 Zuweisung zu den 
Ausbildungsschulen*) GVBl. II 322-135

Verordnung 
zur Durchführung des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes (HLbGDV)*)

Vom 28. September 2011
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§ 48 Wechsel des Studienseminars oder
der Ausbildungsschule

Zweiter Abschnitt

Pädagogische Ausbildung

§ 49 Ziele und Inhalte
§ 50 Ausbildungsdauer
§ 51 Umfang und Gestaltung
§ 52 Module und Modulbewertung
§ 53 Ausbildungsveranstaltungen
§ 54 Pädagogische Facharbeit
§ 55 Gutachten der Schulleiterin oder

des Schulleiters

Dritter Abschnitt

Zweite Staatsprüfung und Prüfung 
zum Erwerb der Lehrbefähigung

in arbeitstechnischen Fächern

§ 56 Meldung und Zulassung
§ 57 Zeitpunkt und Organisation
§ 58 Unterrichtspraktische Prüfung
§ 59 Mündliche Prüfung

FÜNFTER TEIL

Befähigung zum Lehramt an 
landwirtschaftlichen Fachschulen

§ 60 Erwerb der Befähigung zum 
Lehramt an landwirtschaftlichen
Fachschulen

SECHSTER TEIL

Besonderes Verfahren zum Erwerb 
einer einem Lehramt gleichgestellten

Qualifikation

§ 61 Zulassungsvoraussetzungen
§ 62 Aufgaben und Zuständigkeiten
§ 63 Zulassung zum Auswahlverfahren
§ 64 Vorbereitung des 

Auswahlverfahrens
§ 65 Durchführung des 

Auswahlverfahrens, Einstellung
§ 66 Qualifizierungsverfahren und 

Qualifizierungsphase
§ 67 Qualifizierungsauflagen
§ 68 Prüfung des Qualifizierungserfolgs,

Prüfungsausschuss
§ 69 Ablauf des Prüfungsverfahrens
§ 70 Teile der Prüfung
§ 71 Bewertung
§ 72 Zeugnis
§ 73 Sonderregelungen

SIEBTER TEIL

Anerkennung von Lehrerdiplomen 
aus EU-Mitgliedstaaten

Erster Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

§ 74 Anerkennungsverfahren
§ 75 Zulassung zu einem 

Anpassungslehrgang oder einer
Eignungsprüfung

Zweiter Abschnitt

Anpassungslehrgang

§ 76 Zweck
§ 77 Organisation
§ 78 Bewertung
§ 79 Beendigung des Anpassungs-

lehrgangs

Dritter Abschnitt

Eignungsprüfung

§ 80 Prüfungsausschuss
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ERSTER TEIL

Amt für Lehrerbildung und
Studienseminare

Erster Abschnitt

Organisation und Aufgabengliederung
des Amtes für Lehrerbildung

§ 1

Aufgaben des Amtes für 
Lehrerbildung, Aufsicht

(1) Das Amt für Lehrerbildung über-
nimmt die Aufgaben, die ihm durch Ge-
setz, Rechtsverordnung und Verwaltungs-
vorschriften zugewiesen sind. Dies sind
insbesondere:

1. Gewährleistung der gleichwertigen
Ausgestaltung der Prüfungsanforde-
rungen in den Ersten und Zweiten
Staatsprüfungen und der Prüfung
zum Erwerb der Lehrbefähigung in
arbeitstechnischen Fächern,

2. Aufsicht über die Studienseminare
und über die Fortbildungs- und Qua-
lifizierungstätigkeiten in seinem Ge-
schäftsbereich,

3. Zuständigkeit in allen beamten- und
dienstrechtlichen Angelegenheiten
für die Leiterinnen und Leiter, die
ständigen Vertreterinnen und Vertre-
ter und die hauptamtlichen Ausbilde-
rinnen und Ausbilder der Studiense-
minare sowie für die Lehrkräfte im
Vorbereitungsdienst einschließlich
der Führung der Personalakten, so-
weit nachfolgend nichts anderes be-
stimmt ist,

4. Koordination der pädagogischen Aus-
bildung, orientiert an den Lehräm-
tern,

5. Förderung und Unterstützung der Tä-
tigkeit der Trägereinrichtungen der
Lehrerbildung nach § 4 des Hessi-
schen Lehrerbildungsgesetzes und
Kooperation mit anderen Partnern,

6. Mitwirkung an der Personalentwick-
lung für Schule und Bildungsverwal-
tung und

7. Beteiligung an Vorhaben zur Weiter-
entwicklung des Schulwesens, soweit
Belange der Lehrerbildung berührt
sind.

Die Fach- und Dienstaufsicht des jeweili-
gen Staatlichen Schulamtes über die Tä-
tigkeiten der Beschäftigten der Studien-
seminare als Lehrkräfte an Schulen bleibt
unberührt.

(2) Die Auswahl der hauptamtlichen
Ausbilderinnen und Ausbilder an den
Studienseminaren erfolgt durch das Amt
für Lehrerbildung im Benehmen mit dem
für die Stammschule zuständigen Staatli-
chen Schulamt.

(3) Die Auswahl der Ausbildungsbe-
auftragten und der in den Fortbildungs-
und Qualifizierungsmaßnahmen auf Zeit
tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
erfolgt durch das Amt für Lehrerbildung

im Einvernehmen mit dem für die Stamm-
schule zuständigen Staatlichen Schulamt.
Das Amt für Lehrerbildung kann diese
Aufgabe an die Studienseminare delegie-
ren.

(4) Dem Amt für Lehrerbildung ist die
Befugnis nach § 59 Satz 2 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes übertragen, eine
andere außerhalb Hessens oder in ande-
ren Ausbildungsgängen erworbene Befä-
higung als Befähigung zum Lehramt oder
als Lehrbefähigung anzuerkennen.

(5) Dem Amt für Lehrerbildung ist die
Befugnis nach § 62 Abs. 1 Satz 3 des Hes-
sischen Lehrerbildungsgesetzes übertra-
gen für Bewerberinnen und Bewerber, die
die Eignung für einen Unterrichtseinsatz
in einzelnen Fächern durch den Nach-
weis ihrer fachlichen Qualifikation, insbe-
sondere durch die Teilnahme an besonde-
ren Fort- und Weiterbildungsveranstal-
tungen oder durch Überprüfung ihrer un-
terrichtlichen Fähigkeiten in Hessen er-
bracht haben.

(6) Das Amt für Lehrerbildung unter-
steht unmittelbar der Fach- und Dienst-
aufsicht des Kultusministeriums.

§ 2

Gliederung, Leitung 
und Personalstruktur

(1) Das Amt für Lehrerbildung ist in
Abteilungen, die Abteilungen sind in De-
zernate gegliedert. Dezernate mit abtei-
lungsübergreifenden Aufgaben und Ser-
viceeinheiten für innerbehördliche
Dienstleistungen können unmittelbar
dem Geschäftsbereich der Amtsleitung
zugeordnet werden.

(2) Das Amt für Lehrerbildung wird
von der Direktorin oder dem Direktor des
Amtes für Lehrerbildung geleitet. Sie
oder er ist Dienstvorgesetzte oder Dienst-
vorgesetzter aller Beschäftigten des Am-
tes und der an den Studienseminaren
hauptamtlich Beschäftigten, soweit nach-
folgend nichts anderes bestimmt ist.

(3) Die Direktorin oder der Direktor
des Amtes für Lehrerbildung vertritt das
Land Hessen im Rahmen der dem Amt
übertragenen Aufgaben. Sie oder er trägt
die Verantwortung für die Erfüllung der
Aufgaben nach § 1. Sie oder er legt den
Geschäftsverteilungsplan des Amtes fest.

(4) Die ständige Vertretung der Direk-
torin oder des Direktors des Amtes für
Lehrerbildung nehmen wahr:

1. die Leiterin oder der Leiter einer Ab-
teilung des Amtes in Angelegenhei-
ten der Koordinierung und Evaluie-
rung der Lehrerbildung mit zugeord-
netem Dezernat für abteilungsüber-
greifende Aufgaben und

2. die Leiterin oder der Leiter der Ser-
viceeinheiten für innerbehördliche
Dienstleistungen in Angelegenheiten
der Verwaltung mit zugeordneten
Dezernaten für Organisation und für
das Finanz- und Rechnungswesen.
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§ 3

Arbeitsorganisation

(1) Der Geschäftsablauf des Amtes für
Lehrerbildung wird nach den Grundsät-
zen der Neuen Verwaltungssteuerung
durch eine Geschäftsordnung geregelt.
Diese bedarf der Genehmigung des Kul-
tusministeriums. Die Genehmigung gilt
drei Monate nach Antragstellung als er-
teilt, wenn das Kultusministerium nicht
innerhalb dieser Frist Änderungen ver-
langt.

(2) Zur Koordinierung der Arbeit der
Studienseminare richtet das Amt für Leh-
rerbildung Versammlungen der Leiterin-
nen und Leiter der Studienseminare ein.
Näheres wird in der Geschäftsordnung
festgelegt.

§ 4

Zusammenarbeit mit 
den Staatlichen Schulämtern

(1) Das Amt für Lehrerbildung verein-
bart mit den Staatlichen Schulämtern ein
Kapazitäts- und Zuweisungskonzept für
die Zuweisung der Lehrkräfte im Vorbe-
reitungsdienst an die Studienseminare
und die Ausbildungsschulen. Grundlagen
des Konzepts sind Stellenvorgaben des
Kultusministeriums, die Meldungen der
Staatlichen Schulämter über den schulbe-
zogenen Bedarf und Aussagen der Studi-
enseminare über die Entwicklung der
Ausbildungskapazitäten unter Berück-
sichtigung der Ausbildungsmöglichkeiten
der Ausbildungsschulen. Zur Erarbeitung
der Vereinbarung über das Konzept kann
vom Kultusministerium ein Ausschuss ge-
bildet werden, der paritätisch mit Vertre-
terinnen und Vertretern des Amtes für
Lehrerbildung und der Staatlichen Schul-
ämter besetzt ist. Lehnt ein betroffenes
Staatliches Schulamt das Konzept ab, ent-
scheidet das Kultusministerium.

(2) Die Staatlichen Schulämter melden
dem Amt für Lehrerbildung auf der Basis
einer Auswertung der Fortbildungspläne
der Schulen regelmäßig Vorschläge für
landesweite Fortbildungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen.

(3) Den Staatlichen Schulämtern ist die
Befugnis nach § 62 Abs. 1 Satz 3 des Hes-
sischen Lehrerbildungsgesetzes übertra-
gen für Bewerberinnen und Bewerber, die

1. gegen Stundenvergütung oder im
Angestelltenverhältnis beschäftigt
werden sollen und eine Erste Staats-
prüfung für ein Lehramt oder beide
Staatsprüfungen für ein Lehramt in
anderen Bundesländern abgelegt ha-
ben, sofern diese Prüfungen den in
Hessen vorgeschriebenen gleichwer-
tig sind und die Beschäftigung in der
Schulform erfolgt, für die die Prüfung
abgelegt wurde,

2. die Eignung für einen Unterrichtsein-
satz in einzelnen Fächern durch den
Nachweis ihrer fachlichen Qualifika-
tion, insbesondere durch die Teilnah-
me an besonderen Fort- oder Weiter-

bildungsveranstaltungen oder durch
Überprüfung ihrer unterrichtlichen
Fähigkeiten in Hessen erbracht ha-
ben oder

3. gegen Stundenvergütung oder im
Angestelltenverhältnis beschäftigt
werden sollen und die Voraussetzun-
gen der Nr. 1 und 2 nicht erfüllen,
wenn ein unabweisbares Unterrichts-
bedürfnis vorliegt und nachhaltige
Bemühungen zur Gewinnung einer
ausgebildeten Lehrkraft ohne Ergeb-
nis geblieben sind.

§ 5

Kooperations- und 
Leistungsvereinbarungen

(1) Das Amt für Lehrerbildung schließt
Kooperations- und Leistungsvereinbarun-
gen ab über die gemeinsame Durchfüh-
rung von Entwicklungs-, Förder- und
Qualifizierungsvorhaben der Lehrerbil-
dung und Schulgestaltung sowie über ad-
ministrative Dienstleistungen.

(2) In den Kooperations- und Leis-
tungsvereinbarungen sind das Ziel der
Vorhaben oder Dienstleistungen, die An-
gaben zu einzelnen Arbeitsschritten, der
Zeitplan, die Projektleitung, die Stellung
des eingesetzten Personals, der Einsatz fi-
nanzieller Mittel und die Nutzung von
Räumen und Material sowie Angaben zu
Kriterien und Vorgehen der Ergebnissi-
cherung schriftlich festzuhalten. Bei der
Kostenkalkulation ist den Grundsätzen ei-
ner sparsamen und wirtschaftlichen
Haushaltsführung zu folgen.

(3) Die Direktorin oder der Direktor
des Amtes für Lehrerbildung kann die Be-
fugnis zum Abschluss von Kooperations-
und Leistungsvereinbarungen für Vorha-
ben auf regionale Ebene auf die Leiterin-
nen oder Leiter von Studienseminaren
übertragen. Kooperations- und Leistungs-
vereinbarungen sind dem Kultusministe-
rium anzuzeigen.

Zweiter Abschnitt

Organisation und 
Aufgabengliederung der 

Studienseminare

§ 6

Aufgaben der Studienseminare

Die Studienseminare organisieren die
ihnen übertragenen Aufgaben in der Leh-
rerbildung, führen sie durch und werten
sie aus. Sie kooperieren dabei mit geeig-
neten Einrichtungen.

§ 7

Leiterin oder Leiter 
des Studienseminars

(1) Die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars ist insbesondere zur Wahr-
nehmung folgender Aufgaben verpflich-
tet:

1. Hinwirken auf transparente, koordi-
nierte und vergleichbare Beurtei-
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lungsmaßstäbe der Ausbilderinnen
und Ausbilder für die Beurteilung der
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst,

2. Hinwirken auf eine ausbildungsange-
messene Unterrichtsverteilung und
Stundenplangestaltung für die Lehr-
kräfte im Vorbereitungsdienst an den
Ausbildungsschulen,

3. Vorlage der halbjährlichen Arbeits-
planung mit der Regelung des Perso-
naleinsatzes zur Genehmigung durch
das Amt für Lehrerbildung sowie des
jährlichen Arbeitsprogramms,

4. Gewährleistung des Pflichtbeitrags
der Studienseminare zur Erteilung
von Unterricht an den Schulen in Ab-
stimmung mit dem Amt für Lehrerbil-
dung; der Pflichtbeitrag ergibt sich
aus der Summe der Unterrichtsver-
pflichtungen der hauptamtlichen
Ausbilderinnen und Ausbilder,

5. Vertretung des Studienseminars ge-
genüber der Öffentlichkeit und

6. Koordination der Arbeit der Gremien
und der von den Vollversammlungen
gebildeten Ausschüsse.

(2) Die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars ist insbesondere zur Wahr-
nehmung folgender Aufgaben befugt:
1. Verpflichtung von Ausbilderinnen

und Ausbildern zur Wahrnehmung
bestimmter Fortbildungsmaßnahmen
nach Auswertung des Qualifizie-
rungsportfolios,

2. Abschluss von Kooperationsverträgen
und

3. Genehmigung von Nebentätigkeiten
von Lehrkräften im Vorbereitungs-
dienst im Umfang von bis zu sechs
Wochenstunden; die Bestimmungen
des Nebentätigkeitsrechts und die
Regelungen über Studiengenehmi-
gungen bleiben davon unberührt.

(3) Die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars übt gegenüber den haupt-
amtlichen Ausbilderinnen und Ausbildern
und gegenüber den Lehrkräften im Vor-
bereitungsdienst in folgenden Fällen die
Befugnisse einer Dienstvorgesetzten oder
eines Dienstvorgesetzten aus:
1. Abnahme des Diensteides oder Ge-

löbnisses nach § 72 des Hessischen
Beamtengesetzes,

2. Führung der bei dem Studienseminar
aufzubewahrenden Personal-Teilak-
ten und die Gewährung der Einsicht-
nahme nach den Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften,

3. teilweises oder vollständiges Untersa-
gen einer nicht genehmigungspflich-
tigen Nebentätigkeit, wenn die Be-
amtin oder der Beamte bei deren
Ausübung dienstliche Pflichten ver-
letzt, nach § 80 Abs. 3 Satz 4 des Hes-
sischen Beamtengesetzes,

4. Genehmigung des Fernbleibens vom
Dienst nach § 86 Abs. 1 Satz 1 des
Hessischen Beamtengesetzes,

5. Genehmigung von Dienstbefreiung
bis zu 14 Werktagen nach § 16 der

Hessischen Urlaubsverordnung vom
12. Dezember 2006 (GVBl. I S. 671),
geändert durch Gesetz vom 25. No-
vember 2010 (GVBl. I S. 410),

6. Untersuchung von Unfällen nach § 45
Abs. 3 Satz 1 des Hessischen Beam-
tenversorgungsgesetzes in der Fas-
sung vom 1. Januar 2011 (GVBl. I 
S. 98),

7. Erteilung eines Dienstzeugnisses auf
Antrag der Beamtin oder des Beam-
ten nach § 109 des Hessischen Beam-
tengesetzes und Erstellung dienstli-
cher Beurteilungen,

8. Erklärung über die Dienstunfähigkeit
nach § 52 Abs. 1 des Hessischen Be-
amtengesetzes, sofern die Beamtin
oder der Beamte schriftlich ihre oder
seine Versetzung in den Ruhestand
beantragt oder dieser schriftlich zu-
stimmt,

9. Entgegennahme eines Entlassungs-
antrages nach § 41 Abs. 1 Satz 1 und
2 des Hessischen Beamtengesetzes
und

10. Verlangen der Herausgabe von amtli-
chen Schriftstücken nach Beendigung
des Beamtenverhältnisses nach § 75
des Hessischen Beamtengesetzes in
Verbindung mit § 37 Abs. 6 des Beam-
tenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008
(BGBl. I S. 1010), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. Februar 2009
(BGBl. I S. 160).

Über die Ausübung der Befugnisse ist das
Amt für Lehrerbildung im Einzelfall in ge-
eigneter Form von der Leiterin oder dem
Leiter des Studienseminars in Kenntnis zu
setzen.

(4) Die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars wirkt bei Dienstzeugnissen
oder dienstlichen Beurteilungen für Aus-
bildungsbeauftragte mit und ist gegebe-
nenfalls für ein vom Amt für Lehrerbil-
dung überlassenes Dienstsiegel verant-
wortlich.

(5) Die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars ist in Erfüllung der Aufga-
ben gegenüber den Lehrkräften im Vor-
bereitungsdienst, den Ausbilderinnen
und Ausbildern und den sonstigen Be-
schäftigten am Studienseminar weisungs-
berechtigt. Dies gilt hinsichtlich der Aus-
bildungsarbeit nur bei Verstößen gegen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, ge-
gen Weisungen des Kultusministeriums
und des Amtes für Lehrerbildung und ge-
gen Beschlüsse des Seminarrats. Die Be-
schäftigten nehmen die ihnen übertrage-
nen Aufgaben nach Einweisung durch die
Leiterin oder den Leiter des Studiensemi-
nars in eigener Verantwortung wahr. Die
Gesamtverantwortung der Leiterin oder
des Leiters des Studienseminars bleibt
unberührt.

(6) Die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars weist im Rahmen der Ar-
beitsplanung des Studienseminars die zu
erfüllenden Aufgaben den einzelnen Be-
schäftigten zu.
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(7) Die Arbeitszeit der Leiterin oder
des Leiters des Studienseminars wird
durch die Hessische Arbeitszeitverord-
nung vom 13. Dezember 2003 (GVBl. I 
S. 326), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 15. Dezember 2009 (GVBl. I 
S. 758), in der jeweils geltenden Fassung
bestimmt.

§ 8

Ständige Vertreterin 
oder ständiger Vertreter

(1) Die Amtsgeschäfte der Leiterin
oder des Leiters des Studienseminars
werden im Verhinderungsfalle von der
ständigen Vertreterin oder dem ständigen
Vertreter geführt.

(2) Der ständigen Vertreterin oder dem
ständigen Vertreter werden auf der
Grundlage eines Geschäftsverteilungs-
plans einzelne Leitungsaufgaben, insbe-
sondere Aufgaben nach § 7 Abs. 1 und 2,
zur verantwortlichen Führung übertra-
gen.

(3) Bei Abwesenheit der ständigen
Vertreterin oder des ständigen Vertreters
wird die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars durch eine hauptamtliche
Ausbilderin oder einen hauptamtlichen
Ausbilder vertreten.

(4) Die ständige Vertreterin oder der
ständige Vertreter kann Aufgaben einer
hauptamtlichen Ausbilderin oder eines
hauptamtlichen Ausbilders wahrnehmen.

(5) Die Arbeitszeit der ständigen Ver-
treterin oder des ständigen Vertreters
wird durch die Hessische Arbeitszeitver-
ordnung in der jeweils geltenden Fassung
bestimmt.

§ 9

Hauptamtliche Ausbilderinnen
und Ausbilder

(1) Hauptamtliche Ausbilderinnen und
Ausbilder sind die Ausbildungsleiterin-
nen und Ausbildungsleiter und Fachleite-
rinnen und Fachleiter.

(2) Die hauptamtlichen Ausbilderinnen
und Ausbilder bieten Modul-, Ausbil-
dungs- und Fortbildungsveranstaltungen
an. Planung, Durchführung und Auswer-
tung basieren dabei auf der Arbeitspla-
nung des Studienseminars und den
Grundsätzen theoriegeleiteter Praxis. Da-
rüber hinaus führen sie Unterrichtsbesu-
che durch und wirken bei der Zweiten
Staatsprüfung und gegebenenfalls bei
weiteren Prüfungen mit.

(3) Die hauptamtlichen Ausbilderinnen
und Ausbilder haben unbeschadet des
Abs. 2 insbesondere folgende Aufgaben:

1. Zusammenarbeit mit den Ausbil-
dungsschulen (Schulleitung, Mento-
rinnen und Mentoren),

2. Erteilung von Unterricht als Hospita-
tionsangebot,

3. Betreuung der Studierenden während
des Praktikums nach § 15 Abs. 3 des

Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
und

4. kontinuierliche Fortbildung im Hin-
blick auf die Ausbildungstätigkeit
und Führung eines Qualifizierungs-
portfolios, welches der Leiterin oder
dem Leiter des Studienseminars auf
Anforderung vorzulegen ist.

(4) Hauptamtlichen Ausbilderinnen
und Ausbildern dürfen in ihrer Einsatz-
schule Aufgaben über ihre Unterrichtstä-
tigkeit hinaus nur im Einvernehmen mit
der Leiterin oder dem Leiter des jeweili-
gen Studienseminars übertragen werden.
Den Ausbildungsaufgaben ist grundsätz-
lich der Vorrang einzuräumen.

(5) Hauptamtlichen Ausbilderinnen
und Ausbildern können auf der Grundla-
ge eines Geschäftsverteilungsplans ein-
zelne Leitungsaufgaben zur verantwortli-
chen Erledigung übertragen werden.

(6) Abteilungsleiterinnen oder Abtei-
lungsleiter sind Personen nach Abs. 5, de-
nen insbesondere eine oder mehrere der
folgenden Aufgaben übertragen sind:

1. die spezifische Koordination der pä-
dagogischen Ausbildung in den je-
weiligen Lehrämtern oder zum Er-
werb der Lehrbefähigung in arbeits-
technischen Fächern,

2. die Organisation der Eignungsüber-
prüfung bei der Zulassung zum päda-
gogischen Vorbereitungsdienst und
beim Verfahren zum Erwerb der
Lehrbefähigung für arbeitstechnische
Fächer in Studienseminaren für be-
rufliche Schulen.

(7) Die Arbeitszeit der hauptamtlichen
Ausbilderinnen und Ausbilder setzt sich
zusammen aus:

1. der Arbeitszeit für das Studiensemi-
nar, in der die in Abs. 1 bis 5 genann-
ten Aufgaben erfüllt werden; diese
umfasst grundsätzlich mindestens
zwei Drittel der gesamten Arbeitszeit
auf der Bemessungsgrundlage der
Hessischen Arbeitszeitverordnung
und

2. der Unterrichtsverpflichtung als An-
teil des Pflichtbeitrags nach § 7 Abs. 1
Nr. 4; dieser umfasst an jedem Studi-
enseminar durchschnittlich mindes-
tens sechs Unterrichtsstunden für je-
de Ausbilderin und jeden Ausbilder,
die oder der im Umfang der Unter-
richtsverpflichtung an die Schule ab-
geordnet wird.

§ 10

Ausbildungsbeauftragte

(1) Bei Bedarf beauftragt das Amt für
Lehrerbildung auf Antrag der Leiterin
oder des Leiters des Studienseminars und
im Einvernehmen mit dem für die Stamm-
schule zuständigen Staatlichen Schulamt
Lehrkräfte oder andere fachkundige Per-
sonen als Ausbildungsbeauftragte mit in-
haltlich und zeitlich begrenzten Ausbil-
dungsaufgaben.
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(2) Hinsichtlich ihrer Aufgaben, Rechte
und Pflichten gilt für Ausbildungsbeauf-
tragte § 9 Abs. 2, 3 und Abs. 4 Satz 2 ent-
sprechend.

(3) Die Anrechnung auf die Pflicht-
stunden der als Ausbildungsbeauftragte
tätigen Lehrkräfte ergibt sich im Einzel-
fall aus der inhaltlichen und zeitlichen
Begrenzung der jeweils übertragenen
Ausbildungsaufgaben. Ausbildungsbe-
auftragte werden im Umfang der Ausbil-
dungsverpflichtung an das Studiensemi-
nar abgeordnet.

§ 11

Mentorinnen und Mentoren

(1) Auf Vorschlag der Lehrkraft im
Vorbereitungsdienst bestimmt die Leitung
der Ausbildungsschule im Benehmen mit
der Leiterin oder dem Leiter des Studien-
seminars für die jeweiligen Unterrichtsfä-
cher oder Fachrichtungen eine anleitende
Lehrkraft als Mentorin oder Mentor.

(2) Die Mentorinnen und Mentoren ha-
ben folgende Aufgaben:

1. Beratung in schul- und unterrichts-
praktischen Fragen,

2. Erteilung von Unterricht als Hospita-
tionsangebot,

3. Bereitstellung ihrer Lerngruppen für
angeleiteten Unterricht (Mentorenun-
terricht),

4. Teilnahme an Unterrichtsbesuchen
mit Unterrichtsberatung und

5. Zusammenarbeit mit den am Studien-
seminar für die pädagogische Ausbil-
dung Verantwortlichen.

(3) Hauptamtliche Ausbilderinnen und
Ausbilder sowie Ausbildungsbeauftragte
können im begründeten Ausnahmefall als
Lehrkräfte an ihrer Einsatzschule zu-
gleich Mentorinnen und Mentoren sein.
Die Entscheidung trifft die Leiterin oder
der Leiter des Studienseminars.

§ 12

Sonstige Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter

Sonstige Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Studienseminars sind Semi-
narassistentinnen und -assistenten, Ver-
waltungsassistenzkräfte und andere fach-
kundige Personen mit Lehrauftrag, die
zeitlich und inhaltlich begrenzte Aufga-
ben übernehmen.

§ 13

Vollversammlungen

(1) Am Studienseminar werden einge-
richtet:

1. die Vollversammlung der Ausbilde-
rinnen und Ausbilder und

2. die Vollversammlung der Lehrkräfte
im Vorbereitungsdienst.

Die Vollversammlungen sind jeweils von
der oder dem Vorsitzenden bei Bedarf,

mindestens jedoch einmal im Schuljahr
einzuberufen. Die oder der Vorsitzende
muss die jeweilige Vollversammlung ein-
berufen, wenn dies von mindestens einem
Drittel der Mitglieder unter Vorlage einer
Tagesordnung beantragt wird. Die Voll-
versammlungen beschließen mit einfa-
cher Mehrheit der anwesenden Mitglie-
der. Beschlüsse der Vollversammlungen
sind auf der nächsten Sitzung des Semi-
narrats zu beraten.

(2) Der Vollversammlung der Ausbil-
derinnen und Ausbilder gehören an:

1. die Leiterin oder der Leiter des Studi-
enseminars als Vorsitzende oder Vor-
sitzender,

2. die ständige Vertreterin oder der
ständige Vertreter der Leiterin oder
des Leiters des Studienseminars,

3. die hauptamtlichen Ausbilderinnen
und hauptamtlichen Ausbilder und

4. die Ausbildungsbeauftragten.

Die Vollversammlung der Ausbilderinnen
und Ausbilder hat folgende Aufgaben:

1. Erörterung des Arbeitsprogramms,
der Ausbildungsorganisation und der
Verwendung der finanziellen Mittel,

2. Beratung und Beschlussfassung über
Anträge an den Seminarrat,

3. Erörterung über die Sicherung und
Weiterentwicklung der Qualität der
Aus- und Fortbildung sowie über de-
ren Evaluation,

4. Entscheidung über die Bildung von
Ausschüssen und

5. Wahl von fünf Personen als Mitglie-
der und fünf Personen als Ersatzmit-
glieder des Seminarrats.

Bei der Wahl nach Satz 2 Nr. 5 kann jede
und jeder Wahlberechtigte fünf Stimmen
abgeben. Die Kandidatinnen und Kandi-
daten sind in der Reihenfolge der für sie
abgegebenen Stimmenzahl gewählt.

(3) Der Vollversammlung der Lehrkräf-
te im Vorbereitungsdienst gehören alle
an, die sich an diesem Studienseminar in
der pädagogischen Ausbildung befinden
oder an einem Anpassungslehrgang nach
§ 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes teilnehmen. Die
oder der Vorsitzende der Vollversamm-
lung der Lehrkräfte im Vorbereitungs-
dienst wird von der Vollversammlung für
die Dauer von einem Jahr gewählt. Bei
Errichtung eines neuen Studienseminars
beruft die Leiterin oder der Leiter des
Studienseminars die erste Vollversamm-
lung der Lehrkräfte im Vorbereitungs-
dienst ein. Die Vollversammlung der
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst hat fol-
gende Aufgaben:

1. Erörterung des Arbeitsprogramms
und der Ausbildungsorganisation,

2. Beratung und Beschlussfassung über
Anträge an den Seminarrat,

3. Erörterung über die Sicherung und
Weiterentwicklung der Qualität der
Aus- und Fortbildung sowie über de-
ren Evaluation,
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4. Entscheidung über die Bildung von
Ausschüssen und

5. Wahl von sechs Personen als Mitglie-
der und sechs Personen als Ersatzmit-
glieder des Seminarrats.

Bei der Wahl nach Satz 4 Nr. 5 kann jede
und jeder Wahlberechtigte sechs Stim-
men abgeben. Die Kandidatinnen und
Kandidaten sind in der Reihenfolge der
für sie abgegebenen Stimmenzahl ge-
wählt.

§ 14

Seminarrat

(1) Der Seminarrat setzt sich aus der
Leiterin des Studienseminars als Vorsit-
zende oder dem Leiter des Studiensemi-
nars als Vorsitzendem und den nach § 13
Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 und § 13 Abs. 3 Satz 4
Nr. 5 gewählten elf Mitgliedern zusam-
men. Die Amtszeit des Seminarrats be-
trägt jeweils ein Jahr.

(2) Beschlüsse werden mit einfacher
Mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme der oder des Vor-
sitzenden. Der Seminarrat berät und be-
schließt

1. über Empfehlungen zu allgemeinen
Fragen der Ausbildung (Planung,
Durchführung und Evaluation der
Module und Ausbildungsveranstal-
tungen, über das Arbeitsprogramm
und die Organisation der Ausbildung
des Studienseminars),

2. spätestens alle zwei Jahre über die
hauptamtliche Ausbilderin oder den
hauptamtlichen Ausbilder als die Ver-
tretung der ständigen Vertreterin
oder des ständigen Vertreters der Lei-
terin oder des Leiters des Studiense-
minars nach § 8 Abs. 3 auf Vorschlag
der Leiterin oder des Leiters des Stu-
dienseminars und

3. über Empfehlungen für die Verwen-
dung der dem Studienseminar zur
Verfügung stehenden Haushaltsmittel
für Lehr- und Lernmaterial und für
Veranstaltungen.

(3) Der Seminarrat ist von der oder
dem Vorsitzenden bei Bedarf, mindestens
jedoch zweimal im Schulhalbjahr, einzu-
berufen. Der Seminarrat muss einberufen
werden, wenn dies von mindestens einem
Drittel der Seminarratsmitglieder unter
Vorlage einer Tagesordnung beantragt
wird.

ZWEITER TEIL

Allgemeine Prüfungsbestimmungen

§ 15

Regelungsbereich

Für Prüfungen nach dieser Verord-
nung gelten die Regelungen dieses Teils,
wenn nicht durch Gesetz oder durch die-
se Verordnung etwas anderes bestimmt
ist. Modulabschlussprüfungen, Modulteil-

prüfungen, Modulprüfungen und Über-
prüfungen sind keine Prüfungen im Sinne
von Satz 1.

§ 16

Prüfungsausschuss

(1) Die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses ist für den geordneten
Ablauf der Prüfung verantwortlich. Der
Prüfungsausschuss berät und beschließt
nicht öffentlich. Er fasst seine Beschlüsse
mit einfacher Mehrheit. Wird keine Mehr-
heit erreicht, entscheidet die oder der
Vorsitzende. Alle, die bei Beratungen und
Beschlüssen des Prüfungsausschusses so-
wie bei Prüfungen anwesend sind, sind
zur Verschwiegenheit über Prüfungsvor-
gänge verpflichtet.

(2) Der Prüfungsausschuss ist be-
schlussfähig, wenn mindestens die Hälfte
seiner ordentlichen Mitglieder, darunter
die oder der Prüfungsvorsitzende, anwe-
send sind.

(3) Die Prüfungssprache ist Deutsch.
Über Ausnahmen bei Prüfungen in den
Neueren Fremdsprachen entscheidet der
Prüfungsausschuss.

(4) Die oder der Vorsitzende muss Be-
schlüssen widersprechen, die gegen gel-
tende Rechtsvorschriften oder Bewer-
tungsgrundsätze verstoßen. In diesen Fäl-
len ist eine erneute Beschlussfassung
oder Entscheidung unverzüglich herbei-
zuführen. Wird der Beschluss oder die
Entscheidung aufrechterhalten und bleibt
die oder der Vorsitzende bei ihrer oder
seiner abweichenden Auffassung, ent-
scheidet das Amt für Lehrerbildung.

§ 17

Teilnahme vorgesetzter 
Behörden, von Gästen und 

der Kirchen

(1) Vertreterinnen und Vertreter des
Kultusministeriums und des Amtes für
Lehrerbildung dürfen bei den Prüfungen,
Beratungen des Prüfungsausschusses und
der Bekanntgabe der Bewertungen anwe-
send sein.

(2) Die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses entscheidet unbescha-
det des Abs. 1 über die Teilnahme von
Gästen. Gäste können sein:

1. Personen, die ein dienstliches Interes-
se an der Teilnahme haben oder

2. Personen, die eine entsprechende
Prüfung ablegen wollen, sofern sie
die Zulassung als Zuhörende recht-
zeitig beantragt haben und die Prü-
fungskandidatin oder der Prüfungs-
kandidat das Einverständnis erklärt
hat.

Während der Beratungen des Prüfungs-
ausschusses und der Bekanntgabe der
Bewertungen sind Gäste nach Satz 2 Nr. 2
nicht zugelassen. Gäste nach Satz 2 Nr. 1
sind nur mit Zustimmung der oder des
Prüfungsvorsitzenden zugelassen.
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(3) Zur Prüfung in evangelischer oder
katholischer Religion ist eine Vertreterin
oder ein Vertreter der jeweiligen Kirche
einzuladen. Bei der Festlegung der Prü-
fungsergebnisse wirkt sie oder er nicht
mit.

§ 18

Niederschrift

(1) Über jede Prüfung ist eine Nieder-
schrift zu fertigen, aus der der wesentli-
che Inhalt, der Verlauf und das Ergebnis
der Beratungen ersichtlich sind. Sie ent-
hält insbesondere:

1. die Bezeichnung der Prüfung,

2. die Bezeichnungen des Lehramts
oder der Lehrbefähigung und der Fä-
cher oder Fachrichtungen, auf die
sich die Prüfung bezieht,

3. den Namen und gegebenenfalls die
Amtsbezeichnung der Prüfungskan-
didatin oder des Prüfungskandidaten,

4. die Namen und Amtsbezeichnungen
der Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses,

5. die Namen und gegebenenfalls Amts-
bezeichnungen weiterer anwesender
Personen,

6. Beginn und Ende der einzelnen Prü-
fungsteile,

7. gegebenenfalls einen Vermerk über
Krankmeldungen und die daraufhin
erfolgten Entscheidungen,

8. Einzelbewertungen und Gesamtbe-
wertung und

9. Angaben über besondere Vorkomm-
nisse.

(2) Die einzelnen Teile der Nieder-
schrift werden von der jeweiligen Proto-
kollantin oder dem jeweiligen Protokol-
lanten unterzeichnet. Die Gesamtbewer-
tung ist von allen Mitgliedern des Prü-
fungsausschusses zu unterschreiben. Er-
teilte Bewertungen dürfen nicht mehr ge-
ändert werden und sind der Prüfungskan-
didatin oder dem Prüfungskandidaten
vom Prüfungsausschuss im Anschluss an
die mündliche Prüfung bekannt zu geben.

§ 19

Rücktritt, Versäumnis, 
Verhinderung, Prüfungsunfähigkeit

(1) Die oder der Vorsitzende stellt vor
Beginn der Prüfung durch Fragen fest, ob
die Prüfungskandidatin oder der Prü-
fungskandidat sich aufgrund von Krank-
heit prüfungsunfähig fühlt. Erklärt die
Prüfungskandidatin oder der Prüfungs-
kandidat, sie oder er fühle sich prüfungs-
unfähig, nimmt sie oder er an der Prüfung
dieses Tages nicht teil und ist bis zur Wie-
derherstellung der Prüfungsfähigkeit von
der Prüfung zurückgestellt. Sie oder er
hat innerhalb von drei Tagen ein amts-
ärztliches Zeugnis vorzulegen.

(2) Tritt die Prüfungskandidatin oder
der Prüfungskandidat aus einem von ihr

oder ihm zu vertretenden Grund von der
Prüfung zurück, gilt die Prüfung als nicht
bestanden. Tritt die Prüfungskandidatin
oder der Prüfungskandidat

1. wegen Prüfungsunfähigkeit aufgrund
von Krankheit oder

2. aus einem anderen nicht von ihr oder
ihm zu vertretenden Grund mit Zu-
stimmung des Amtes für Lehrerbil-
dung

von der Prüfung zurück, gilt die Prüfung
als nicht abgelegt. Im Fall des Satz 2 Nr. 1
hat die Prüfungskandidatin oder der Prü-
fungskandidat innerhalb von drei Tagen
ein amtsärztliches Zeugnis vorzulegen.

(3) Eine Verhinderung an der Prü-
fungsteilnahme hat die Prüfungskandida-
tin oder der Prüfungskandidat dem Amt
für Lehrerbildung unverzüglich schriftlich
mitzuteilen. Versäumt die Prüfungskandi-
datin oder der Prüfungskandidat einen
einzelnen Prüfungstermin ohne wichtigen
Grund oder versäumt sie oder er die Mit-
teilung nach Satz 1, so werden die zu die-
sem Termin zu erbringenden Prüfungs-
leistungen mit der Note „ungenügend“
(null Punkte) oder, falls eine Bewertung
nach § 24 des Hessischen Lehrerbildungs-
gesetzes nicht vorgesehen ist, als „nicht
bestanden“ bewertet. Ansonsten gilt die
Prüfung als nicht abgelegt.

§ 20

Täuschungsversuche, 
Ordnungsverstöße

(1) Für Täuschungsversuche und Ord-
nungsverstöße gilt § 26 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes entsprechend.

(2) Eine Prüfungskandidatin oder ein
Prüfungskandidat, die oder der hinsicht-
lich ihrer oder seiner Vorleistungen, die
bei der Zulassung zur Prüfung bedeutsam
waren, täuscht oder zu täuschen versucht,
wird von der Prüfung ausgeschlossen. Die
Prüfung ist in diesem Fall nicht bestan-
den. Die Entscheidung trifft das Amt für
Lehrerbildung nach Anhörung der Prü-
fungskandidatin oder des Prüfungskandi-
daten.

(3) Stellt sich erst nach Abschluss der
Prüfung heraus, dass die Voraussetzun-
gen des Abs. 2 Satz 1 vorgelegen haben,
ist die Prüfung nachträglich nicht bestan-
den und das Zeugnis einzuziehen. Die
Entscheidung trifft das Amt für Lehrerbil-
dung nach Anhörung der Prüfungskandi-
datin oder des Prüfungskandidaten.

§ 21

Wiederholungsprüfung

Hat die Prüfungskandidatin oder der
Prüfungskandidat eine Prüfung nicht be-
standen, kann sie oder er diese auf An-
trag einmal vollständig wiederholen. § 30
Abs. 1 Satz 2 bis 4 und Abs. 3 des Hessi-
schen Lehrerbildungsgesetzes gilt ent-
sprechend.
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§ 22

Prüfungsakte

(1) Über jede Prüfung wird eine Prü-
fungsakte geführt. Sie enthält sämtliche
für die Prüfung bedeutsamen Unterlagen.
Dies sind insbesondere:

1. die Meldeunterlagen,

2. die Niederschriften und

3. gegebenenfalls die schriftlichen Ent-
würfe zu Lehrproben.

(2) Für die Einsichtnahme in die Prü-
fungsakten gelten die allgemeinen Be-
stimmungen.

DRITTER TEIL

Wissenschaftliche Ausbildung

Erster Abschnitt

Studium

§ 23

Kompetenzen und Inhalte

(1) Im Studium für alle Lehrämter wer-
den grundlegende berufliche Kompeten-
zen für Unterricht, Erziehung, Beratung,
Lerndiagnostik und Evaluation in den
Fachwissenschaften, den Fachdidaktiken,
den Grundwissenschaften und den schul-
praktischen Studien erworben. Die
Grundwissenschaften umfassen die Erzie-
hungs- und Gesellschaftswissenschaften
sowie alle weiteren Disziplinen, die sich
mit Bildungssystemen und deren Rah-
menbedingungen auseinandersetzen.

(2) Zentrale Kompetenzen in den
Fachwissenschaften sind:

1. Struktur, Konzepte und Inhalte der je-
weiligen Disziplin kennen und erör-
tern sowie fachliche Fragen selbst
entwickeln,

2. Forschungsmethoden der Disziplin
beschreiben, anwenden und bewer-
ten,

3. fachwissenschaftliche Begriffs-, Mo-
dell- und Theoriebildung sowie deren
Systematik kennen und ihren Stellen-
wert reflektieren,

4. Forschungsergebnisse angemessen
darstellen und in ihrer fachlichen und
überfachlichen Bedeutung einschät-
zen,

5. interdisziplinäre Verbindungen zu
anderen Wissenschaften aufzeigen,

6. sich in neue, für das Unterrichtsfach
relevante Entwicklungen der Diszip-
lin selbstständig einarbeiten,

7. fachwissenschaftliche und gegebe-
nenfalls fachpraktische Fragestellun-
gen, Methoden, Theorien, For-
schungsergebnisse und Inhalte in Be-
zug auf das spätere Berufsfeld ein-
schätzen und

8. fachpraktische Kenntnisse und Fähig-
keiten in Bezug auf das jeweilige
Lehramt erwerben und anwenden.

(3) Zentrale Kompetenzen in den
Fachdidaktiken sind:

1. die Bildungsziele des Faches und der
beteiligten Fächer begründen sowie
ihre Legitimation und Entwicklung
im gesellschaftlichen und histori-
schen Kontext darstellen und reflek-
tieren,

2. fachdidaktische Theorien und die
fachdidaktische Forschung für Lehren
und Lernen kennen und darstellen,

3. fachdidaktische Ansätze zur Konzep-
tion von fachlichen Unterrichtspro-
zessen kennen, in exemplarische Un-
terrichtsentwürfe umsetzen und mit
Methoden der empirischen Unter-
richtsforschung auswerten und weiter
entwickeln,

4. schulische und außerschulische fach-
bezogene Praxisfelder erfassen und
kritisch analysieren,

5. die Kompetenzentwicklung von
Schülerinnen und Schülern theore-
tisch analysieren und empirisch be-
schreiben,

6. Grundlagen der fach- und anforde-
rungsgerechten Leistungsbeurteilung
und der Lernförderung darstellen und
reflektieren,

7. fachspezifische Lernschwierigkeiten
analysieren und exemplarisch erläu-
tern sowie Förderungsmöglichkeiten
einschätzen,

8. Konzepte der Medienpädagogik ken-
nen sowie den Einsatz der Informati-
ons- und Kommunikationstechnolo-
gien, von Schulbüchern und anderen
Medien in fachlichen Lehr- und Lern-
prozessen analysieren und begrün-
den und

9. Persönlichkeits- und Rollentheorien
kennen und für das spezifische Un-
terrichtshandeln als Fachlehrerin
oder Fachlehrer weiterentwickeln.

(4) Zentrale Kompetenzen in den
Grundwissenschaften sind:

1. Bildungstheorien und ihr Verhältnis
zu Gesellschaftstheorien kennen und
Erziehungs- und Bildungsstandards
danach einschätzen,

2. Ergebnisse der Jugend- und Bil-
dungsforschung sowie der Entwick-
lungspsychologie kennen und ihren
Einfluss auf pädagogisches Handeln
reflektieren,

3. Verfahren und Ziele von Schulent-
wicklung beschreiben sowie Verfah-
ren der Evaluation und Qualitätssi-
cherung darstellen und einschätzen,

4. Schule, Schulsystem und Lehrerberuf
in historischen und gesellschaftlichen
Zusammenhängen darstellen und re-
flektieren,

5. Lernstrategien und Lernmethoden für
Unterricht und Erziehung analysie-
ren, begründen und bewerten,
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6. Vermittlungs- und Interaktionspro-
zesse für pädagogisches Handeln in
Unterricht und Schule unter verschie-
denen Bedingungen analysieren, dar-
stellen und reflektieren,

7. den Einsatz neuer Medien pädago-
gisch begründen und argumentativ
vertreten,

8. Prozesse und Maßnahmen der Ko-
edukation, interkultureller sowie inte-
grativer Erziehung und Bildung be-
schreiben und einschätzen,

9. Heterogenität mit diagnostischen
Mitteln erfassen und reflektieren und

10. Konfliktsituationen und Kommunika-
tionsstörungen in Unterricht und Er-
ziehung analysieren und Bewälti-
gungsstrategien darstellen und be-
werten.

Im Übrigen gelten für die Grundwissen-
schaften die von der Ständigen Konferenz
der Kultusminister der Länder beschlosse-
nen Standards und Kompetenzen für die
Bildungswissenschaften.

(5) Kompetenzen werden im Zusam-
menhang mit Inhalten und Methoden er-
worben. Kompetenzen, Inhalte und Me-
thoden sind in den Lehramtsstudienord-
nungen der Universitäten nach § 48 
Abs. 2 Nr. 1 des Hessischen Hochschulge-
setzes vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I 
S. 666), geändert durch Gesetz vom 
21. Dezember 2010 (GVBl. I S. 617), in ei-
nem Kerncurriculum auszuweisen. Die
von der Ständigen Konferenz der Kultus-
minister beschlossenen Bildungsstan-
dards für den Unterricht und die vom Kul-
tusministerium verordneten Lehrpläne für
die Unterrichtsfächer bilden den Orientie-
rungsrahmen für die Festlegung der In-
halte von Modulen.

§ 24

Modulstruktur

(1) Die zu beschreibenden Pflichtmo-
dule und Wahlpflichtmodule sind in der
Regel im Verhältnis von zwei zu eins über
die gesamte Studiendauer festzulegen.

(2) Die Pflicht- und Wahlpflichtmodule
werden nach folgenden Kriterien be-
schrieben:

1. Kompetenzen,

2. Thema und Inhalt,

3. Organisationsformen,

4. Voraussetzungen für die Teilnahme,

5. Arbeitsaufwand,

6. Leistungspunkte,

7. Art der Prüfungen,

8. Dauer des Moduls und Angebotstur-
nus und

9. Verwendbarkeit des Moduls in Lehr-
amtsstudiengängen und anderen Stu-
diengängen.

Die oder der Modulverantwortliche oder
die koordinierende Stelle, die Ansprech-
partnerin oder der Ansprechpartner sind
jeweils aktuell auszuweisen.

§ 25

Arbeitsaufwand

(1) Der Arbeitsaufwand wird durch
den Zeitaufwand der Studierenden für
das Präsenzstudium in direktem Kontakt
mit Lehrenden der Universität und den
Arbeitsstunden für aus dem Studium re-
sultierende Aufgaben wie Vor- und Nach-
bereitung von Lehrveranstaltungen, wei-
teres Selbststudium, Hausarbeiten oder
Prüfungsvorbereitungen bestimmt.

(2) Der Arbeitsaufwand der Studieren-
den für die aus dem Studium resultieren-
den Aufgaben wird der Präsenzzeit hin-
zugerechnet. Das Verhältnis der beiden
Anteile für den gesamten Arbeitsaufwand
nach Abs. 1 beträgt in der Regel zwei zu
eins. Sonderregelungen zum Arbeitsauf-
wand, zum Beispiel in den Naturwissen-
schaften oder in Fächern mit hohen fach-
praktischen Anteilen, können in den
Lehramtsstudienordnungen der Universi-
täten getroffen werden.

(3) Der gesamte kalkulierte Arbeitsauf-
wand beträgt einschließlich der vorle-
sungsfreien Zeit 900 Stunden im Semester
oder 1 800 Stunden im Studienjahr. Bei ei-
nem Teilzeitstudium ist der Arbeitsauf-
wand entsprechend anteilig zu bestim-
men.

§ 26

Leistungspunkte

(1) Ein Leistungspunkt entspricht ei-
nem Arbeitsaufwand von insgesamt 
30 Stunden. In der Regel können 30 Leis-
tungspunkte pro Semester erworben wer-
den.

(2) Für das Lehramt an Grundschulen
und das Lehramt an Hauptschulen und
Realschulen sind für das Bestehen der
Zwischenprüfung nach § 10 Abs. 4 und 
§ 11 Abs. 4 des Hessischen Lehrerbil-
dungsgesetzes 60 Leistungspunkte erfor-
derlich. Für das Lehramt an Gymnasien,
das Lehramt an Förderschulen sowie das
Lehramt an beruflichen Schulen sind für
das Bestehen der Zwischenprüfung nach
§ 12 Abs. 6, § 13 Abs. 6 und § 14 Abs. 4
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
90 Leistungspunkte erforderlich.

(3) In den Lehramtsstudiengängen für
die Grundschule und die Hauptschule
und Realschule sind insgesamt 180, für
die übrigen Lehramtsstudiengänge insge-
samt 240 Leistungspunkte nachzuweisen.

(4) In den Grundwissenschaften nach 
§ 23 Abs. 1 Satz 2 sind in der Regel 60
Leistungspunkte nachzuweisen.

(5) Fachdidaktische und fachwissen-
schaftliche Studienanteile können in je ei-
genständigen Modulen oder gemeinsam
in ein Modul integriert organisiert wer-
den. Der Studienanteil in den Fachdidak-
tiken soll in der Regel mit 60 Leistungs-
punkten gewichtet werden.

(6) Die Teile der Ersten Staatsprüfung
nach § 19 des Hessischen Lehrerbildungs-
gesetzes sind keine Studienanteile. Der
Arbeitsaufwand hierfür entspricht insge-



626 Nr. 20 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 24. Oktober 2011

samt 30 Leistungspunkten nach Abs. 1
Satz 1. Dieser Arbeitsaufwand ist im
Zeugnis der Ersten Staatsprüfung zusätz-
lich zu den Leistungspunkten nach § 9
Abs. 5 des Hessischen Lehrerbildungsge-
setzes auszuweisen.

§ 27

Dauer und Angebotsturnus 
von Modulen

(1) Ein Modul umfasst in der Regel
zwei Semester.

(2) Die Universitäten legen fest, in wel-
chem zeitlichen Turnus ein Modul ange-
boten wird. Dabei ist sicherzustellen, dass
die durchgängige Studierbarkeit eines
Studiengangs gegeben ist.

§ 28

Ordnungen und 
Modulabschlussprüfungen

(1) Beschlüsse über Lehramtsstudien-
ordnungen der Universitäten bedürfen
der Genehmigung durch das Kultusminis-
terium.

(2) In den Lehramtsstudienordnungen
der Universitäten wird geregelt, welche
zwölf bewerteten Module in die Gesamt-
note nach § 29 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes ein-
zubringen sind.

(3) Die Modulabschlussprüfung be-
zieht inhaltlich alle Modulveranstaltun-
gen ein. Sie wird mit Punkten und Noten
nach § 24 des Hessischen Lehrerbildungs-
gesetzes bewertet. Eine Bewertung für
die Modulabschlussprüfung kann auch
kumulativ aus Noten und Punkten für
Modulteilprüfungen gebildet werden.
Über die Modulabschlussprüfung wird je-
weils eine Bescheinigung als Leistungs-
nachweis nach § 29 Abs. 3 des Hessi-
schen Lehrerbildungsgesetzes ausgestellt.
Die Prüfungsformen für den Modulab-
schluss werden in den Lehramtsstudien-
ordnungen der Universitäten festgelegt.
Auf die Verwendung unterschiedlicher
Prüfungsformen ist zu achten.

(4) Leistungspunkte nach § 9 Abs. 5
Satz 2 des Hessischen Lehrerbildungsge-
setzes sowie Noten und Punkte nach § 24
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
werden getrennt ausgewiesen.

(5) Bei einer Bewertung der Modulab-
schlussprüfung mit weniger als fünf
Punkten nach § 24 Abs. 1 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes ist ein Modul
nicht bestanden.

(6) In den Lehramtsstudienordnungen
der Universitäten werden Regelungen
über die Wiederholbarkeit nicht bestan-
dener Module getroffen.

§ 29

Orientierungs- und 
Betriebspraktikum

(1) Das Orientierungspraktikum und
das Betriebspraktikum nach § 15 Abs. 1

und 2 des Hessischen Lehrerbildungsge-
setzes dienen der Vororientierung für das
künftige Arbeitsfeld und der Erfahrung
von außerhalb der Schule gelegenen Be-
reichen.

(2) Das Orientierungspraktikum soll
von einer Betreuerin oder einem Betreuer
der Einrichtung angeleitet werden, an der
es abgeleistet wird.

(3) Bereiche des Orientierungsprakti-
kums sind die Arbeit und Organisation ei-
ner staatlichen, kirchlichen oder freien
Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe
einschließlich der Einrichtungen für den
Kinder- und Jugendsport sowie der unter-
richtlichen und außerunterrichtlichen Pra-
xis von Schulen. Zum schulischen Bereich
gehören Hospitationen in verschiedenen
Schulformen und Schulstufen sowie die
Beteiligung an Festen, Schulfahrten und
anderen Veranstaltungen außerhalb des
Unterrichts.

(4) Das Orientierungspraktikum um-
fasst in der Regel 30 Zeitstunden pro Wo-
che. Die werktägliche Anwesenheit in der
besuchten Einrichtung soll fünf Zeitstun-
den nicht unterschreiten.

(5) Der Nachweis über das Orientie-
rungspraktikum und das Betriebsprakti-
kum ist von der jeweils besuchten Ein-
richtung auszustellen. Voraussetzung für
die Ausstellung des Nachweises ist die
Dokumentation der Beobachtungen und
Erfahrungen durch die Praktikantin oder
den Praktikanten, die nach § 15 Abs. 1
Satz 3 und Abs. 2 Satz 4 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes in das Studien-
portfolio eingeht.

(6) Der Nachweis über das Orientie-
rungspraktikum ist bei der oder dem
Praktikumsbeauftragten der Universität
bei der Meldung zu den schulpraktischen
Studien vorzulegen.

(7) Der Nachweis über das Betriebs-
praktikum ist dem Amt für Lehrerbildung
bei der Meldung zur Ersten Staatsprüfung
vorzulegen. Entsprechendes gilt für den
Nachweis vergleichbarer praktischer Tä-
tigkeiten nach § 15 Abs. 2 Satz 3 des Hes-
sischen Lehrerbildungsgesetzes, die das
Betriebspraktikum ersetzen.

(8) Orientierungs- und Betriebsprakti-
kum sind nicht Teil des Arbeitsaufwands
nach § 25. Sie können in den schulprakti-
schen Studien Gegenstand der weiterfüh-
renden Reflexion sein.

§ 30

Schulpraktische Studien

(1) Der oder die Praktikumsbeauftrag-
te der Universität überprüft den Bericht
über die schulpraktischen Studien oder
die in einem Studienportfolio enthaltene
Dokumentation. Das Amt für Lehrerbil-
dung kann in diesem Zusammenhang ge-
meinsam mit den anderen an der Lehrer-
bildung Beteiligten nach § 15 Abs. 5 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes bera-
tend tätig werden.
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(2) Die schulpraktischen Studien kön-
nen in einem der Praktikumsteile an
Schulen im europäischen Ausland oder
an einer deutschen Auslandsschule abge-
leistet werden, wenn die Ziele der schul-
praktischen Studien nach § 15 Abs. 3 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes er-
reicht werden. Die Gestaltung der Anlei-
tung wird durch die Praktikumsordnung
der Universität geregelt.

Zweiter Abschnitt

Erste Staatsprüfung

§ 31

Meldung und Zulassung

(1) Die Meldung zu den Klausuren und
mündlichen Prüfungen ist schriftlich an
das Amt für Lehrerbildung zu richten. Das
Amt legt die jeweiligen Termine für die
Meldung fest.

(2) Der Meldung sind Nachweise nach
§ 20 Abs. 2 des Hessischen Lehrerbil-
dungsgesetzes beizufügen. Bewerberin-
nen und Bewerber, deren Muttersprache
nicht Deutsch ist, haben einen Nachweis
über die für den Unterricht erforderlichen
deutschen Sprachkenntnisse vorzulegen.
Die deutschen Sprachkenntnisse können
durch das Große Deutsche Sprachdiplom
des Goethe-Instituts nachgewiesen wer-
den. Das Sprachdiplom muss mit mindes-
tens „gut“ bestanden sein. Das Amt für
Lehrerbildung kann auch einen anderen
geeigneten Nachweis, insbesondere eine
in Deutschland oder dem deutschsprachi-
gen Ausland erworbene Hochschulzu-
gangsberechtigung anerkennen. Über ge-
gebenenfalls weitere zur Meldung vorzu-
legende Unterlagen entscheidet das Amt
für Lehrerbildung.

(3) Die Zulassung zu den Klausuren
und mündlichen Prüfungen kann erst er-
folgen, wenn die Nachweise und Unterla-
gen nach Abs. 2 sowie nach § 20 Abs. 2
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
beim Amt für Lehrerbildung vorliegen.

(4) Die Zulassung kann widerrufen
werden, wenn nachträglich Gründe be-
kannt werden, die eine Versagung der
Zulassung gerechtfertigt hätten. Die Be-
werberin oder der Bewerber ist vor einer
Entscheidung zu hören.

(5) Die Zulassung kann nicht erfolgen,
wenn eine Lehramtsprüfung oder eine
sonstige Prüfung, die zum Eintritt in den
pädagogischen Vorbereitungsdienst für
das angestrebte Lehramt berechtigt, in
Hessen oder einem anderen Land der
Bundesrepublik Deutschland endgültig
nicht bestanden wurde und diese der be-
antragten Lehramtsprüfung gleichartig
oder gleichwertig ist.

§ 32

Inhaltliche Anforderungen

Die inhaltlichen Anforderungen der
Prüfungsteile nach § 19 des Hessischen

Lehrerbildungsgesetzes ergeben sich aus
den im Studium zu erwerbenden Kompe-
tenzen nach § 23 Abs. 1 bis 4.

§ 33

Wissenschaftliche Hausarbeit

(1) Die wissenschaftliche Hausarbeit
wird im Zusammenhang mit einem Modul
angefertigt. Sie kann im Fach Kunst oder
im Fach Musik einen künstlerisch-prakti-
schen Schwerpunkt haben.

(2) Die wissenschaftliche Hausarbeit
ist als Einzelarbeit anzufertigen.

(3) Die Bewerberin oder der Bewerber
kann mit einer fachkundigen Prüferin
oder mit einem fachkundigen Prüfer des
Amtes für Lehrerbildung einen Themen-
vorschlag erörtern. Die Prüferin oder der
Prüfer schlägt dem Amt für Lehrerbildung
ein Thema vor. Findet keine Erörterung
nach Satz 1 statt, bestimmt das Amt für
Lehrerbildung eine Prüferin oder einen
Prüfer, die oder der den Themenvorschlag
vorlegt. Die Bewerberin oder der Bewer-
ber hat keinen Anspruch auf Bestellung
einer bestimmten Prüferin oder eines be-
stimmten Prüfers. Bei der Entscheidung
hat das Amt für Lehrerbildung darauf zu
achten, dass das Thema dem Zweck der
wissenschaftlichen Hausarbeit nach § 21
Abs. 1 des Hessischen Lehrerbildungsge-
setzes entspricht, die Beschaffung der
Hilfsmittel keine ungewöhnlichen
Schwierigkeiten bereitet und die Anferti-
gung der wissenschaftlichen Hausarbeit
in der festzusetzenden Frist möglich ist.
Es bestellt zwei Gutachterinnen oder Gut-
achter, darunter die fachkundige Prüferin
oder den fachkundigen Prüfer nach Satz 1
oder 3.

(4) Die Frist für die Anfertigung der
wissenschaftlichen Hausarbeit beträgt
zwölf Wochen. Sie beginnt mit der Be-
kanntgabe des Themas durch das Amt für
Lehrerbildung. Das Amt für Lehrerbil-
dung kann in begründeten Ausnahmefäl-
len auf Antrag, der vor Ablauf der Frist zu
stellen ist, eine Nachfrist von bis zu vier
Wochen gewähren.

(5) Wird die Frist oder Nachfrist nicht
eingehalten, so gilt die wissenschaftliche
Hausarbeit als nicht bestanden, sofern
nicht die Bewerberin oder der Bewerber
nachweist, dass die Frist oder Nachfrist
ohne eigenes Verschulden versäumt wur-
de. In diesem Fall entscheidet das Amt für
Lehrerbildung, ob eine weitere Frist ge-
währt oder eine neue Aufgabe gestellt
wird. Die Bewerberin oder der Bewerber,
die oder der aufgrund einer Krankheit
vom laufenden Prüfungsverfahren zu-
rücktritt, muss ein amtsärztliches Zeugnis
vorlegen. Verzögert sich die Abgabe der
wissenschaftlichen Hausarbeit wegen
Krankheit oder sonstigen von der Bewer-
berin oder dem Bewerber nicht zu vertre-
tenden Gründen um mehr als sechs Wo-
chen, ist ein neues Thema zu stellen.

(6) Die wissenschaftliche Hausarbeit
ist in deutscher Sprache abzufassen. In
den neusprachlichen Unterrichtsfächern
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ist eine Zusammenfassung der Arbeit in
der jeweiligen Fremdsprache beizufügen.
Auf Antrag kann die wissenschaftliche
Hausarbeit auch vollständig in der jewei-
ligen Fremdsprache abgefasst werden; in
diesem Fall findet Satz 2 keine Anwen-
dung. Die Entscheidung trifft das Amt für
Lehrerbildung.

(7) Die Bewerberin oder der Bewerber
muss am Schluss der wissenschaftlichen
Hausarbeit versichern, dass sie oder er
die Arbeit selbstständig verfasst, keine
anderen als die angegebenen Hilfsmittel
verwendet und sämtliche Stellen, die an-
deren Druckwerken oder digitalisierten
Werken im Wortlaut oder dem Sinn nach
entnommen sind, in jedem einzelnen Fall
unter Angabe der Quelle kenntlich ge-
macht hat. Die Versicherung ist auch für
Zeichnungen, Skizzen, Notenbeispiele so-
wie bildliche und sonstige Darstellungen
abzugeben.

(8) Die wissenschaftliche Hausarbeit
ist in zweifacher Ausfertigung gedruckt
und dauerhaft gebunden bei dem Amt für
Lehrerbildung einzureichen. Das Amt für
Lehrerbildung leitet die Hausarbeit den
Gutachterinnen oder Gutachtern nach
Abs. 3 Satz 4 zur Beurteilung zu. Diese er-
stellen unverzüglich ihre Gutachten, er-
teilen je eine Note und Punktzahl und ge-
ben die wissenschaftliche Hausarbeit mit
dem Gutachten an das Amt für Lehrerbil-
dung zurück.

(9) Das Amt für Lehrerbildung setzt
aufgrund der Gutachten endgültig die
Note und Punktzahl für die wissenschaft-
liche Hausarbeit fest und teilt sie der Be-
werberin oder dem Bewerber mit. Bei un-
terschiedlicher Beurteilung innerhalb der
Gutachten ergibt sich die endgültige
Punktzahl in der Regel durch Mittelwert-
bildung.

(10) Zeigt die wissenschaftliche Haus-
arbeit schwerwiegende und gehäufte
Verstöße gegen die Regeln der deutschen
Sprache oder gegen die äußere Form,
kann sie nicht mit fünf oder mehr Punk-
ten bewertet werden.

(11) Die wissenschaftliche Hausarbeit
darf zu anderen Zwecken, etwa zum Er-
werb der Doktorwürde oder eines akade-
mischen Abschlusses oder zur Veröffentli-
chung nicht verwendet werden, bevor die
Prüfung abgeschlossen und das Zeugnis
ausgehändigt ist.

(12) Anstelle der wissenschaftlichen
Hausarbeit kann auf Antrag der Bewer-
berin oder des Bewerbers eine von einer
wissenschaftlichen Hochschule als ausrei-
chend für die Verleihung eines akademi-
schen Grades anerkannte Arbeit ange-
nommen werden.

§ 34

Klausuren
(1) Die Klausuren sind in jeweils vier

Zeitstunden anzufertigen. Die Aufgaben
und die erlaubten Hilfsmittel werden vom
Amt für Lehrerbildung auf Vorschlag der
von ihm berufenen Prüferinnen und Prü-
fer festgelegt.

(2) Das Amt für Lehrerbildung leitet
die Klausur einer Erstgutachterin oder ei-
nem Erstgutachter sowie danach einer
Zweitgutachterin oder einem Zweitgut-
achter zu. Diese begutachten unverzüg-
lich schriftlich die Klausur, erteilen je eine
Note und Punktzahl und geben die Klau-
sur mit dem Gutachten an das Amt für
Lehrerbildung zurück. § 33 Abs. 9 und 10
gilt entsprechend.

(3) In den Neueren Fremdsprachen
sind die Klausuren mindestens zur Hälfte
in der jeweiligen Fremdsprache anzuferti-
gen.

(4) Versäumt die Bewerberin oder der
Bewerber aus einem selbst zu vertreten-
den Grund den Klausurtermin oder gibt
sie oder er eine Klausur nicht rechtzeitig
ab, ist diese Klausur mit null Punkten zu
bewerten.

(5) Das Amt für Lehrerbildung kann im
Benehmen mit den zuständigen Einrich-
tungen der Universitäten landesweit ein-
heitliche Klausuren durchführen.

§ 35

Mündliche Prüfung

(1) Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber wird einzeln geprüft. Die mündliche
Prüfung für das Lehramt an Grundschu-
len nach § 27 Abs. 2 des Hessischen Leh-
rerbildungsgesetzes bezieht sich entwe-
der auf Didaktik der Grundschule und
zwei Unterrichtsfächer oder auf drei Un-
terrichtsfächer.

(2) Für die Durchführung der mündli-
chen Prüfung ist der vom Amt für Lehrer-
bildung nach § 18 Abs. 1 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes berufene Prü-
fungsausschuss zuständig. Der Prüfungs-
ausschuss ist beschlussfähig, wenn min-
destens die oder der Vorsitzende und die
Prüferin oder der Prüfer des jeweiligen
Prüfungsbereichs anwesend sind.

(3) Das Amt für Lehrerbildung legt
Termin und Ort der Prüfung fest und teilt
diese der Bewerberin oder dem Bewerber
und den Prüfenden spätestens eine Wo-
che vor Beginn der mündlichen Prüfung
schriftlich mit. Alle mündlichen Prüfun-
gen einer Bewerberin oder eines Bewer-
bers sollen innerhalb von vier Wochen ab-
geschlossen sein.

(4) Ein durchgängig geführtes Studien-
portfolio kann Grundlage der mündlichen
Prüfungen sein. Eine der mündlichen Prü-
fungen kann in Form einer Disputation
über die wissenschaftliche Hausarbeit
durchgeführt werden. Hierüber entschei-
det der Prüfungsausschuss.

§ 36

Fachpraktische Prüfungen, 
Sprachprüfungen

(1) Für die Fächer Kunst, Musik und
Sport müssen fachpraktische Fähigkeiten
nachgewiesen werden. Die fachprakti-
schen Prüfungen werden in entsprechen-
den Modulen studienbegleitend abgelegt.
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(2) Abs. 1 gilt für die Sprachprüfungen
in den Fremdsprachen entsprechend. Der
Nachweis besonderer Fremdsprachen-
kenntnisse als Nachweis studiengangspe-
zifischer Fähigkeiten und Kenntnisse
nach § 54 Abs. 4 des Hessischen Hoch-
schulgesetzes bleibt hiervon unberührt.

VIERTER TEIL

Vorbereitungsdienst

Erster Abschnitt

Einstellung in den
pädagogischen 

Vorbereitungsdienst

§ 37

Voraussetzungen

(1) Zum Vorbereitungsdienst für die
Lehrämter kann vom Amt für Lehrerbil-
dung zugelassen werden, wer

1. die Erste Staatsprüfung für ein Lehr-
amt oder die Diplomhandelslehrer-
prüfung in Hessen abgelegt hat,

2. eine Erste Staatsprüfung für ein Lehr-
amt oder einen auf die Professionali-
tät des Lehrers abzielenden Master-
abschluss nach den Vorgaben der
Kultusministerkonferenz in der Bun-
desrepublik Deutschland abgelegt
hat, die oder der vom Amt für Lehrer-
bildung den in Nr. 1 genannten Prü-
fungen gleichgestellt wurde,

3. einen auf die Professionalität des
Lehrers abzielenden Abschluss an ei-
ner Hochschule in einem anderen
Staat abgelegt hat, der vom Amt für
Lehrerbildung den in Nr. 1 genannten
Prüfungen gleichgestellt wurde oder

4. eine andere Hochschulprüfung abge-
legt hat, die vom Amt für Lehrerbil-
dung den in Nr. 1 genannten Prüfun-
gen gleichgestellt wurde.

(2) Personen nach Abs. 1 Nr. 4 können
zum Vorbereitungsdienst für ein Lehramt
nur zugelassen werden, wenn keine Be-
werberinnen und Bewerber mit einer
Staatsprüfung für ein Lehramt in dem je-
weiligen Unterrichtsfach oder in der je-
weiligen Fachrichtung zur Verfügung ste-
hen.

(3) Bei der Anerkennung nach Abs. 1
Nr. 2 bis 4 kann das Amt für Lehrerbil-
dung Kriterien festlegen, nach denen eine
Gesamtnote zu ermitteln ist, wenn aus
den vorgelegten Zeugnissen eine solche
nicht hervorgeht.

§ 38

Bewerbung, Antrag

(1) Bewerbungen für die Zulassung
zum Vorbereitungsdienst müssen für den
Beginn am 1. Mai bis zum 1. Januar und
für den Beginn am 1. November bis zum
1. Juli des jeweiligen Jahres beim Amt für
Lehrerbildung vollständig eingegangen
sein.

(2) Für die Zulassung zum Vorberei-
tungsdienst für alle Lehrämter sind dem
Amt für Lehrerbildung folgende Unterla-
gen vorzulegen:

1. der Zulassungsantrag mit der Anga-
be,

a) ob und gegebenenfalls wie viele
Antragstellungen in Hessen vor-
ausgegangen sind,

b) ob und gegebenenfalls wann eine
Meldung zur Zweiten Staatsprü-
fung in einem anderen Bundes-
land erfolgte,

c) ob bisher in Hessen oder einem
anderen Bundesland der Vorberei-
tungsdienst begonnen oder eine
Zweite Staatsprüfung für ein Lehr-
amt erfolglos abgelegt wurde und

d) ob eine erneute Zulassung zur pä-
dagogischen Ausbildung für ein
Lehramt in einem anderen Bun-
desland abgelehnt wurde,

2. das Schulabschlusszeugnis und das
Zeugnis über eine der in § 37 Abs. 1
genannten Prüfungen jeweils in be-
glaubigter Kopie,

3. ein Lebenslauf,

4. ein Personalbogen mit Lichtbild
neueren Datums,

5. die Geburtsurkunde,

6. gegebenenfalls weitere Personen-
standsurkunden oder ein Auszug aus
dem Familienstammbuch,

7. die Erklärung, Deutsche oder Deut-
scher im Sinne des Art. 116 des
Grundgesetzes oder Staatsangehöri-
ge oder Staatsangehöriger eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union
zu sein,

8. gegebenenfalls Bescheinigungen
über

a) die Erfüllung einer Dienstpflicht
nach Art. 12a Abs. 1 oder 2 des
Grundgesetzes,

b) die Ableistung eines mindestens
sechsmonatigen Dienstes nach
dem Bundesfreiwilligendienstge-
setz vom 28. April 2011 (BGBl. I 
S. 687),

c) eine mindestens zweijährige
Dienstzeit als Entwicklungshelfe-
rin oder Entwicklungshelfer nach
dem Entwicklungshelfer-Gesetz
vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549),
zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. Dezember 2003 (BGBl. I 
S. 2954) oder

d) die Ableistung eines Jugend-
freiwilligendienstes nach dem 
Jugendfreiwilligen dienste ge setz
vom 16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842),

9. gegebenenfalls eine Bescheinigung
über die Schwerbehinderteneigen-
schaft,

10. eine Erklärung darüber, ob die Be-
werberin oder der Bewerber in einem
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Strafverfahren verurteilt wurde oder
gegen sie oder ihn ein gerichtliches
Strafverfahren oder ein Ermittlungs-
verfahren der Staatsanwaltschaft an-
hängig ist,

11. die Angabe der Studienseminare, in
denen die Bewerberin oder der Be-
werber den Vorbereitungsdienst ab-
leisten möchte,

12. ein amtsärztliches Gesundheitszeug-
nis,

13. ein erweitertes Führungszeugnis
nach dem Bundeszentralregisterge-
setz in der Fassung vom 21. Septem-
ber 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 I 
S. 195), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 23. Mai 2011 (BGBl. I S. 898),
und

14. gegebenenfalls zusätzliche Zeugnisse
und Bescheinigungen über Berufs-
ausbildungen und Berufstätigkeiten
in beglaubigter Kopie.

Die Unterlagen dürfen mit Ausnahme der
in Satz 1 Nr. 2, 5 bis 9 und 14 genannten
nicht älter als sechs Monate sein. Es be-
steht kein Anspruch auf Erstattung von
Kosten für die einzureichenden Nachwei-
se.

(3) Bewerbungen, denen die erforderli-
chen Unterlagen nicht oder nicht vollstän-
dig beiliegen oder die nicht innerhalb der
in § 38 Abs. 1 genannten Fristen beim
Amt für Lehrerbildung eingehen, können
nicht berücksichtigt werden.

(4) Bewerbungen müssen für jeden Zu-
lassungstermin erneut eingereicht wer-
den; dabei sind die Unterlagen nach 
Abs. 2 soweit erforderlich zu aktualisie-
ren.

§ 39

Auswahl nach 
Eignung und Leistung

(1) Die Auswahl nach Eignung und
Leistung nach § 37 Abs. 2 Nr. 1 des Hessi-
schen Lehrerbildungsgesetzes erfolgt an-
hand des Ergebnisses der Prüfung nach 
§ 37 Abs. 1 Nr. 1 bis 3. Dabei wird die zur
Ermittlung der Gesamtnote errechnete
und im Zeugnis ausgewiesene Dezimal-
zahl zu Grunde gelegt; es werden zwei
Nachkommastellen berücksichtigt.

(2) Bei Bewerberinnen und Bewerbern,
die die Voraussetzung für die Zulassung
erfüllen und nach einer Promotion haupt-
beruflich als wissenschaftliche Mitarbei-
terin oder als wissenschaftlicher Mitarbei-
ter an einer Universität oder Kunst- oder
Musikhochschule im Lande Hessen tätig
waren, wird die im Zeugnis ausgewiesene
Dezimalzahl für jedes volle Jahr der
hauptberuflichen wissenschaftlichen Tä-
tigkeit um 0,5, höchstens jedoch um 2,0
verbessert.

(3) Können nicht alle Bewerberinnen
und Bewerber mit gleicher Dezimalzahl
zugelassen werden, entscheidet das Los.

§ 40

Härtefälle

(1) Eine besondere Härte im Sinne von
§ 37 Abs. 2 Nr. 2 des Hessischen Lehrer-
bildungsgesetzes liegt vor, wenn die Ab-
lehnung des Zulassungsantrags für die
Bewerberin oder den Bewerber mit Nach-
teilen verbunden wäre, die bei Anlegung
eines strengen Maßstabes über das Maß
der mit der Ablehnung üblicherweise ver-
bundenen Nachteile erheblich hinausge-
hen.

(2) Ein Fall besonderer Härte kommt in
Betracht im Falle

1. einer Schwerbehinderung im Sinne
des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch vom 19. Juni 2001 (BGBl. I 
S. 1046),

2. besonderer sozialer und familiärer
Umstände der Bewerberin oder des
Bewerbers,

3. von Zeitverlusten bei der Aufnahme
und Durchführung des Studiums, die
von der Bewerberin oder dem Bewer-
ber nicht zu vertreten sind,

4. der Erfüllung einer Dienstpflicht nach
Art. 12a Abs. 1 oder 2 des Grundge-
setzes, der Ableistung eines mindes-
tens sechsmonatigen Dienstes nach
dem Bundesfreiwilligendienstgesetz,
einer mindestens zweijährigen
Dienstzeit als Entwicklungshelferin
oder Entwicklungshelfer nach dem
Entwicklungshelfer-Gesetz oder der
Ableistung eines Jugendfreiwilligen-
dienstes nach dem Jugendfreiwilli-
gendienstegesetz,

5. einer abgeschlossenen beruflichen
Ausbildung in einem staatlich aner-
kannten Ausbildungsberuf oder einer
mindestens dreijährigen beruflichen
Tätigkeit, die mindestens mit der
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit
einer Vollbeschäftigung ausgeübt
wurde oder

6. einer Unterbrechung des Vorberei-
tungsdienstes für die Lehrämter im
Lande Hessen aus zwingenden per-
sönlichen Gründen, sofern die Ausbil-
dung innerhalb einer Frist von zwei
Jahren nach der Entlassung fortge-
setzt werden soll.

Nachweise über Tatsachen, die einen Fall
besonderer Härte begründen, sind der
Bewerbung beizufügen.

(3) Die für Bewerberinnen und Bewer-
ber mit Härtemerkmalen zur Verfügung
stehenden Ausbildungsstellen werden
nach folgenden Grundsätzen verteilt:

1. Die in Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 6 ge-
nannten Härtemerkmale sind vor den
in Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bis 5 genannten
Härtemerkmalen zu berücksichtigen;
dies gilt auch dann, wenn Bewerbe-
rinnen und Bewerber mehrere der in
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bis 5 genannten
Härtemerkmale aufweisen,

2. Bewerberinnen und Bewerber mit
mehreren Härtemerkmalen werden
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grundsätzlich gegenüber Bewerberin-
nen und Bewerbern mit weniger Här-
temerkmalen vorrangig berücksich-
tigt und

3. Bewerberinnen und Bewerber mit der
gleichen Anzahl von Härtemerkma-
len werden nach den in § 39 festge-
legten Grundsätzen ausgewählt.

§ 41

Wartefälle

(1) Für jede, zum jeweiligen Einstel-
lungstermin nach § 38 Abs. 1 und 2 ord-
nungsgemäß eingegangene, jedoch er-
folglose Bewerbung für die Zulassung
zum Vorbereitungsdienst wird ein Warte-
punkt angerechnet.

(2) Die für Wartefälle nach § 37 Abs. 2
Nr. 3 des Hessischen Lehrerbildungsge-
setzes zur Verfügung stehenden Ausbil-
dungsstellen werden nach der Anzahl der
Wartepunkte vergeben.

(3) Sind mehrere Bewerberinnen und
Bewerber mit der gleichen Wartepunkte-
zahl vorhanden, so wird zwischen ihnen
nach den in § 39 festgelegten Grundsät-
zen ausgewählt.

(4) Bewerberinnen und Bewerber, die
ein im Hauptverfahren erhaltenes Einstel-
lungsangebot ablehnen oder sich nicht in-
nerhalb von fünf Jahren wieder bewer-
ben, verlieren alle bis dahin erworbenen
Wartepunkte.

§ 42

Ausbildungsstellen und 
Ausbildungsplätze

(1) Das Kultusministerium legt die An-
zahl der Ausbildungsstellen und Ausbil-
dungsplätze sowie deren Aufgliederung
nach Lehrämtern, Unterrichtsfächern und
Fachrichtungen halbjährlich fest und
weist sie dem Amt für Lehrerbildung zu.
Dabei sind die Kapazitäten der Studiense-
minare zu berücksichtigen.

(2) Das Kultusministerium legt in ei-
nem Katalog fest, in welchen Fächern
oder Fachrichtungen dringender Ausbil-
dungsbedarf besteht und für welche Fä-
cher oder Fachrichtungen und in wel-
chem Umfang ein besonderes Zulas-
sungsverfahren angewandt werden kann.
Lehramts- und fächerspezifische Anforde-
rungen können im Rahmen des Katalogs
nach Satz 1 durch das Kultusministerium
festgelegt werden.

§ 43

Zulassung

(1) Die Zulassung von Bewerberinnen
und Bewerbern erfolgt zunächst nach den
in § 39 festgelegten Grundsätzen. Bei Be-
werberinnen und Bewerbern, die hierbei
nicht berücksichtigt werden können, er-
folgt danach eine Auswahl nach den in
den §§ 40 und 41 festgelegten Grundsät-
zen.

(2) Werden die in § 37 Abs. 2 Nr. 2 und
3 des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
festgelegten Quoten nicht voll ausge-
schöpft, so werden die noch freien Ausbil-
dungsstellen nach den in § 39 festgeleg-
ten Grundsätzen besetzt.

(3) Die Zulassung erfolgt grundsätzlich
für die Fächer und Fachrichtungen der
Prüfungen nach § 37 Abs. 1 Nr. 1 bis 3.
Stehen für diese Fächer oder Fachrichtun-
gen keine Ausbildungskapazitäten mehr
zur Verfügung, kann auch eine Zulassung
für das Fach oder die Fachrichtung einer
Erweiterungsprüfung erfolgen.

(4) Beim Lehramt an Grundschulen
werden die freien Ausbildungsstellen an
Bewerberinnen und Bewerber vergeben,
wenn folgende Kriterien erfüllt sind:

1. Durch die Prüfung nach § 37 Abs. 1
Nr. 1 wird mindestens das Fach
Deutsch oder Mathematik nachge-
wiesen oder durch den Abschluss
nach § 37 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 werden
mindestens die Fächer Deutsch und
Mathematik nachgewiesen,

2. durch die Prüfung nach § 37 Abs. 1
wird mindestens ein Fach aus dem
Kanon nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
des Hessischen Lehrerbildungsgeset-
zes nachgewiesen und

3. Ausbildungskapazitäten stehen für
das Fach nach Nr. 2 zur Verfügung.

(5) Bei den Lehrämtern an Hauptschu-
len und Realschulen, Förderschulen und
Gymnasien werden die freien Ausbil-
dungsstellen an Bewerberinnen und Be-
werber vergeben, für deren beide Unter-
richtsfächer oder Fachrichtungen jeweils
ein freier Ausbildungsplatz vorhanden ist.
Darüber hinaus können im Rahmen der
dann noch freien Stellen Bewerberinnen
und Bewerber berücksichtigt werden, die
über ein Fach verfügen, für das nach § 42
Abs. 2 dringender Ausbildungsbedarf be-
steht.

(6) Beim Lehramt an beruflichen Schu-
len werden die freien Ausbildungsstellen
über die berufliche Fachrichtung verge-
ben.

(7) Können die zur Verfügung stehen-
den freien Ausbildungsstellen für ein
Lehramt in einzelnen Fächern oder Fach-
richtungen nicht nach Abs. 3 bis 6 besetzt
werden, werden diese Stellen in einem
Nachrückverfahren vergeben. Daran neh-
men Bewerberinnen und Bewerber teil,
deren vollständige Anträge für den Be-
ginn am 1. Mai verspätet bis zum 
15. März und für den Beginn am 1. No-
vember verspätet bis zum 15. September
des jeweiligen Jahres eingegangen sind.

§ 44

Zuweisung zu den 
Studienseminaren, Einstellung, 

Schwerbehinderte

(1) Das Amt für Lehrerbildung weist
die nach den vorgenannten Kriterien ein-
zustellenden Bewerberinnen und Bewer-
ber einem Studienseminar zu und stellt
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sie ein. Dabei ist auf eine möglichst
gleichmäßige Auslastung der Studiense-
minare zu achten. Der Zuweisungs-
wunsch der Bewerberin oder des Bewer-
bers soll nach Möglichkeit berücksichtigt
werden. Ein Anspruch auf Zuweisung zu
einem bestimmten Studienseminar be-
steht nicht.

(2) Schwerbehinderte Lehrkräfte im
Vorbereitungsdienst werden bei Dienst-
antritt von der Leiterin oder dem Leiter
des Studienseminars über ihre Rechte be-
lehrt. Über die Gewährung des Nachteils-
ausgleichs sind Absprachen zu treffen,
die von der Leiterin oder dem Leiter des
Studienseminars aktenkundig zu machen
sind.

§ 45

Besonderes Zulassungsverfahren 
zum pädagogischen 
Vorbereitungsdienst

(1) In den in § 42 Abs. 2 festgelegten
Fächern oder Fachrichtungen kann das
Amt für Lehrerbildung ein besonderes
Zulassungsverfahren für Bewerberinnen
und Bewerber nach § 37 Abs. 1 Nr. 4
durchführen.

(2) Für Bewerbungen im Bereich der
allgemeinbildenden Schulen gelten die in
§ 38 Abs. 1 festgelegten Bewerbungsfris-
ten. Im Bereich der beruflichen Schulen
werden die Stellen aufgrund spezifischen
schulischen Bedarfs über schulbezogene
Stellenausschreibungen vergeben. Die
Schulen melden ihren spezifischen Bedarf
für den Vorbereitungsdienst dem zustän-
digen Staatlichen Schulamt. Dieses prüft
den Bedarf und die Zulässigkeit der Stel-
lenausschreibung und teilt diese dem
Amt für Lehrerbildung mit. Die Ausbil-
dungsstellen werden spätestens acht Mo-
nate vor dem jeweiligen Einstellungster-
min öffentlich ausgeschrieben. Die Be-
werbungsfrist wird in der Ausschreibung
festgelegt.

(3) Mindestvoraussetzungen für die
Zulassung im Verfahren nach Abs. 1 sind

1. ein universitärer Abschluss, der kein
Bachelorabschluss ist oder ein akkre-
ditierter Masterabschluss in dem
Fach oder in der Fachrichtung nach 
§ 42 Abs. 2, der mindestens mit der
Gesamtnote „befriedigend“ bewertet
wurde,

2. Studien- und Prüfungsleistungen, aus
denen ein zweites Fach als Unter-
richtsfach abgeleitet und anerkannt
werden kann,

3. ein Lebensalter von in der Regel nicht
höher als 40 Jahren zum Zeitpunkt
der Einstellung und

4. einschlägige Berufserfahrungen,
wenn die Zulassung für das Lehramt
an beruflichen Schulen erfolgen soll.

(4) Bewerbungen für die Zulassung
sind unter Beifügung der Unterlagen
nach § 38 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 11 an das
Amt für Lehrerbildung zu richten. Die
Unterlagen nach § 38 Abs. 2 Satz 1 Nr. 12

und 13 sind erst nach der Auswahlent-
scheidung vorzulegen.

(5) Das Amt für Lehrerbildung prüft
die Voraussetzungen für die Zulassung
der Bewerberinnen und Bewerber zum
Vorbereitungsdienst und führt dazu gege-
benenfalls auch eine Eignungsüberprü-
fung durch. Art, Inhalt und Umfang des
Verfahrens zur Eignungsüberprüfung legt
das Amt für Lehrerbildung fest. Es kann
Studienseminare mit der Durchführung
des Verfahrens beauftragen und bestellt
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden
des Überprüfungsausschusses. Sie oder er
bestellt im Auftrag des Amtes für Lehrer-
bildung zwei weitere fachkundige Mit-
glieder in den Überprüfungsausschuss.

(6) Der Überprüfungsausschuss erstellt
nach Abschluss des Verfahrens eine
Rangliste der geeigneten Bewerberinnen
und Bewerber und leitet diese dem Amt
für Lehrerbildung zu. Unter Beachtung
dieser Rangliste erfolgen die Einstellun-
gen und Zuweisungen zu einem Studien-
seminar durch das Amt für Lehrerbildung.

(7) Das Amt für Lehrerbildung nimmt
in diesen Fällen die Gleichstellung nach 
§ 37 Abs. 1 Nr. 4 vor.

§ 46

Zulassungsverfahren zum 
Vorbereitungsdienst zum Erwerb der
Lehrbefähigung in arbeitstechnischen

Fächern

(1) Bewerberinnen und Bewerber für
den Vorbereitungsdienst zum Erwerb der
Lehrbefähigung in arbeitstechnischen Fä-
chern werden nur aufgrund spezifischen
schulischen Bedarfs über schulbezogene
Stellenausschreibungen zum Vorberei-
tungsdienst zugelassen. Die Schulen mel-
den ihren spezifischen Bedarf für den
Vorbereitungsdienst dem zuständigen
Staatlichen Schulamt. Dieses prüft den
Bedarf und die Zulässigkeit der Stellen-
ausschreibung, stellt fest, ob eine freie
Ausbildungsstelle vorhanden ist und teilt
die Stellenausschreibung dem Amt für
Lehrerbildung mit. Die Ausbildungsstel-
len werden spätestens acht Monate vor
dem jeweiligen Einstellungstermin öffent-
lich ausgeschrieben. Das Amt für Lehrer-
bildung verwaltet diese Ausbildungsstel-
len und verteilt sie, orientiert an der Leh-
rerstellenzuweisung des Kultusministeri-
ums, auf die Staatlichen Schulämter.
Tauschverfahren zwischen den Staatli-
chen Schulämtern sind im Benehmen mit
dem Amt für Lehrerbildung möglich.

(2) Voraussetzung für die Zulassung
zum Vorbereitungsdienst zum Erwerb der
Lehrbefähigung in arbeitstechnischen Fä-
chern ist eine Eignungsüberprüfung. Bei
der Bewerbung für diese Eignungsüber-
prüfung sind folgende Mindestvorausset-
zungen nachzuweisen:

1. der Abschluss einer einschlägigen
Berufsausbildung in der entsprechen-
den Fachrichtung,
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2. eine mindestens dreijährige einschlä-
gige Berufserfahrung,

3. ein Lebensalter von mindestens 24
und von in der Regel höchstens 
40 Jahren zum Zeitpunkt der Einstel-
lung und

4. in allen beruflichen Fachrichtungen
außer der beruflichen Fachrichtung
Wirtschaft und Verwaltung

a) der Abschluss einer einschlägigen
mindestens zweijährigen Fach-
schule,

b) eine einschlägige Meisterprüfung
oder

c) ein anderer Abschluss mit entspre-
chender oder höherer Qualifikati-
on oder

5. in der beruflichen Fachrichtung Wirt-
schaft und Verwaltung

a) das Bestehen der Staatlichen Prü-
fung für Lehrerinnen und Lehrer
der Bürowirtschaft sowie das Be-
stehen einer der beiden Staatli-
chen Prüfungen für Lehrerinnen
und Lehrer der Text- oder Infor-
mationsverarbeitung oder

b) ein anderer Abschluss mit entspre-
chender oder höherer Qualifikati-
on.

Das Amt für Lehrerbildung erkennt im
Bedarfsfall die Gleichwertigkeit anderer
Prüfungen oder Qualifikationen an.

(3) Der Bewerbung sind der vollstän-
dig ausgefüllte Bewerbungsbogen, die
Unterlagen nach § 38 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
bis 10 und beglaubigte Kopien aller
Schulabschluss-, Ausbildungsabschluss-
und Meisterprüfungszeugnisse sowie be-
glaubigte Nachweise der berufsprakti-
schen Tätigkeiten beizufügen. Die Unter-
lagen nach § 38 Abs. 2 Satz 1 Nr. 12 und
13 sind erst nach der Auswahlentschei-
dung vorzulegen.

(4) Das Amt für Lehrerbildung prüft
die Voraussetzungen für die Zulassung
der Bewerberinnen und Bewerber zur
Eignungsüberprüfung. Das Amt für Leh-
rerbildung ist für Art, Inhalt und Umfang
des Verfahrens zur Eignungsüberprüfung
der Bewerberinnen und Bewerber zustän-
dig. Es kann Studienseminare mit der
Durchführung des Verfahrens beauftra-
gen und bestellt die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden des Überprüfungsausschus-
ses. Sie oder er bestellt im Auftrag des
Amtes für Lehrerbildung zwei weitere
fachkundige Mitglieder, davon ein Mit-
glied der Schulleitung, in den Überprü-
fungsausschuss.

(5) Die Eignungsüberprüfung beginnt
mit einer zweistündigen schriftlichen
Überprüfung. Sie dient der Feststellung
der fachlichen, sprachlichen und didakti-
schen Kompetenzen der Bewerberinnen
und Bewerber. Wird diese mit „bestan-
den“ bewertet, werden eine zwanzigmi-
nütige unterrichtspraktische Überprüfung
der berufs- und arbeitspädagogischen Fä-
higkeiten und ein in der Regel zwanzig-

minütiges Eignungsgespräch durchge-
führt. Bewerberinnen und Bewerber, die
sich zeitgleich auf Ausbildungsstellen an
verschiedenen Studienseminaren bewer-
ben, legen die schriftliche Prüfung nur an
einem Studienseminar ab. Der schriftliche
Teil der Eignungsüberprüfung ist für je-
den Einstellungstermin erneut abzulegen.
Der schriftliche Teil der Eignungsüber-
prüfung ist bei nicht ausreichenden fach-
lichen oder sprachlichen Leistungen nicht
bestanden.

(6) Die unterrichtspraktische Überprü-
fung und das Eignungsgespräch nach
Abs. 5 Satz 3 werden mit Punkten nach
Anlage 1 des Hessischen Lehrerbildungs-
gesetzes bewertet. Die Punkte der unter-
richtspraktischen Überprüfung zählen
dreifach, die Punkte des Eignungsge-
sprächs zweifach. Die Summe der so ge-
wichteten Punkte ergibt die insgesamt er-
reichte Punktzahl.

(7) Der Überprüfungsausschuss erstellt
nach Abschluss des Verfahrens eine
Rangliste der geeigneten Bewerberinnen
und Bewerber und leitet diese dem Amt
für Lehrerbildung zu. In die Rangliste
werden nur Bewerberinnen und Bewer-
ber aufgenommen, die in der unterrichts-
praktischen Überprüfung und im Eig-
nungsgespräch jeweils mindestens fünf
Punkte erzielt haben.

(8) Das Amt für Lehrerbildung unter-
breitet der am besten geeigneten Bewer-
berin oder dem am besten geeigneten Be-
werber ein Einstellungsangebot. Stimmt
die Bewerberin oder der Bewerber zu, er-
folgt im Benehmen mit dem zuständigen
Staatlichen Schulamt die Einstellung in
den Vorbereitungsdienst sowie die Zu-
weisung zu einem Studienseminar und
der Ausbildungsschule.

§ 47

Zuweisung zu den 
Ausbildungsschulen

(1) Die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars weist unter Beachtung der
zwischen dem Amt für Lehrerbildung und
den Staatlichen Schulämtern abgeschlos-
senen Kooperationsvereinbarung im Be-
nehmen mit der jeweiligen Schulleitung
die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst ei-
ner Ausbildungsschule zu. Dabei ist si-
cherzustellen, dass an dieser Schule Un-
terricht in den Ausbildungsfächern oder 
-fachrichtungen der Lehrkraft im Vorbe-
reitungsdienst erteilt wird. Wünsche der
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst sollen
nach Möglichkeit berücksichtigt werden.
Ein Anspruch auf Zuweisung zu einer be-
stimmten Ausbildungsschule besteht
nicht.

(2) Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst
für das Lehramt an Förderschulen können
auch allgemeinbildenden Schulen zuge-
wiesen werden, wenn dort Schülerinnen
und Schüler mit Beeinträchtigungen oder
Behinderungen im inklusiven Unterricht
beschult werden.
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(3) Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst
für das Lehramt an Gymnasien können
unterschiedlichen Schulen für die Ausbil-
dung in der Sekundarstufe I und II zuge-
wiesen werden, wenn dies aus Gründen
der Organisation der Ausbildung erfor-
derlich ist. 

(4) Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst
für das Lehramt an beruflichen Schulen
können unterschiedlichen Schulen für die
Ausbildung im Fach und in der Fachrich-
tung zugewiesen werden, wenn dies aus
Gründen der Organisation der Ausbil-
dung erforderlich ist.

§ 48

Wechsel des Studienseminars 
oder der Ausbildungsschule

(1) Ein Wechsel des Studienseminars
ist zulässig. Die Entscheidung trifft das
Amt für Lehrerbildung auf begründeten
schriftlichen Antrag der Lehrkraft im Vor-
bereitungsdienst im Benehmen mit den
Leiterinnen und Leitern der betroffenen
Studienseminare.

(2) Ein Wechsel der Ausbildungsschule
ist zulässig, wenn beim Verbleib an der
bisherigen Ausbildungsschule eine Be-
einträchtigung der pädagogischen Aus-
bildung zu erwarten ist. Die Entscheidung
trifft die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars auf begründeten schriftli-
chen Antrag der Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst im Benehmen mit den Leitun-
gen der betroffenen Ausbildungsschulen
und dem jeweils zuständigen Staatlichen
Schulamt.

Zweiter Abschnitt

Pädagogische Ausbildung

§ 49

Ziele und Inhalte

(1) Die pädagogische Ausbildung soll
die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst be-
fähigen, Schülerinnen und Schüler mit
unterschiedlicher Leistungsfähigkeit, un-
terschiedlicher sozialer oder kultureller
Herkunft

1. zu unterrichten,

2. zu erziehen, zu beraten und zu be-
treuen,

3. zu diagnostizieren, zu fördern und zu
beurteilen und

4. die Entwicklungsprozesse der Schule
mitzugestalten.

(2) In der pädagogischen Ausbildung
sollen die während des Studiums erwor-
benen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten in Fachwissenschaften, Fachdi-
daktiken und Bildungswissenschaften in
engem Bezug zum erteilten Unterricht so
vertieft und erweitert werden, dass die in
§ 1 Abs. 2 des Hessischen Lehrerbil-
dungsgesetzes genannten Kompetenzen
im Handeln der Lehrkraft im Vorberei-

tungsdienst sichtbar werden. Dies gilt
entsprechend auch für die pädagogische
Ausbildung zum Erwerb der Lehrbefähi-
gung in arbeitstechnischen Fächern.

(3) Während der pädagogischen Aus-
bildung haben für die Lehrkräfte im 
Vorbereitungsdienst Ausbildungsbelange
Vorrang.

§ 50

Ausbildungsdauer

(1) Ein Ausbildungsvorsprung zur Ver-
kürzung der pädagogischen Ausbildung
nach § 38 Abs. 4 Nr. 1 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes kann insbesonde-
re nachgewiesen werden durch

1. eine eigenverantwortete Unterrichts-
tätigkeit an Schulen vor Beginn der
pädagogischen Ausbildung,

2. Teile einer auf die Professionalität ei-
ner Lehrkraft ausgerichteten Ausbil-
dung, die auf die pädagogische Aus-
bildung angerechnet werden können
oder

3. hervorragende Leistungen während
der pädagogischen Ausbildung.

Diese Vorleistungen werden vom Amt für
Lehrerbildung nach Inhalt und Umfang
im Hinblick auf die Module der pädago-
gischen Ausbildung geprüft und ihnen
entsprechend zugeordnet.

(2) Bei einer Verkürzung der pädago-
gischen Ausbildung wird die Zahl der
Module, Unterrichtsbesuche und Ausbil-
dungsveranstaltungen reduziert. Die Fest-
legung trifft das Amt für Lehrerbildung
im Benehmen mit der Leiterin oder dem
Leiter des Studienseminars. In der ver-
kürzten Ausbildung sind mindestens vier
Module zu absolvieren.

(3) In den Fällen des Abs. 2 werden
zur Bewertung des Ausbildungsstandes
nach § 42 des Hessischen Lehrerbildungs-
gesetzes die aufgrund der Verkürzung
nicht vorliegenden Modulbewertungen
durch den Durchschnitt der vorliegenden
Modulbewertungen ersetzt. Dabei blei-
ben Nachkommastellen unberücksichtigt.

(4) Der Antrag auf Verkürzung ist in-
nerhalb der ersten zwölf Monate der pä-
dagogischen Ausbildung zu stellen.

(5) Die Verlängerung der pädagogi-
schen Ausbildung nach § 38 Abs. 4 Nr. 2
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
kann insbesondere erfolgen, wenn

1. krankheitsbedingte Ausfallzeiten von
mehr als vier zusammenhängenden
Wochen während der Hauptsemester
oder dem Prüfungssemester vorliegen
oder

2. aus Gründen, die die Lehrkraft im
Vorbereitungsdienst nicht zu vertre-
ten hat, die Zweite Staatsprüfung
oder die Prüfung zum Erwerb der
Lehrbefähigung in arbeitstechnischen
Fächern in dem nach dieser Verord-
nung vorgegebenen Zeitraum nicht
stattfinden kann.
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Über die Anrechenbarkeit von Modulen
und damit gegebenenfalls verbundene
Auflagen entscheidet die Leiterin oder
der Leiter des Studienseminars.

(6) Über die jeweiligen Anträge ent-
scheidet das Amt für Lehrerbildung auf
der Grundlage einer Stellungnahme der
Leiterin oder des Leiters des Studiensemi-
nars.

§ 51

Umfang und Gestaltung

(1) Bei der Verteilung der Module,
Ausbildungsveranstaltungen, Unterrichts-
verpflichtungen und weiterer schulischer
Belange ist auf eine möglichst ausgewo-
gene Arbeitsbelastung der Lehrkräfte im
Vorbereitungsdienst über 21 Monate zu
achten. Schulische Belange sind insbe-
sondere Veranstaltungen außerhalb des
Unterrichts wie Gesamt- und Teilkonfe-
renzen, Elternabende, Elternbesuche,
Wandertage, Studienfahrten, Sportveran-
staltungen, kulturelle Veranstaltungen
und Projekte.

(2) Für Veranstaltungen des Studiense-
minars ist die Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst an einem vollen Tag und grund-
sätzlich an einem weiteren halben Tag
pro Woche von allen schulischen Veran-
staltungen freizustellen.

(3) Der Ausbildungsunterricht umfasst

1. in der Einführungsphase zehn Wo-
chenstunden oder deren Entspre-
chung in der jeweiligen Schulform,
abzuleisten in Hospitationen und an-
geleitetem Unterricht,

2. im ersten und zweiten Hauptsemester
je zehn bis zwölf Wochenstunden ei-
genverantworteter Unterricht und

3. im Prüfungssemester sechs bis acht
Wochenstunden eigenverantworteter
Unterricht.

Die Hospitationen betragen in jedem Se-
mester mindestens zwei Wochenstunden.
Der eigenverantwortete Unterricht kann
bis zu vier Unterrichtsstunden durch eine
Mentorin oder einen Mentor betreut wer-
den, die oder der in diesem Unterricht an-
wesend ist. Der Einsatz in Klassen mit in-
klusiver Beschulung ist zulässig.

(4) Im Einvernehmen mit der Lehrkraft
im Vorbereitungsdienst und der Leiterin
oder dem Leiter der Ausbildungsschule
kann die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars eine von Abs. 3 abweichen-
de Regelung treffen, sofern pädagogische
oder schulische Gründe dies erfordern
und keine Beeinträchtigung der pädago-
gischen Ausbildung zu erwarten ist.

(5) Sofern an der Ausbildungsschule
keine den Ausbildungsbelangen entspre-
chenden Einsatzmöglichkeiten gegeben
sind oder besonders schwierige Ausbil-
dungsbedingungen vorliegen oder aus
sonstigen zwingenden Gründen die An-
wesenheit einer zusätzlichen Lehrkraft
geboten ist, kann eine von Abs. 3 abwei-
chende Regelung getroffen werden. Da-
rüber entscheidet die Leiterin oder der

Leiter des Studienseminars im Einverneh-
men mit der Schulleiterin oder dem
Schulleiter.

(6) Die Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst soll nur in begründeten Ausnah-
mefällen zu Vertretungsstunden herange-
zogen werden. Dabei ist darauf zu achten,
dass ein Einsatz möglichst nur in den
Lerngruppen und Fächern oder Fachrich-
tungen stattfindet, in denen sie unterrich-
tet.

(7) Die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars bestimmt eine Ausbilderin
oder einen Ausbilder, die oder der die
Lehrkraft im Vorbereitungsdienst konti-
nuierlich während der gesamten pädago-
gischen Ausbildung berät. Auf begründe-
ten Antrag der Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst hin kann die beratende Aus-
bilderin oder der beratende Ausbilder ge-
wechselt werden. Die Entscheidung trifft
die Leiterin oder der Leiter des Studiense-
minars.

(8) Im Falle des zeitlichen Zusammen-
treffens von Veranstaltungen des Studien-
seminars und der Ausbildungsschulen
entscheidet die Leiterin oder der Leiter
des Studienseminars im Benehmen mit
der Leitung der Ausbildungsschulen nach
Anhörung der betroffenen Lehrkräfte im
Vorbereitungsdienst über den Vorrang
nach § 49 Abs. 3. In der Einführungspha-
se haben Seminarveranstaltungen grund-
sätzlich Vorrang.

(9) Während der Zeit nach Ablegung
der Zweiten Staatsprüfung oder der Prü-
fung zum Erwerb der Lehrbefähigung für
arbeitstechnische Fächer bis zum Ende
der pädagogischen Ausbildung kann die
Lehrkraft im Vorbereitungsdienst bis zu
zwölf Wochenstunden oder deren Ent-
sprechung in der jeweiligen Schulform im
Unterricht und für Betreuung eingesetzt
werden.

§ 52

Module und Modulbewertung

(1) Module bestehen inhaltlich und or-
ganisatorisch aus aufeinander bezogenen
Modulveranstaltungen, in denen in der
Wechselwirkung von Theorie und Unter-
richtspraxis die grundlegenden Kompe-
tenzen für die Tätigkeit der Lehrerinnen
und Lehrer erworben werden sollen. Die
Inhalte und zu erwerbende Kompetenzen
sind dabei mit anderen Ausbildungsinhal-
ten und dort zu erwerbenden Kompeten-
zen vernetzt oder bauen auf diese auf.
Die Dauer eines Moduls erstreckt sich
über ein Hauptsemester oder über die
Zeit des Prüfungssemesters bis zur Zulas-
sung zur Prüfung. In die Module inte-
griert sind Unterrichtsbesuche. Die An-
wesenheitszeit für Veranstaltungen des
Studienseminars beträgt in jedem Modul
20 Zeitstunden.

(2) Module nach § 42 Abs. 2 des Hessi-
schen Lehrerbildungsgesetzes sind

1. vier Module zum Kompetenzbereich
Unterrichten in den Fächern oder
Fachrichtungen,
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2. ein Modul Erziehen, Beraten, Betreu-
en,

3. ein Modul Diagnostizieren, Fördern,
Beurteilen und

4. zwei lehramtsspezifische Module.

Ein Modul liegt im Prüfungssemester.

(3) Die Module des Kompetenzbe-
reichs Unterrichten in den Fächern oder
Fachrichtungen verteilen sich gleichmä-
ßig

1. für das Lehramt an Grundschulen auf
das Fach Deutsch oder Mathematik
sowie auf ein Fach nach § 43 Abs. 4
Nr. 2,

2. für das Lehramt an Hauptschulen und
Realschulen und für das Lehramt an
Gymnasien auf die beiden Unter-
richtsfächer,

3. für das Lehramt an beruflichen Schu-
len und für das Lehramt an Förder-
schulen auf die Fachrichtung und das
Unterrichtsfach oder

4. für den Erwerb der Lehrbefähigung
in arbeitstechnischen Fächern auf die
berufliche Fachrichtung und die ar-
beitstechnischen Fächer.

(4) Die Leiterin oder der Leiter des Stu-
dienseminars überträgt einer Ausbilderin
oder einem Ausbilder die Aufgaben einer
oder eines Modulzuständigen. Grundsätz-
lich führt die oder der Modulzuständige
die Modulveranstaltungen sowie die Un-
terrichtsbesuche durch. Sie oder er nimmt
die Aufgaben nach § 41 Abs. 4 des Hessi-
schen Lehrerbildungsgesetzes wahr. Sind
mehrere Ausbilderinnen und Ausbilder
an der Durchführung eines Moduls betei-
ligt, werden deren Teilbewertungen von
der oder dem Modulzuständigen zu einer
Gesamtbewertung zusammengeführt.

(5) Modulveranstaltungen können mit
anderen Trägereinrichtungen der Lehrer-
bildung gemeinsam durchgeführt wer-
den. Die Gesamtverantwortung der oder
des Modulzuständigen bleibt unberührt.

(6) Zur Feststellung der Leistung in der
praktischen Unterrichtstätigkeit nach § 41
Abs. 2 und 3 des Hessischen Lehrerbil-
dungsgesetzes finden in jedem Modul
grundsätzlich zwei Unterrichtsbesuche
statt. Unterrichtsbesuche bei einer Lehr-
kraft im Vorbereitungsdienst werden
auch als gemeinsame Unterrichtsbesuche
von Ausbilderinnen oder Ausbildern für
mehrere Module durchgeführt. Der Ver-
lauf der Lernentwicklung ist in die ab-
schließende Leistungsbewertung einzu-
beziehen. Insgesamt wird in jedem Modul
eine Bewertung nach § 24 Abs. 1 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes auf-
grund von Planung, Durchführung und
Erörterung für die Leistung in der prakti-
schen Unterrichtstätigkeit erteilt. Diese
Bewertung ist nach § 41 Abs. 2 und 3 
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
Grundlage der Modulbewertung.

(7) Schriftliche Bescheinigungen über
die Teilnahme am jeweiligen Modul und
dessen Bewertung werden von der oder
dem Modulzuständigen ausgestellt.

(8) Eine Modulprüfung nach § 41 
Abs. 6 Satz 2 des Hessischen Lehrerbil-
dungsgesetzes muss innerhalb von drei
Monaten nach Beendigung des nicht be-
standenen Moduls stattfinden. Sie besteht
aus einer Lehrprobe. Die Modulprüfung
wird aufgrund von Planung, Durchfüh-
rung und Erörterung einer Unterrichts-
stunde nach § 24 Abs. 1 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes bewertet. Die
Leiterin oder der Leiter des Studiensemi-
nars beauftragt zwei Ausbilderinnen oder
Ausbilder mit der Durchführung und Be-
wertung der Modulprüfung. Können die
beiden Ausbilderinnen oder Ausbilder
sich nicht auf eine Bewertung einigen,
entscheidet die Leiterin oder der Leiter
des Studienseminars nach deren Anhö-
rung.

(9) Der Ausgleich nach § 41 Abs. 6 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes ist er-
folgt, wenn die Summe der Bewertungen
von Modul und Modulprüfung mindes-
tens zehn Punkte beträgt. In diesem Fall
ist für die Bewertung des Moduls, die
nach § 42 Abs. 2 des Hessischen Lehrer-
bildungsgesetzes in die Gesamtbewer-
tung einfließt, die so errechnete Summe
durch zwei zu teilen. Bei der errechneten
Punktzahl bleiben Nachkommastellen un-
berücksichtigt.

(10) Eine schriftliche Bescheinigung
über die Teilnahme an der Modulprüfung
wird von der Leiterin oder vom Leiter des
Studienseminars ausgestellt. Sie enthält
die ursprüngliche Modulbewertung, die
Bewertung der Modulprüfung, die Fest-
stellung des Ausgleichs oder des endgül-
tigen Nichtbestehens des Moduls sowie
im Falle des Ausgleichs die Bewertung
nach Abs. 9.

§ 53

Ausbildungsveranstaltungen

(1) Ausbildungsveranstaltungen berei-
ten die Arbeit in den Modulen vor und er-
gänzen sie. In Ausbildungsveranstaltun-
gen können auch Unterrichtsbesuche mit
dem Ziel der Beratung durchgeführt wer-
den.

(2) Folgende Ausbildungsveranstaltun-
gen sind für alle Lehrkräfte im Vorberei-
tungsdienst verbindlich:

1. eine Einführungsveranstaltung in der
Einführungsphase mit einer Anwe-
senheitszeit für Veranstaltungen des
Studienseminars von 50 Zeitstunden,

2. eine Ausbildungsveranstaltung Bera-
tung und Reflexion der Berufsrolle
über die Gesamtdauer des Vorberei-
tungsdienstes mit einer Anwesen-
heitszeit für Veranstaltungen des Stu-
dienseminars von 30 Zeitstunden und

3. eine Ausbildungsveranstaltung zur
Unterrichts- und Schulentwicklung
mit dem Schwerpunkt Mitgestaltung
der Selbstständigkeit von Schule mit
einer Anwesenheitszeit für Veran-
staltungen des Studienseminars von
20 Zeitstunden.
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(3) Die Ausbildungsveranstaltungen
werden von den einzelnen Studiensemi-
naren in ihren Arbeitsplanungen be-
schrieben. Bei Anzahl und Umfang ist ei-
ne ausgewogene Berücksichtigung der
Belange der einzelnen Lehrämter und be-
sonderen Erfordernisse des Studiensemi-
nars und der ihm zugeordneten Ausbil-
dungsschulen zu beachten. Die Ausbil-
dungsveranstaltungen enthalten auch
Angebote zur Kompensation, Spezialisie-
rung und Profilbildung.

(4) Auf Antrag der Lehrkraft im Vorbe-
reitungsdienst können Ausbildungsveran-
staltungen ersetzt werden durch besonde-
re Ausbildungsveranstaltungen anderer
Trägereinrichtungen der Lehrerbildung
oder durch Ausbildungsveranstaltungen
wie Betriebspraktika oder Erkundungen
bis zu einer Gesamtdauer von drei Mona-
ten. Diese besonderen Ausbildungsmaß-
nahmen sind jeweils von der Leiterin oder
dem Leiter des Studienseminars zu ge-
nehmigen.

(5) § 52 Abs. 5 gilt für Ausbildungsver-
anstaltungen entsprechend.

(6) Über die Teilnahme an den jeweili-
gen Ausbildungsveranstaltungen werden
schriftliche Bescheinigungen ausgestellt.

§ 54

Pädagogische Facharbeit

(1) Die Bestimmung der betreuenden
Ausbilderin oder des betreuenden Ausbil-
ders nach § 40a Abs. 2 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes erfolgt spätestens
zu Beginn des zweiten Hauptsemesters.
Dies ist aktenkundig zu machen.

(2) Das Thema der pädagogischen
Facharbeit wird spätestens fünf Monate
vor dem Termin zur Meldung zur Prüfung
festgelegt. Die Festlegung ist von der be-
treuenden Ausbilderin oder dem betreu-
enden Ausbilder aktenkundig zu machen.

(3) Mit der Meldung zur Prüfung ist
die pädagogische Facharbeit im Studien-
seminar abzugeben. Wird die pädagogi-
sche Facharbeit nicht abgegeben oder der
Abgabetermin aus Gründen versäumt,
welche die Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst zu vertreten hat, ist die pädagogi-
sche Facharbeit mit null Punkten zu be-
werten. Hat die Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst die verspätete Abgabe nicht
zu vertreten, kann die Leiterin oder der
Leiter des Studienseminars eine Nachfrist
von höchstens vier Wochen gewähren.
Das Amt für Lehrerbildung kann in be-
sonders begründeten Fällen eine weitere
Nachfrist gewähren. Der Vorgang ist ak-
tenkundig zu machen.

(4) Grundsätzlich soll der Umfang der
inhaltlichen Ausführungen nicht weniger
als 20 Seiten und nicht mehr als 30 Sei-
ten, mit Anhang höchstens 40 Seiten be-
tragen. Über Ausnahmen entscheidet die
Leiterin oder der Leiter des Studiensemi-
nars. Am Schluss der pädagogischen
Facharbeit hat die Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst die Versicherung nach § 33
Abs. 7 abzugeben. Das Amt für Lehrerbil-

dung kann Richtlinien für die formale Ge-
staltung der pädagogischen Facharbeit
festlegen.

(5) Über die Bearbeitung eines Themas
durch mehrere Personen (Gruppenarbeit)
entscheidet die Leiterin oder der Leiter
des Studienseminars auf Antrag der Lehr-
kräfte im Vorbereitungsdienst.

(6) Die betreuende Ausbilderin oder
der betreuende Ausbilder erstellt ein Gut-
achten mit einer Bewertung nach § 24
Abs. 1 des Hessischen Lehrerbildungsge-
setzes. Dies ist aktenkundig zu machen.
Das Gutachten ist der Lehrkraft im Vorbe-
reitungsdienst spätestens zwei Monate
nach dem festgelegten Abgabetermin zur
Kenntnis zu geben. Eine Durchschrift des
Gutachtens ist der Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst auszuhändigen.

§ 55

Gutachten der Schulleiterin
oder des Schulleiters

(1) In dem Gutachten nach § 42 Abs. 1
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
wird beurteilt, in welchem Umfang die
Ziele und Inhalte nach § 49 Abs. 1 und 2
erfüllt worden sind. Die Beurteilung ent-
hält auch Aussagen zur Zusammenarbeit
mit Kolleginnen und Kollegen sowie zur
Wahrnehmung dienstlicher Aufgaben.
Das Amt für Lehrerbildung kann Richtli-
nien für die formale Gestaltung festlegen.

(2) Mit der Meldung zur Prüfung legt
die Schulleiterin oder der Schulleiter das
Gutachten beim zuständigen Studiense-
minar vor. Der Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst ist eine Durchschrift des Gut-
achtens auszuhändigen.

Dritter Abschnitt

Zweite Staatsprüfung und Prüfung 
zum Erwerb der Lehrbefähigung in 

arbeitstechnischen Fächern

§ 56

Meldung und Zulassung

(1) Die Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst meldet sich spätestens zwei Mona-
te nach Beginn des Prüfungssemesters
schriftlich bei der Leiterin oder dem Lei-
ter des Studienseminars zur Prüfung an.

(2) Die Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst hat mit der Meldung zur Prüfung
vorzulegen:

1. das Portfolio nach § 41 Abs. 5 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes,

2. die pädagogische Facharbeit nach 
§ 54,

3. einen Nachweis über die Befähigung
zum Leisten Erster Hilfe, der nicht äl-
ter als drei Jahre ist und

4. eine schriftliche Erklärung darüber,
ob die Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst mit der Teilnahme von Gästen
an der Prüfung einverstanden ist.
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§ 57

Zeitpunkt und Organisation

(1) Die Zweite Staatsprüfung und die
Prüfung zum Erwerb der Lehrbefähigung
in arbeitstechnischen Fächern finden in
der Regel zwischen dem 15. April und
dem 31. Juli eines Jahres oder zwischen
dem 15. Oktober und dem 31. Januar des
Folgejahres statt.

(2) Die Prüfung nach Abs. 1 wird an
dem Studienseminar und an der Ausbil-
dungsschule abgelegt, an denen die Lehr-
kraft im Vorbereitungsdienst zuletzt aus-
gebildet wurde. Das Studienseminar or-
ganisiert die Prüfung in Absprache mit
dem Amt für Lehrerbildung und der Aus-
bildungsschule.

(3) Den Prüfungstermin legt das Amt
für Lehrerbildung auf Vorschlag der Lei-
terin oder des Leiters des Studiensemi-
nars fest. Die unterrichtspraktische Prü-
fung und die mündliche Prüfung finden
grundsätzlich am selben Tag statt. Fest-
stellung, Bekanntgabe und Begründung
der Gesamtnote und der Gesamtbewer-
tung durch den Prüfungsausschuss nach 
§ 50 des Hessischen Lehrerbildungsgeset-
zes erfolgen unmittelbar im Anschluss an
die mündliche Prüfung. Ausnahmen von
diesen Grundsätzen müssen schriftlich
begründet werden. Der Prüfungstermin
ist der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst
spätestens vier Wochen vorher durch die
Leiterin oder den Leiter des Studiensemi-
nars bekannt zu geben.

(4) Alle zur Feststellung der Gesamt-
bewertung erforderlichen Unterlagen
müssen dem Prüfungsausschuss am Prü-
fungstag vorliegen.

§ 58

Unterrichtspraktische Prüfung

(1) Die unterrichtspraktische Prüfung
nach § 47 Abs. 1 des Hessischen Lehrer-
bildungsgesetzes erfolgt in den Fächern
oder in dem Fach und der Fachrichtung
der pädagogischen Ausbildung. Sie wird
als Einzelprüfung in einer der Prüfungs-
kandidatin oder dem Prüfungskandidaten
bekannten Lerngruppe durchgeführt.

(2) Hat die Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst einen erheblichen Teil ihrer
Unterrichtsverpflichtung im inklusiven
Unterricht abgeleistet, können Prüfungs-
lehrproben in einer solchen Lerngruppe
erfolgen.

(3) Prüfungen nach § 47 Abs. 1 Satz 2
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
werden in einer der folgenden Formen
durchgeführt:

1. als eine Prüfungslehrprobe in einer
Lerngruppe im Rahmen eines gestal-
teten Vormittags oder eines Projekts
im Umfang von mindestens zwei,
höchstens zweieinhalb Zeitstunden
einschließlich der Pausenzeiten oder

2. als eine Prüfungslehrprobe fächerver-
bindend in einer Lerngruppe im Um-
fang einer Doppelstunde.

(4) Für das Lehramt an Hauptschulen
und Realschulen können die Prüfungs-
lehrproben nicht in Lerngruppen des
gymnasialen Bildungsgangs oder des Bil-
dungsgangs der Grundschule erfolgen. In
schulformübergreifenden Schulformen, die
eine Differenzierung in drei Leistungsni-
veaus vornehmen, kann die unterrichts-
praktische Prüfung nicht in Lerngruppen
des höchsten Leistungsniveaus stattfin-
den.

(5) Für das Lehramt an Förderschulen
ist die unterrichtspraktische Prüfung in
Lerngruppen der Förderschule oder in
Lerngruppen mit inklusivem Unterricht
durchzuführen.

(6) Für das Lehramt an Gymnasien ist
eine Prüfungslehrprobe in der Sekundar-
stufe I des gymnasialen Bildungsgangs
oder der integrierten Gesamtschule und
eine Prüfungslehrprobe in der gymnasia-
len Oberstufe oder dem beruflichen Gym-
nasium durchzuführen. Wenn eine Prü-
fungslehrprobe in der Sekundarstufe I der
integrierten Gesamtschule in einem Fach
stattfindet, in dem eine Differenzierung in
Leistungsniveaus vorgenommen wird,
muss die Prüfungslehrprobe in einer
Lerngruppe des höchsten Leistungsni-
veaus stattfinden.

(7) Für das Lehramt an beruflichen
Schulen sollen die Prüfungslehrproben
nach Möglichkeit in verschiedenen Schul-
formen durchgeführt werden.

(8) Für den Erwerb der Lehrbefähi-
gung in arbeitstechnischen Fächern wer-
den die Prüfungslehrproben in einer der
folgenden Formen durchgeführt:

1. in zwei Unterrichtsstunden in zwei
Lerngruppen,

2. in einer Doppelstunde in einer Lern-
gruppe oder

3. in einer Lerngruppe im Rahmen eines
Projekts im Umfang von mindestens
zwei, höchstens zweieinhalb Zeit-
stunden einschließlich der Pausenzei-
ten.

(9) Für jede Lehrprobe legt die Prü-
fungskandidatin oder der Prüfungskandi-
dat einen Unterrichtsentwurf vor. Dieser
soll einen Umfang von grundsätzlich acht
Seiten nicht überschreiten. In den Fällen
des § 47 Abs. 1 Satz 2 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes soll der Unter-
richtsentwurf einen Umfang von zwölf
Seiten nicht überschreiten. Dem Studien-
seminar, der Ausbildungsschule und den
Mitgliedern des Prüfungsausschusses ist
jeweils eine Ausfertigung jedes Unter-
richtsentwurfs in geeigneter Form recht-
zeitig zuzuleiten.

(10) Nach Abschluss der Prüfungslehr-
proben erörtert die Prüfungskandidatin
oder der Prüfungskandidat vor dem Prü-
fungsausschuss mündlich Planung und
Durchführung der Unterrichtsstunde. Fra-
gen an die Prüfungskandidatin oder den
Prüfungskandidaten können durch die
Mitglieder des Prüfungsausschusses ge-
stellt werden. Die Erörterung dauert in
der Regel 45 Minuten.
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(11) Der Prüfungsausschuss bewertet
jede Prüfungslehrprobe nach § 24 Abs. 1
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
aufgrund von Planung, Durchführung
und Erörterung des Unterrichts der Prü-
fungskandidatin oder des Prüfungskandi-
daten.

§ 59

Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung nach § 48
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
findet nach der unterrichtspraktischen
Prüfung statt und soll in der Regel 60 Mi-
nuten dauern. Bei Fachlehreranwärterin-
nen oder Fachlehreranwärtern soll sie 
45 Minuten dauern.

(2) Die Aufgabe für die mündliche Prü-
fung wird der Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst vom Prüfungsausschuss
schriftlich vorgelegt. Für die unmittelbare
Vorbereitung auf die mündliche Prüfung
sind der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst
30 Minuten zu gewähren. Während der
Vorbereitung, die unter Aufsicht stattfin-
det, darf sich die Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst Aufzeichnungen als Grundla-
ge für ihre späteren Ausführungen ma-
chen.

(3) In der mündlichen Prüfung erhält
die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst zu-
nächst Gelegenheit, ihre Auseinanderset-
zung mit der Aufgabe in einem Vortrag
von höchstens 15 Minuten Dauer vorzu-
stellen. Der Vortrag kann durch entspre-
chende Visualisierung unterstützt wer-
den. Davon ausgehend beginnt der Prü-
fungsausschuss mit ihr ein weiterführen-
des Gespräch, in dem Fragen in Verbin-
dung von Theorie und Praxis erörtert wer-
den.

(4) Der Prüfungsausschuss bewertet
das Ergebnis der mündlichen Prüfung
nach § 24 Abs. 1 des Hessischen Lehrer-
bildungsgesetzes.

FÜNFTER TEIL

Befähigung zum Lehramt an 
landwirtschaftlichen Fachschulen

§ 60

Erwerb der Befähigung zum
Lehramt an landwirtschaftlichen

Fachschulen

Die Befähigung zum Lehramt an land-
wirtschaftlichen Fachschulen besitzt, wer

1. die Große Staatsprüfung nach der
Ausbildungs- und Prüfungsordnung
für den höheren Dienst in der Agrar-
verwaltung vom 3. Juni 1998 (StAnz.
S. 1698), aufgehoben durch Verord-
nung vom 8. August 2006 (StAnz. 
S. 2323), bestanden hat oder

2. eine vergleichbare Qualifikation er-
worben hat.

Die Vergleichbarkeit nach Satz 1 Nr. 2
muss durch Bescheinigung des für Land-

wirtschaft zuständigen Ministeriums
nachgewiesen werden.

SECHSTER TEIL

Besonderes Verfahren zum Erwerb 
einer einem Lehramt 

gleichgestellten Qualifikation

§ 61

Zulassungsvoraussetzungen

Der Hochschulabschluss oder ver-
gleichbare Abschluss nach § 3 Abs. 4 
Satz 1 des Hessischen Lehrerbildungsge-
setzes muss ein universitärer Abschluss,
der kein Bachelorabschluss ist oder ein
akkreditierter Masterabschluss sein, aus
dem mindestens zwei Unterrichtsfächer
oder ein Unterrichtsfach und eine Fach-
richtung oder zwei Fachrichtungen für
das jeweilige Lehramt ableitbar sind.

§ 62

Aufgaben und Zuständigkeiten

(1) Das Amt für Lehrerbildung erfasst
die Daten aller Bewerberinnen und Be-
werber für den Erwerb einer einem Lehr-
amt gleichgestellten Qualifikation. Es
trifft die Feststellung:

1. über das Vorliegen der Zulassungs-
voraussetzungen zur Teilnahme am
Verfahren und

2. mit welchen Lehrämtern und mit wel-
chen Fächern oder Fachrichtungen
nach § 61 die Bewerberinnen und Be-
werber durch das besondere berufs-
begleitende Verfahren gleichgestellt
werden können.

Es führt das Verfahren zur Feststellung
der Gleichwertigkeit mit einem Lehramt
durch. Für die ausgewählten Bewerberin-
nen oder Bewerber stellt es die verpflich-
tenden und fakultativen Qualifizierungs-
maßnahmen bereit. Für die Durchführung
sind das Amt für Lehrerbildung und die
Studienseminare zuständig.

(2) Für die Erfassung aller zum Verfah-
ren zugelassenen Bewerberinnen und Be-
werber ist die Zentralstelle Personalma-
nagement Lehrkräfte beim Staatlichen
Schulamt für den Landkreis Darmstadt-
Dieburg und die Stadt Darmstadt zustän-
dig. Sie unterstützt die Schulleiterinnen
und Schulleiter über die Staatlichen
Schulämter bei der Durchführung der
Auswahlverfahren durch Zuleitung der
Bewerberliste.

(3) Die Staatlichen Schulämter sind für
die Ermittlung der freien Stellen zustän-
dig. Sie unterstützen die Schulleiterinnen
und Schulleiter in schul- und verwal-
tungsfachlichen Belangen bei der Durch-
führung der Auswahlverfahren und
schließen mit den ausgewählten Bewer-
berinnen oder Bewerbern Arbeitsverträge
zur Erteilung von Unterricht ab.
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(4) Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter formuliert ein Anforderungsprofil für
die zu besetzende Stelle und wählt aus
den erfassten Bewerberinnen und Bewer-
bern diejenigen aus, die an dem berufs-
begleitenden Verfahren zur Feststellung
der Gleichwertigkeit mit einem Lehramt
teilnehmen sollen. Im Hinblick auf die
weitere Berufslaufbahn betreut, unter-
stützt und fördert sie oder er diese wäh-
rend der berufsbegleitenden Qualifizie-
rung im Rahmen der jeweiligen individu-
ellen Qualifizierungsauflagen. Sie oder er
bewertet das von der Bewerberin oder
dem Bewerber geführte Qualifizierungs-
portfolio und führt auf dessen Grundlage
mindestens einmal jährlich dokumentier-
te verpflichtende Dienstgespräche zum
jeweils erreichten Qualifikationsstand.
Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat
dafür Sorge zu tragen, dass der Bewerbe-
rin oder dem Bewerber die Teilnahme an
verpflichtenden Qualifizierungsveranstal-
tungen ermöglicht wird. Für die Qualifi-
zierungsauflagen und -veranstaltungen
ist die erforderliche Zeit verfügbar zu ma-
chen. Ferner stellt die Schulleiterin oder
der Schulleiter die Beratung der Bewer-
berin oder des Bewerbers in schul- und
unterrichtspraktischen Fragen durch ge-
eignete Lehrkräfte (Mentorinnen und
Mentoren) sicher. Sie oder er hat auf der
Grundlage des erreichten Qualifikations-
stands zum Abschluss der Probezeit eine
Eignungsfeststellung zu treffen, die
Grundlage der durch das Amt für Lehrer-
bildung zu erteilenden Qualifizierungs-
auflagen ist. Die Schulleiterin oder der
Schulleiter stellt in einem Gutachten am
Ende der Qualifizierungsphase die Erfül-
lung der Qualifizierungsauflagen fest.

(5) Die ausgewählten Bewerberinnen
und Bewerber sind verpflichtet, sich kon-
tinuierlich berufsbegleitend nach Abs. 4
zu qualifizieren und sich der Prüfung zur
Feststellung der Gleichwertigkeit mit ei-
nem Lehramt zu unterziehen.

§ 63

Zulassung zum Auswahlverfahren

(1) Zur Teilnahme am Auswahlverfah-
ren erstellt das Amt für Lehrerbildung ein
Antragsformular. Dieses ist von den Be-
werberinnen und Bewerbern vollständig
ausgefüllt zusammen mit folgenden Un-
terlagen vorzulegen:

1. Lebenslauf,

2. beglaubigte Kopie oder Abschrift des
Abschlusszeugnisses der Universität,

3. detaillierte Nachweise über bisherige
berufliche Tätigkeiten und

4. Benennung der Einsatzwünsche.

Die Vorlage hat für den Einstellungster-
min am 1. Februar bis zum 1. November
des Vorjahres und für den Einstellungs-
termin am 1. August bis zum 1. Mai des
jeweiligen Jahres in einfacher Ausferti-
gung zu erfolgen. Bewerbungen, denen
die erforderlichen Unterlagen nicht oder
nicht vollständig beiliegen, werden nicht
berücksichtigt.

(2) Das Amt für Lehrerbildung trifft die
Feststellung nach § 62 Abs. 1 Satz 2. Es
informiert darüber anschließend die Be-
werberinnen und Bewerber und die Zen-
tralstelle für Personalmanagement.

(3) Die Zentralstelle für Personalmana-
gement führt eine zentrale Liste aller zu-
gelassenen Bewerberinnen und Bewer-
ber. Diese wird einmal jährlich zum 
15. März bereinigt. Dabei werden alle Be-
werbungen gelöscht, die vor dem 1. Au-
gust des Vorjahres eingegangen sind.
Diese Bewerbungen können mit einer
Kurzbewerbung ergänzt und aufrechter-
halten werden. Alle Bewerbungen, die
nach dem 1. August des Vorjahres aufge-
nommen wurden, werden in die neu er-
stellte Liste aufgenommen.

§ 64

Vorbereitung des 
Auswahlverfahrens

(1) Soweit für die Besetzung einer frei-
en Stelle an der Schule unter Berücksich-
tigung der schulspezifischen Bedarfssi-
tuation keine geeignete Bewerberin oder
kein geeigneter Bewerber mit Lehramts-
befähigung auf der Rangliste zur Verfü-
gung steht, formuliert die Schulleiterin
oder der Schulleiter im Benehmen mit
den übrigen Schulleitungsmitgliedern
nach Anhörung der Frauenbeauftragten
der Lehrkräfte und Beteiligung des Schul-
personalrats im Rahmen der vertrauens-
vollen Zusammenarbeit ein spezifisches
Anforderungsprofil, dessen Rechtmäßig-
keit vom zuständigen Staatlichen Schul-
amt überprüft und anschließend zum
schulischen Auswahlvorgang genommen
wird.

(2) Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter erhält auf Anforderung von der Zen-
tralstelle für Personalmanagement über
das jeweilige Staatliche Schulamt eine
Liste derjenigen zugelassenen Bewerbe-
rinnen und Bewerber, die für eine Be-
schäftigung in der betreffenden Schule
oder im betreffenden Aufsichtsbereich in
den im Anforderungsprofil nach § 62 
Abs. 4 genannten Mangelfächern oder
Mangelbereichen zur Verfügung stehen.

(3) Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter schreibt alle Bewerberinnen und Be-
werber der in Abs. 2 genannten Liste un-
ter Vorlage des Anforderungsprofils an
und gibt ihnen Gelegenheit, sich inner-
halb einer Frist von drei Wochen unter
Vorlage der Bewerbungsunterlagen nach
§ 63 Abs. 1 Satz 1 und 2 auf die konkret
zu besetzende Stelle an der Schule zu be-
werben. In begründeten Ausnahmefällen
kann die Bewerbungsfrist auf mindestens
eine Woche verkürzt werden.

§ 65

Durchführung des 
Auswahlverfahrens, Einstellung

(1) Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter sichtet die eingegangenen Bewerbun-
gen nach folgenden Auswahlkriterien im
Sinne einer Bestenauslese:
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1. Übereinstimmung mit den im Anfor-
derungsprofil enthaltenen Qualifika-
tionen, Anforderungen und Voraus-
setzungen,

2. Eignung, Befähigung und fachliche
Leistung unter Beachtung des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch der In-
tegrationsrichtlinien vom 30. Novem-
ber 2007 (StAnz. S. 2756), der Inte-
grationsvereinbarung für die Lehr-
kräfte und des Hessischen Gleichbe-
rechtigungsgesetzes in der Fassung
vom 31. August 2007 (GVBl. I S. 586),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
8. März 2011 (GVBl. I S. 153),

3. bei Bewerberinnen und Bewerbern
mit gleicher Leistung und gleicher
Fächerkombination werden darüber
hinaus folgende soziale Gesichts-
punkte berücksichtigt:

a) Schwerbehinderung im Sinne des
Neunten Buches Sozialgesetz-
buch,

b) Erfüllung einer Dienstpflicht nach
Art. 12a Abs. 1 oder 2 des Grund-
gesetzes, Ableistung eines min-
destens sechsmonatigen Dienstes
nach dem Bundesfreiwilligen-
dienstgesetz, eine mindestens
zweijährige Dienstzeit als Ent-
wicklungshelferin oder Entwick-
lungshelfer nach dem Entwick-
lungshelfer-Gesetz oder Ableis-
tung eines Jugendfreiwilligen-
dienstes nach dem Jugendfreiwil-
ligendienstegesetz,

c) verzögerter Ausbildungsabschluss
durch die Geburt eines Kindes
und Elternzeit oder

d) Unterhaltsverpflichtung für min-
destens ein Kind und kein regel-
mäßiges sozialhilfeunabhängiges
Familieneinkommen.

Vorrang bei gleicher Eignung und glei-
cher Fächerkombination genießen aner-
kannt schwerbehinderte Bewerberinnen
und Bewerber. Satz 2 gilt entsprechend
für diejenigen Bewerberinnen und Be-
werber, die wegen der Versorgung von
Kindern oder nach Vorlage eines ärztli-
chen Zeugnisses wegen Betreuung pfle-
gebedürftiger Angehöriger aus dem öf-
fentlichen Dienst ausgeschieden sind.

(2) Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter legt nach Aktenlage fest, welche Be-
werberinnen und Bewerber in die engere
Wahl kommen und lädt diese Personen zu
einem Überprüfungsverfahren vor einem
Überprüfungsausschuss in die Schule ein.
Sie oder er organisiert das Überprüfungs-
verfahren, lädt die Mitglieder des Über-
prüfungsausschusses ein, legt ihnen
rechtzeitig alle Bewerbungsunterlagen
vor und erläutert ihre oder seine Aus-
wahl. Danach wird das Überprüfungsver-
fahren durchgeführt.

(3) Dem Überprüfungsausschuss gehö-
ren an:

1. die Schulleiterin oder der Schulleiter
(Vorsitz),

2. ein weiteres Mitglied der Schullei-
tung,

3. ein Mitglied des Schulpersonalrats
nach § 62 Abs. 3 Satz 2 des Hessi-
schen Personalvertretungsgesetzes
vom 24. Mai 1988 (GVBl. I S. 103), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
10. Juni 2011 (GVBl. I S. 267),

4. die Frauenbeauftragte für Lehrkräfte
und

5. bei schwerbehinderten Bewerberin-
nen oder Bewerbern im Verfahren ein
Mitglied der Schwerbehindertenver-
tretung, sofern eine Beteiligung der
Schwerbehindertenvertretung nach 
§ 81 Abs. 1 Satz 9 des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch nicht aus-
drücklich abgelehnt wird.

(4) Die Entscheidungen der Schulleite-
rin oder des Schulleiters über die Zusam-
mensetzung des Überprüfungsausschus-
ses und über die Reihenfolge der zu über-
prüfenden Bewerberinnen und Bewerber
und das Überprüfungsverfahren sind zu
protokollieren. § 16 gilt entsprechend.

(5) Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter legt dem Staatlichen Schulamt die be-
absichtigte Entscheidung mit einem die
Entscheidung begründenden Auswahlbe-
richt zur rechtlichen Prüfung vor. Sie oder
er entscheidet danach abschließend über
die auszuwählende Person im Benehmen
mit den übrigen Schulleitungsmitgliedern
und nach Beteiligung des Schulpersonal-
rats, der Frauenbeauftragten der Lehr-
kräfte und gegebenenfalls der Schwerbe-
hindertenvertretung nach den Kriterien
nach Abs. 1 und teilt unter Vorlage der
Akten ihre oder seine Entscheidung dem
Staatlichen Schulamt mit.

(6) Das Staatliche Schulamt informiert
die Bewerberinnen und Bewerber, das
Amt für Lehrerbildung und die Zentral-
stelle für Personalmanagement über die
Auswahlentscheidung. Es stellt die aus-
gewählte Bewerberin oder den ausge-
wählten Bewerber nach den geltenden
rechtlichen Bestimmungen an der Schule
als Lehrkraft in einem Arbeitsverhältnis
zur berufsbegleitenden Feststellung einer
einem Lehramt gleichgestellten Qualifi-
kation ein. Zuvor hat die Bewerberin oder
der Bewerber ein polizeiliches Führungs-
zeugnis, das nicht älter als sechs Monate
sein darf und ein aktuelles amtsärztliches
Gesundheitszeugnis vorzulegen, welche
keine Eintragungen enthalten dürfen, die
der Eignung der Bewerberin oder des Be-
werbers entgegenstehen.

(7) In dem auf unbestimmte Zeit abzu-
schließenden Arbeitsvertrag ist festzule-
gen,

1. in welchem Lehramt und in welchen
Fächern oder Fachrichtungen die
Qualifizierungsmaßnahme erfolgt,

2. dass die Probezeit sechs Monate dau-
ert,

3. dass die Einstellung ausschließlich im
Rahmen des berufsbegleitenden Ver-
fahrens zum Erwerb einer einem
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Lehramt gleichgestellten Qualifikati-
on nach den Vorgaben dieser Rechts-
verordnung erfolgt,

4. dass sich die oder der Beschäftigte
neben der Erfüllung der Obliegenhei-
ten als Lehrkraft verpflichtet, ein
Qualifizierungsportfolio zu führen,
die vom Amt für Lehrerbildung ge-
setzten Qualifizierungsauflagen zu
erfüllen und sich innerhalb der zeitli-
chen Vorgaben der Prüfung zum Er-
werb einer einem Lehramt gleichge-
stellten Qualifikation zu unterziehen,

5. dass die Qualifizierungsziele sich auf
die erziehungs- und gesellschaftswis-
senschaftlichen, fachwissenschaftli-
chen und fachdidaktischen, schul-
rechtlichen und schulorganisatori-
schen Kompetenzen nach § 1 Abs. 2
des Hessischen Lehrerbildungsgeset-
zes für das angestrebte Lehramt in
den beiden Fächern oder Fachrich-
tungen beziehen und dass sich aus
ihnen die Qualifizierungsauflagen
nach dieser Verordnung ableiten,

6. dass der Arbeitsvertrag unter der auf-
lösenden Bedingung der Nichtzulas-
sung zur Prüfung und des endgülti-
gen Nichtbestehens der Prüfung steht
und

7. dass eine einmalige Wiederholung
der nicht bestandenen Prüfung auf
Antrag der oder des Angestellten
möglich ist.

§ 66

Qualifizierungsverfahren 
und Qualifizierungsphase

(1) Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter beurteilt innerhalb einer sechsmonati-
gen Erprobungszeit die Eignung der oder
des Beschäftigten zur Teilnahme am wei-
teren Qualifizierungsverfahren. Sie oder
er teilt die Beurteilung dem Amt für Leh-
rerbildung und dem zuständigen Staatli-
chen Schulamt mit. Die Beurteilung er-
folgt auf der Grundlage der von der Stän-
digen Konferenz der Kultusminister der
Länder in der Bundesrepublik Deutsch-
land für die Lehrerbildung beschlossenen
Standards. Maßgebend sind hierbei ins-
besondere die Beschlüsse, die sich auf
Kompetenzen in folgenden Bereichen be-
ziehen:

1. fach- und sachgerechte Unterrichts-
planung und -durchführung,

2. Wahrnehmung von Erziehungs- und
Beratungsaufgaben und

3. Wahrnehmung von Diagnose-, För-
der- und Beurteilungsaufgaben.

(2) Das Amt für Lehrerbildung legt für
jede Beschäftigte und jeden Beschäftigten
Qualifizierungsauflagen entsprechend ih-
res oder seines individuellen Qualifizie-
rungsbedarfs unter Berücksichtigung der
Vorleistungen und der durch die Schullei-
terin oder den Schulleiter getroffenen Be-
urteilung nach Abs. 1 fest.

(3) Die oder der Beschäftigte führt ein
Qualifizierungsportfolio, in welchem sie
oder er die Qualifizierungsphase durch-
gängig dokumentiert.

§ 67

Qualifizierungsauflagen

(1) Weisen die Studienleistungen be-
züglich der Anerkennung eines Unter-
richtsfachs deutliche Lücken auf, führt
das Amt für Lehrerbildung ergänzende
Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen
der Weiterbildung durch. In Ausnahme-
fällen sind ergänzende Studien an einer
Universität zu absolvieren. Die Entschei-
dung über die Art und die Dauer der
Qualifizierung trifft das Amt für Lehrer-
bildung.

(2) Art und Umfang der Qualifizie-
rungsauflagen bestimmen die Dauer der
Qualifizierungsphase. Sie beträgt höchs-
tens drei Jahre. Sofern die Qualifizie-
rungsauflagen aus der oder dem Beschäf-
tigten nicht zu vertretenden Gründen in
dieser Zeit nicht erfüllt werden können,
kann das Amt für Lehrerbildung die Qua-
lifizierungsphase um bis zu zwei Jahre
verlängern.

(3) Die Qualifizierungsauflagen enthal-
ten individuelle Anforderungen bezüglich
der fachlichen und pädagogischen Kom-
petenzen, die von der oder dem Beschäf-
tigten in der Prüfung des Qualifizierungs-
erfolgs nachzuweisen sind. Verpflichten-
de Bestandteile der Qualifizierungsaufla-
gen sind der Nachweis über die Teilnah-
me an einer zehntägigen Einführungsver-
anstaltung des Amtes für Lehrerbildung
für ihren oder seinen Einstieg in das be-
sondere berufsbegleitende Verfahren und
der Nachweis folgender vier Module nach
§ 52 Abs. 2 Satz 1:

1. je ein Modul zum Kompetenzbereich
Unterrichten in jedem Fach und jeder
Fachrichtung,

2. ein Modul Erziehen, Beraten, Betreu-
en und

3. ein Modul Diagnostizieren, Fördern,
Beurteilen.

(4) Mit der Bestimmung der Qualifizie-
rungsauflagen werden auch die Prüfungs-
gebiete und Prüfungsformen hinsichtlich
Art und Umfang für die Prüfung der Lehr-
amtsbefähigung am Ende der Qualifizie-
rungsphase vom Amt für Lehrerbildung
festgelegt.

§ 68

Prüfung des Qualifizierungserfolgs,
Prüfungsausschuss

(1) Die Qualifizierungsphase wird mit
einer Prüfung des Qualifizierungserfolgs
beendet, in der die oder der Beschäftigte
nachweisen soll, dass sie oder er die er-
forderlichen fachlichen und pädagogi-
schen Kompetenzen für die dauerhafte
Erteilung von Unterricht besitzt.

(2) Zur Prüfung des Qualifizierungser-
folgs beruft das Amt für Lehrerbildung ei-
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nen Prüfungsausschuss. Den Vorsitz führt
eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Amtes für Lehrerbildung. Im Übrigen gilt
§ 44 Abs. 2 bis 4 des Hessischen Lehrer-
bildungsgesetzes entsprechend.

§ 69

Ablauf des Prüfungsverfahrens

(1) Nach Erfüllung aller Qualifizie-
rungsauflagen meldet die oder der Be-
schäftigte sich innerhalb der zeitlichen
Vorgaben nach § 67 Abs. 2 auf dem
Dienstweg über die Schulleiterin oder
den Schulleiter beim Amt für Lehrerbil-
dung zur Prüfung des Qualifizierungser-
folgs. Die nicht rechtzeitige Meldung zur
Prüfung hat die Nichtzulassung zur Prü-
fung zur Folge.

(2) Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter erstellt unter Einbeziehung der Beur-
teilungsbeiträge der an der Qualifizie-
rung beteiligten Ausbilderinnen und Aus-
bilder der Studienseminare hinsichtlich
der Erfüllung der Qualifizierungsauflagen
ein Gutachten über die Leistungen wäh-
rend der Qualifizierungsphase sowie die
Bewährung im Schulalltag und leitet die-
ses zusammen mit der Prüfungsmeldung
dem Amt für Lehrerbildung zu. Das Gut-
achten enthält eine Zusammenfassung
mit einer Bewertung nach § 24 Abs. 1 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes.

(3) Das Amt für Lehrerbildung teilt der
oder dem Beschäftigten spätestens 14 Ta-
ge vor der Prüfung schriftlich den Zeit-
punkt der Prüfung mit. Diese wird an der
Schule durchgeführt, an der die oder der
Angestellte beschäftigt ist.

(4) Die Prüfung kann unter Verzicht
auf einzelne oder alle Qualifizierungsauf-
lagen durchgeführt werden, wenn eine
mehrjährige erfolgreiche Tätigkeit an ei-
ner öffentlichen Schule des Landes Hes-
sen im angestrebten Lehramt nachgewie-
sen und der Erwerb der Kompetenzen
nach § 67 Abs. 3 durch die Schulleiterin
oder den Schulleiter bestätigt wird. Das
Amt für Lehrerbildung hat hierzu auf ent-
sprechende Anfrage die betreffenden Be-
schäftigten vor der Meldung zur Prüfung
zu beraten. Im Übrigen gelten Abs. 1 und
Abs. 3 Satz 2 bis 4 entsprechend.

§ 70

Teile der Prüfung

(1) Die Prüfung des Qualifizierungser-
folgs umfasst:

1. die unterrichtspraktische Prüfung und

2. die mündliche Prüfung.

(2) Die unterrichtspraktische Prüfung
besteht aus je einer Prüfungslehrprobe in
den Unterrichtsfächern oder im Unter-
richtsfach und in der Fachrichtung oder in
den Fachrichtungen. Die Lerngruppen
sollen der oder dem Beschäftigten be-
kannt sein. Für jede Prüfungslehrprobe ist
ein Unterrichtsentwurf anzufertigen, wel-
cher dem Prüfungsausschuss in geeigne-

ter Form rechtzeitig zuzuleiten ist. § 58
Abs. 4 bis 7, 10 und 11 gilt entsprechend.

(3) Grundlage der mündlichen Prüfung
sind die Inhalte der Module nach § 67
Abs. 3 Satz 2 und das Qualifizierungs-
portfolio. § 59 Abs. 1 Satz 1 gilt entspre-
chend.

§ 71

Bewertung

(1) Die Prüfungsteile werden von dem
Prüfungsausschuss jeweils nach § 24 
Abs. 1 des Hessischen Lehrerbildungsge-
setzes bewertet.

(2) Die Gesamtbewertung der Prüfung
zum Erwerb einer einem Lehramt gleich-
gestellten Qualifikation setzt sich zusam-
men aus dem Ergebnis des universitären
Abschlusses mit 30 vom Hundert, dem
Gutachten der Schulleiterin oder des
Schulleiters nach § 69 Abs. 2 mit 30 vom
Hundert, der unterrichtspraktischen Prü-
fung mit 30 vom Hundert und der mündli-
chen Prüfung mit 10 vom Hundert.

(3) Die Gesamtpunktzahl ergibt sich
aus den Punkten aus dem Ergebnis des
universitären Abschlusses in sechsfacher
Wertung, den Punkten des Gutachtens
der Schulleiterin oder des Schulleiters in
sechsfacher Wertung, den Punkten jeder
Prüfungslehrprobe in dreifacher Wertung
und der mündlichen Prüfung in zweifa-
cher Wertung.

(4) § 50 Abs. 1 und Abs. 4 bis 8 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes gilt
entsprechend. Wer die Prüfung einmal
nicht bestanden hat, kann sich im Hin-
blick auf die Vorbereitung zur Wiederho-
lungsprüfung beraten lassen.

§ 72

Zeugnis

Über die erfolgreiche Qualifizierungs-
phase und die Prüfung des Qualifizie-
rungserfolgs wird ein Zeugnis ausgestellt,
das von der Direktorin oder dem Direktor
des Amtes für Lehrerbildung oder einer
von ihr oder ihm beauftragten Person un-
terschrieben und mit dem Dienstsiegel
versehen wird. Das Zeugnis enthält die
Angaben nach § 65 Abs. 7 Nr. 1 und die
Gesamtbewertung einschließlich Gesamt-
punktzahl, Prädikatsstufe und Gesamtno-
te nach § 71.

§ 73

Sonderregelungen

(1) Lehrkräfte, die sich bereits in ei-
nem unbefristeten Arbeitsverhältnis im
öffentlichen Schuldienst des Landes Hes-
sen befinden und nicht über eine Lehrer-
ausbildung nach § 3 Abs. 1 des Hessi-
schen Lehrerbildungsgesetzes, jedoch
über die Voraussetzungen nach § 3 Abs. 4
Satz 1 des Hessischen Lehrerbildungsge-
setzes verfügen, können auf Antrag eben-
falls im Rahmen eines Verfahrens zur
Feststellung der Gleichwertigkeit mit ei-
nem Lehramt berufsbegleitend im hessi-
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schen Schuldienst eine einem Lehramt
gleichgestellte Qualifikation erlangen, so-
fern die Schulleiterin oder der Schulleiter
nach § 66 Abs. 1 eine Eignungsfeststel-
lung zur Teilnahme am besonderen be-
rufsbegleitenden Verfahren trifft. Der An-
trag ist auf dem Dienstweg an das Amt
für Lehrerbildung bis zum 1. Februar ei-
nes Jahres für den Qualifizierungsbeginn
zum 1. August des jeweiligen Jahres zu-
lässig. Im Übrigen gelten die §§ 60, 61
und 66 bis 72 entsprechend.

(2) Lehrkräfte, die bereits im Rahmen
des Programms „Lehrer nach Hessen“ im
Schuljahr 2008/2009 im Angestelltenver-
hältnis im öffentlichen Schuldienst des
Landes Hessen beschäftigt wurden und
nicht über eine Lehrerausbildung nach 
§ 3 Abs. 1 des Hessischen Lehrerbil-
dungsgesetzes verfügen, können auf An-
trag nach dieser Verordnung im Rahmen
eines Verfahrens zur Feststellung der
Gleichwertigkeit mit einem Lehramt be-
rufsbegleitend im hessischen Schuldienst
eine der Lehramtsbefähigung gleichge-
stellte Qualifikation erlangen, sofern die
Schulleiterin oder der Schulleiter nach 
§ 66 Abs. 1 eine Eignungsfeststellung zur
Teilnahme am besonderen berufsbeglei-
tenden Verfahren trifft. Qualifizierungs-
beginn ist der 1. August 2009. Der Antrag
ist auf dem Dienstweg an das Amt für
Lehrerbildung zu stellen. Im Übrigen gel-
ten die §§ 60, 61, 65 Abs. 6 Satz 2 und 3
und Abs. 7 sowie die §§ 66 bis 72 entspre-
chend.

SIEBTER TEIL

Anerkennung von Lehrerdiplomen 
aus EU-Mitgliedstaaten

Erster Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

§ 74

Anerkennungsverfahren

(1) Der Antrag auf Anerkennung eines
Lehrerdiploms aus anderen Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union ist an das
Amt für Lehrerbildung zu richten. Dem
Antrag sind beizufügen:

1. ein tabellarischer Lebenslauf mit Dar-
stellung des Ausbildungsgangs,

2. ein Lichtbild,

3. das Diplom oder Prüfungszeugnis
oder der Befähigungsnachweis nach
§ 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Hessi-
schen Lehrerbildungsgesetzes,

4. Bescheinigungen über Dauer und Art
bisher ausgeübter beruflicher Tätig-
keiten als Lehrkraft in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union
und

5. bei Bewerberinnen und Bewerbern,
für die Deutsch nicht Muttersprache
ist, ein Nachweis über die für den
Unterricht erforderlichen deutschen
Sprachkenntnisse.

Der Nachweis nach Satz 1 Nr. 5 kann
durch das Große Deutsche Sprachdiplom
des Goethe-Instituts oder durch eine
Deutsch-Prüfung vor dem Amt für Lehrer-
bildung erbracht werden. Der Lebenslauf
ist in deutscher Sprache anzufertigen. Die
vorzulegenden Zeugnisse und Bescheini-
gungen sind in beglaubigten Kopien ein-
zureichen. Eine von einer öffentlich be-
stellten oder beeidigten Übersetzerin oder
einem öffentlich bestellten oder beeidig-
ten Übersetzer angefertigte deutsche
Übersetzung ist beizufügen.

(2) Nach der Eröffnung des Verfahrens
findet ein Beratungsgespräch bei der EU-
Koordinatorin oder dem EU-Koordinator
beim Amt für Lehrerbildung statt.

(3) Spätestens vier Monate nach Ein-
gang der vollständigen Unterlagen ent-
scheidet das Amt für Lehrerbildung über
den Antrag. Wird der Antrag zurückge-
wiesen, erhält die Bewerberin oder der
Bewerber darüber einen mit Begründung
und Rechtsbehelfsbelehrung versehenen
Bescheid. Wird dem Antrag entsprochen,
ergeht ein Bescheid über die Gleichstel-
lung. Dieser enthält:

1. die Zuordnung der beruflichen Tätig-
keit und Ausbildung der Bewerberin
oder des Bewerbers zu einem Lehr-
amt nach § 58 des Hessischen Lehrer-
bildungsgesetzes und

2. soweit erforderlich die Verpflichtung
zur Teilnahme an

a) einem Anpassungslehrgang mit
Angaben zu dessen Dauer und
wesentlichen Inhalten oder

b) einer Eignungsprüfung mit Anga-
ben zu deren Prüfungsgegenstän-
den und voraussichtlichem Ter-
min.

§ 75

Zulassung zu einem 
Anpassungslehrgang oder einer 

Eignungsprüfung

(1) Die Bewerberin oder der Bewerber
kann zum Ausgleich festgestellter we-
sentlicher Unterschiede nach § 61 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 des Hessischen Lehrerbil-
dungsgesetzes wahlweise die Zulassung
zu einem Anpassungslehrgang oder einer
Eignungsprüfung beantragen. Der Antrag
ist spätestens bis zum 15. Januar eines
Jahres beim Amt für Lehrerbildung zu
stellen. Ihm sind folgende Unterlagen bei-
zufügen:

1. von Bewerberinnen und Bewerbern
für einen Anpassungslehrgang ein
amtsärztliches Gesundheitszeugnis,
das nicht älter als sechs Monate sein
darf,

2. ein erweitertes Führungszeugnis
nach dem Bundeszentralregisterge-
setz und

3. eine Erklärung, ob und gegebenen-
falls mit welchem Ergebnis in einem
anderen Land der Bundesrepublik
Deutschland ein entsprechender An-
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trag gestellt, eine Eignungsprüfung
abgelegt oder ein Anpassungslehr-
gang durchlaufen wurde.

(2) Nach der Zulassung zur Eignungs-
prüfung kann die Entscheidung nach
Abs. 1 Satz 1 nicht mehr dahingehend ge-
ändert werden, einen Anpassungslehr-
gang abzuleisten.

Zweiter Abschnitt

Anpassungslehrgang

§ 76

Zweck

(1) Während des Anpassungslehr-
gangs, der sich auf ein der nachgewiese-
nen Befähigung für den Beruf der Lehre-
rin oder des Lehrers entsprechendes
Lehramt oder die entsprechende Lehrbe-
fähigung bezieht, üben die Bewerberin-
nen und Bewerber unter der Verantwor-
tung einer oder eines qualifizierten Be-
rufsangehörigen, in der Regel eine Person
nach den §§ 11 oder 12, die Lehrtätigkeit
aus und nehmen, soweit erforderlich, an
einer berufsbegleitenden Zusatzausbil-
dung teil.

(2) Das Amt für Lehrerbildung legt
entsprechend den festgestellten Defiziten
Dauer und Inhalte des Anpassungslehr-
gangs und der Zusatzausbildung fest. Der
Lehrgang darf höchstens drei Jahre dau-
ern. Anpassungslehrgänge, für die eine
kürzere Dauer festgesetzt wurde, können
auf Antrag verlängert werden, soweit die
Höchstdauer nicht überschritten wird.
Anpassungslehrgänge können darüber
hinaus auf Antrag um bis zu sechs Mona-
te verkürzt werden, sofern nach der Stel-
lungnahme der Leiterin oder des Leiters
des Studienseminars zu erwarten ist, dass
die ursprünglich festgestellten Defizite
auch in der verkürzten Zeit ausgeglichen
werden können.

§ 77

Organisation

(1) Das Amt für Lehrerbildung stellt
die Bewerberinnen und Bewerber für die
festgelegte Zeit des Anpassungslehr-
gangs ein.

(2) Einstellungstermin ist grundsätzlich
der 1. Mai eines Jahres. Das Kultusminis-
terium kann im Bedarfsfall Ausnahmen
zulassen.

(3) Die Anpassungslehrgänge werden
im Auftrag des Amtes für Lehrerbildung
von Studienseminaren durchgeführt. Die
Leiterin oder der Leiter des Studiensemi-
nars ist Vorgesetzte oder Vorgesetzter der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer des An-
passungslehrgangs und trägt die Verant-
wortung für die ordnungsgemäße Durch-
führung des Anpassungslehrgangs. Die
betreuenden Ausbilderinnen und Ausbil-
der am Studienseminar sind den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern des Anpas-
sungslehrgangs gegenüber vorbehaltlich
der Rechte der Schulleiterin oder des

Schulleiters im Rahmen ihrer Ausbil-
dungstätigkeit weisungsberechtigt.

(4) Die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer des Anpassungslehrgangs erteilen
wöchentlich in der Regel zehn Stunden
Unterricht. Die betreuenden Ausbilderin-
nen und Ausbilder führen im erforderli-
chen Umfang Unterrichtsbesuche mit an-
schließenden Beratungsgesprächen durch.

§ 78

Bewertung

(1) Nach der Einführungsphase führt
die Teilnehmerin oder der Teilnehmer des
Anpassungslehrgangs in jedem Viertel-
jahr einen Unterrichtsversuch durch, der
bewertet wird. Die Unterrichtsversuche
sollen in allen Fächern oder Fachrichtun-
gen, für die eine Lehrbefähigung ange-
strebt wird, in verschiedenen Jahrgangs-
stufen stattfinden.

(2) Die Leistungen werden am Ende
des Anpassungslehrgangs von der Leite-
rin oder dem Leiter des Studienseminars
unter Berücksichtigung der Unterrichts-
versuche in einem Lehrgangsbericht zu-
sammengefasst. Der Lehrgangsbericht
muss begründete Aussagen über die fest-
gestellten Defizite enthalten und mit der
Gesamtbewertung „bestanden“ oder
„nicht bestanden“ schließen. Eine Wie-
derholung des Anpassungslehrgangs ist
nicht zulässig.

(3) Ist der Anpassungslehrgang nicht
bestanden, erteilt das Amt für Lehrerbil-
dung der Bewerberin oder dem Bewerber
darüber einen mit Begründung und
Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Be-
scheid. Ist der Anpassungslehrgang be-
standen, erteilt das Amt für Lehrerbil-
dung der Bewerberin oder dem Bewerber
einen Bescheid über die Gleichstellung
mit einer Befähigung zu einem Lehramt
nach § 58 des Hessischen Lehrerbildungs-
gesetzes.

§ 79

Beendigung des 
Anpassungslehrgangs

Der Anpassungslehrgang endet mit
Ablauf der festgelegten Zeitdauer oder
vorzeitig auf Antrag. Die Teilnehmerin
oder der Teilnehmer des Anpassungslehr-
gangs kann vorzeitig aus dem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis entlassen
werden, wenn sie oder er die beruflichen
Pflichten verletzt. Für die Entlassung gilt
§ 42 Abs. 3 des Hessischen Beamtenge-
setzes entsprechend.

Dritter Abschnitt

Eignungsprüfung

§ 80

Prüfungsausschuss

Eignungsprüfungen werden vom Amt
für Lehrerbildung an einer Schule durch-
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geführt. Für die Eignungsprüfung ist ein
Prüfungsausschuss zu bilden, welcher aus
einer oder einem vom Amt für Lehrerbil-
dung bestellten Vorsitzenden, zwei weite-
ren vom Amt für Lehrerbildung bestellten
Mitgliedern und einer Vertreterin oder ei-
nem Vertreter der Schule besteht. Der
Prüfungsausschuss muss so zusammenge-
setzt sein, dass durch die Qualifikation
der Mitglieder die Unterrichtsfächer und
Fachrichtungen und das durch die Eig-
nungsprüfung angestrebte Lehramt ver-
treten sind.

§ 81

Teile der Prüfung

Die Eignungsprüfung umfasst:

1. die unterrichtspraktische Prüfung, be-
stehend aus je einer Prüfungslehrpro-
be in den beiden der bisherigen Be-
rufstätigkeit und Ausbildung der Be-
werberin oder des Bewerbers ent-
sprechenden Fächern oder Fachrich-
tungen und

2. die mündliche Prüfung.

§ 82

Bestehen, Bescheid

(1) Die Eignungsprüfung ist insgesamt
bestanden, wenn alle Prüfungsteile durch
den Prüfungsausschuss für bestanden er-
klärt wurden.

(2) Ist die Eignungsprüfung nicht be-
standen, erteilt das Amt für Lehrerbil-
dung der Bewerberin oder dem Bewerber
darüber einen mit Begründung und
Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Be-
scheid. Ist die Eignungsprüfung bestan-
den, erteilt das Amt für Lehrerbildung der
Bewerberin oder dem Bewerber einen Be-
scheid über die Gleichstellung mit einer
Befähigung zu einem Lehramt nach § 58
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes.

ACHTER TEIL

Fortbildung der Lehrkräfte

§ 83

Qualifizierungsportfolio

(1) Das Qualifizierungsportfolio nach 
§ 66 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen Lehrer-
bildungsgesetzes enthält insbesondere:

1. Nachweise zum Erhalt und zur Erwei-
terung der berufsbezogenen Qualifi-
kation und

2. Nachweise zur Vorbereitung auf neue
oder erweiterte berufliche Aufgaben.

(2) Nachweise zum Erhalt und zur Er-
weiterung der berufsbezogenen Qualifi-
kation werden insbesondere durch Fort-
bildung in mehreren der folgenden The-
menbereiche erworben:

1. zu den jeweiligen Unterrichtsfächern,

2. zu übergreifenden schulpädagogi-
schen Themen,

3. zu besonderen Anforderungen der
Bildungsgänge, Schulformen und 
-stufen,

4. zur Wahrnehmung der Bildungs- und
Erziehungsaufgaben der Schule und

5. zur Arbeitsorganisation der Lehrertä-
tigkeit.

Jede Lehrkraft ist verpflichtet, an Fortbil-
dungsveranstaltungen nach Satz 1 Nr. 1
und zu den im jeweiligen Fortbildungs-
plan genannten schulbezogenen Qualifi-
zierungsanforderungen teilzunehmen.

(3) Nachweise zur Vorbereitung auf
neue oder erweiterte berufliche Aufgaben
werden insbesondere durch Fortbildung
zur Qualifizierung in folgenden Themen-
bereichen erworben:

1. für besondere Funktionen in der
Schule,

2. für Tätigkeiten in Fortbildung und
Schulberatung,

3. für Tätigkeiten in der Lehrerausbil-
dung und

4. für Leitungsfunktionen in der Schule
oder der Bildungsverwaltung.

Jede Lehrkraft, die die Wahrnehmung ei-
ner dieser Aufgaben anstrebt, muss im
Qualifizierungsportfolio die Teilnahme an
spezifischen Qualifizierungsmaßnahmen
oder einschlägige berufliche Erfahrungen
nachweisen.

(4) Zum Nachweis der Erfüllung der
Fortbildungspflicht legt jede Lehrkraft ihr
Qualifizierungsportfolio der Schulleitung
zum Jahresgespräch vor.

§ 84

Anforderungen an Fortbildungs- und
Qualifizierungsangebote

Das Amt für Lehrerbildung erstellt Re-
gelungen für die Akkreditierung von
Fortbildungs- und Qualifizierungsange-
boten nach § 65 Abs. 1 Satz 1 des Hessi-
schen Lehrerbildungsgesetzes. Die Rege-
lungen bedürfen der Genehmigung durch
das Kultusministerium.

NEUNTER TEIL

Weiterbildung

Erster Abschnitt

Angebote der Weiterbildung

§ 85

Angebote der Weiterbildung

(1) Das Amt für Lehrerbildung kann
Weiterbildungskurse nach § 3 Abs. 3 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes mit
folgenden Zielsetzungen anbieten:

1. Vorbereitung auf eine Erweiterungs-
prüfung nach § 33 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes,

2. Vorbereitung auf eine Zusatzprüfung
nach den §§ 55 bis 57 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes,
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3. Erwerb einer Lehrbefähigung für be-
stimmte Fächer, Fachrichtungen,
Schulformen und Schulstufen nach 
§ 3 Abs. 3 Satz 2 des Hessischen Leh-
rerbildungsgesetzes oder

4. Qualifizierung für besondere Berufs-
gruppen ohne Befähigung für ein
Lehramt.

(2) Weiterbildungskurse werden im
Amtsblatt des Hessischen Kultusministeri-
ums ausgeschrieben. In der Ausschrei-
bung werden die Zielsetzung nach Abs. 1,
die Zielgruppe sowie weitere Anforderun-
gen festgelegt.

(3) Andere Trägereinrichtungen der
Lehrerbildung nach § 4 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes können geeigne-
te Weiterbildungsmaßnahmen mit Zielset-
zungen nach Abs. 1 anbieten. Diese be-
dürfen der Anerkennung durch das Amt
für Lehrerbildung. In den Fällen des 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 erfolgt die Anerken-
nung im Einvernehmen mit dem Hessi-
schen Kultusministerium.

Zweiter Abschnitt

Zusatzprüfungen zum Erwerb 
der Befähigung zu einem weiteren 

Lehramt

§ 86

Zusatzprüfung zum Erwerb
der Befähigung zum Lehramt

an Grundschulen

(1) Wer sich zur Prüfung nach § 55a
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
meldet, muss Studienleistungen in den
Prüfungsgebieten nach § 55a Abs. 2 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes nach-
weisen, die dem ordnungsgemäßen Studi-
um des Lehramts an Grundschulen ent-
sprechen.

(2) Die Zusatzprüfung in den Prü-
fungsgebieten nach § 55a Abs. 2 des Hes-
sischen Lehrerbildungsgesetzes besteht
aus einer Klausur und einer mündlichen
Prüfung, die aus drei Prüfungsteilen be-
steht.

(3) Einschlägige Studien- und Prü-
fungsleistungen aus dem bereits erworbe-
nen Lehramt und aus anderen Studien-
gängen können angerechnet werden.

(4) Die Gesamtnote der Zusatzprüfung
setzt sich zu gleichen Teilen aus der Be-
wertung der Klausur und der Bewertung
der mündlichen Prüfung zusammen.

(5) Über die bestandene Zusatzprü-
fung erhält die Bewerberin oder der Be-
werber ein Zeugnis, das die Fächer und
Bewertungen der einzelnen Prüfungsleis-
tungen nach Abs. 2 und die Gesamtnote
enthält. § 32 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes gilt
entsprechend.

§ 87

Zusatzprüfung zum Erwerb der 
Befähigung zum Lehramt an 

Hauptschulen und Realschulen für 
Bewerberinnen und Bewerber mit 
der Befähigung zum Lehramt an 

Grundschulen

(1) Wer die Befähigung zum Lehramt
an Grundschulen besitzt und sich zur Prü-
fung nach § 56 des Hessischen Lehrerbil-
dungsgesetzes meldet, muss Studienleis-
tungen in beiden Fächern nach § 56 
Abs. 2 des Hessischen Lehrerbildungsge-
setzes nachweisen, die dem ordnungsge-
mäßen Studium des Lehramts an Haupt-
schulen und Realschulen entsprechen.

(2) Die Zusatzprüfung besteht aus ei-
ner Klausur in einem Fach und einer
mündlichen Prüfung im anderen Fach.

(3) Die Gesamtnote der Zusatzprüfung
setzt sich zu gleichen Teilen aus der Be-
wertung der Klausur und der Bewertung
der mündlichen Prüfung zusammen.

(4) § 86 Abs. 3 und 5 gilt entsprechend.

§ 88

Zusatzprüfung zum Erwerb 
der Befähigung zum Lehramt an 

Hauptschulen und Realschulen für 
Bewerberinnen und Bewerber 

mit der Befähigung zum Lehramt 
an Förderschulen, der Befähigung 
zum Lehramt an Gymnasien oder

der Befähigung zum Lehramt 
an beruflichen Schulen

(1) Wer die Befähigung zum Lehramt
an Förderschulen, die Befähigung zum
Lehramt an Gymnasien oder die Befähi-
gung zum Lehramt an beruflichen Schu-
len besitzt und sich zur Prüfung nach § 56
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
meldet, muss Studienleistungen in dem
Fach nach § 56 Abs. 2 des Hessischen
Lehrerbildungsgesetzes nachweisen, die
dem ordnungsgemäßen Studium des
Lehramts an Hauptschulen und Realschu-
len entsprechen. Das Fach darf nicht Teil
der Fächerkombination im bereits erwor-
benen Lehramt sein.

(2) Die Zusatzprüfung besteht aus ei-
ner Klausur oder einer mündlichen Prü-
fung. Aus der Bewertung dieser Prüfung
ergibt sich die Gesamtnote der Zusatzprü-
fung.

(3) § 86 Abs. 3 und 5 gilt entsprechend.

§ 89

Zusatzprüfung zum Erwerb 
der Befähigung zum Lehramt 

an Förderschulen

(1) Wer sich zur Prüfung nach § 57 des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes mel-
det, muss Studienleistungen in den Prü-
fungsgebieten nach § 57 Abs. 2 des Hes-
sischen Lehrerbildungsgesetzes sowie in
einem Unterrichtsfach nachweisen, die
dem ordnungsgemäßen Studium des
Lehramts an Förderschulen entsprechen.
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(2) Die Zusatzprüfung nach § 57 Abs. 2
des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
besteht aus einer diagnostischen Hausar-
beit und zwei mündlichen Prüfungen in
den Fachrichtungen.

(3) Die Gesamtnote der Zusatzprüfung
setzt sich zu gleichen Teilen aus den Be-
wertungen der drei Prüfungsteile nach
Abs. 2 zusammen.

(4) § 86 Abs. 3 und 5 gilt entsprechend.

ZEHNTER TEIL

Übergangs- und 
Schlussbestimmungen

§ 90

Aufhebung bisheriger Vorschriften

Es werden aufgehoben:

1. die Anordnung über Zuständigkeiten
für die Erteilung der Unterrichtser-
laubnis nach dem Gesetz über das
Lehramt an öffentlichen Schulen vom
12. August 1991 (GVBl. I S. 289)1), ge-
ändert durch Anordnung vom 
30. April 1999 (GVBl. I S. 312),

2. die Verordnung über das besondere
berufsbegleitende Verfahren zum Er-
werb einer einem Lehramt gleichge-
stellten Qualifikation vom 21. Juli
2009 (ABl. S. 398),

3. die Verordnung über die Befähigung
zum Lehramt an landwirtschaftlichen

Fachschulen vom 18. Dezember 2007
(GVBl. I S. 947)2),

4. die Verordnung zur Organisation und
Aufgabengliederung des Amtes für
Lehrerbildung vom 16. März 2005
(ABl. S. 230), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 17. November 2010
(ABl. S. 546) und

5. die Verordnung zur Umsetzung des
Hessischen Lehrerbildungsgesetzes
vom 16. März 2005 (ABl. S. 202), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom
20. Juli 2006 (ABl. S. 639).

§ 91

Übergangsvorschrift

Für Studierende, die ihr Lehramtsstu-
dium vor dem Wintersemester 2011/2012
aufgenommen haben, und für Lehrkräfte
im Vorbereitungsdienst, die bis ein-
schließlich zum 1. Februar 2011 in den
Vorbereitungsdienst aufgenommen wur-
den, findet die in § 90 Nr. 5 aufgeführte
Vorschrift in der bis zum Inkrafttreten die-
ser Verordnung geltenden Fassung An-
wendung.

§ 92

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Novem-
ber 2011 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2016 außer Kraft.

Wiesbaden, den 28. September 2011
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